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[bookmark: _Toc73368678]Einleitung: Worum geht es? (VL 1)

1. Worum geht es in dieser Vorlesung?

· Politische Kontexte lenken das Verhalten von Personen unterschiedlich.
· Einfluss von privaten und individuellen wirtschaftlichen Interessen auf politische Kontexte.
· Es geht nicht nur um Modelle, sondern auch darum, wie sie durch die Politik beeinflusst werden.
 Z.B. ist die Frage nicht nur, wer von einer bestimmten Geldpolitik profitiert, sondern auch darum, ob eine Akteurin dafür ist, obwohl es ihr nicht nützt (Ideologien).

Kapitalismus und Demokratie
· Moderne Demokratien sind kapitalistische Demokratien: Spannungsfeld von Gleichheit und Ungleichheit.
· Kapitalismus und Demokratie stehen grundsätzlich in einem Konflikt: politische Gleichheit (Demokratie: eine Stimme, alle gleich vor dem Gesetz) vs. Erzeugung und Weiterverarbeitung von Ungleichheit (Kapitalismus).
 Stimmgleichheit vs. Leistungsungleichheit, Kaufkraftsungleichheit etc.
 Verdrängt schlussendlich das eine das andere?
 Untergräbt die Ungleichheit des Marktes schlussendlich die Gleichheit der Demokratie?...
· Modernisierungstheorie: Ergänzung untereinander. Beide basieren auf der Idee der individuellen Freiheit (Kern beider Systeme).
 Freiheitsrechte + Individuen wissen was sie konsumieren wollen, etc.: Streben nach Freiheit.
 Kapitalistische Länder werden schlussendlich demokratisch, weil die Bevölkerung im Zuge der Modernisierung (wirtschaftliche Freiheiten) auch demokratische Freiheiten einfordern wird.
· Mittellösung: Einbettung der demokratischen in die kapitalistischen Prinzipien?

Politics (Strukturen und Institutionen)
· Politische Präferenzen ganz häufig Ausdruck wirtschaftlicher Interessen.
· Gegensatz von Arbeit und Kapital strukturell prägend.
· Historischer Materialismus (Marx): Die materiellen/wirtschaftlichen Bedingungen und Interessen determinieren die politischen Interessen der Leute.
 „Es ist nicht das Bewusstsein der Menschen, das ihr Sein, sondern umgekehrt ihr gesellschaftliches Sein, das ihr Bewusstsein bestimmt.“ (Karl Marx, Kritik der politischen Ökonomie)
 Ableitung politischer Präferenzen aus wirtschaftlichen Interessen
· Klassengegensätze als politisch prägend  Parteisysteme!

Bestimmen wirtschaftliche Interesse die politische Agenda?
· Ökonomische Themen sind stets wichtig.
· Aber es gibt wichtige neue Themen: Immigration, Klimawandel, Terrorismus.
[image: ] Aber: auch wirtschaftliche Interessen dabei wichtig.
· Materialistischer Konflikt und post-materialistischer Konflikt.

Bestimmen wirtschaftliche Interessen das Wahlverhalten?
· Klassenzugehörigkeit bestimmt nicht mehr so stark die Wahl für linke/rechte Parteien.
· Materielle Interessen nicht mehr relevant?
· Gibt es eine Repräsentationslücke? Repräsentieren Parteien nicht mehr die materiellen Interessen der Wähler*innen, sodass sie nicht mehr für sie wählen?
[image: ]

Policies (konkreter Output)
· Wirtschafts- und Sozialpolitik eines der wichtigsten Politikfelder, weil am meisten Geld ausgegeben wird.
· Grosse und stabile Unterschiede zwischen Ländern.

Wer gibt wieviel Geld aus? Politics matter!
· Systematischer Unterschied zwischen Ländern wichtig!
 Öffentliche Investitionen: Arbeitsversicherungen, Renten, etc.

Wie wird das Geld verwendet? Policies matter!
· Unterschiede in Investitionen: Grosse oder kleine staatliche Intervention (z.B. Steuern) und die dadurch bewirkte unterschiedliche Verringerung der Ungleichheit.
 Grosse Ungleichheit im Markt: viel Umverteilung (Irland) + wenig Umverteilung (USA).
 Geringe Ungleichheit im Markt: viel Umverteilung (Skandinavien) + wenig Umverteilung (Japan, CH).
· Keine einfachen Erklärungen: Dort wo es viel Ungleichheit gibt wird nicht unbedingt mehr umverteilt.
[image: ]

Typologien: Länder lassen sich gruppieren/sortieren (Korrelationen)  Theoriebildung
· Gesamtausgaben <-ti Steueranteil.
· Anteil der Aktienfinanzierung an der Gesamtfinanzierung der Unternehmen <-ti Grad des Kündigungsschutzes.
Fokus der Vorlesung
· Theorie: Wie können wir diese Unterschiede und Muster erklären? Mit Politik!
· Interessen
· Ideen
· Institutionen
· Wo kommen diese Interessen her?  Grundverständnis für Makroökonomie.
· Welche Interessen setzen sich durch?  Politik

Beispiel für Interessen
· Wer unterstützt den Freihandel, wer ist dagegen?
· Mögliche Intuition: Konsumenten profitieren (mehr Auswahl), Produzenten leiden (mehr Wettbewerb).
· Aber:
· Meiste Menschen sind gleichzeitig Konsumenten und Produzenten.
· Produzenten können auch mehr im Ausland verkaufen.
· Institutionen (z.B. Wohlfahrtsstaat) können Produzenten kompensieren.
· Auch mögliche Verlierer können sich mit dem Wachstumsmodell eines Landes identifizieren («Exportweltmeister Deutschland»).

Methode: Wie können wir diese Erklärungen prüfen?
· Argumentativ
· Empirisch
· Quantitativ
· Qualitativ
· Mixed-Method
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Wie gehen Demokratie und Kapitalismus zusammen? (zu Gingrich 2019)
· Sind politischer Universalismus und wirtschaftliche Gleichheit inkompatibel? 
· Alle Bürger sollen politisch gleich sein «Gleichheitsanspruch» der Demokratie
· Hat die Ausweitung politischer und sozialer Rechte auf immer neue soziale Gruppen den Preis der Ungleichheit? 
· Oder: Unterhöhlt die kapitalistische «Wissensökonomie» zwangsläufig die politische Gleichheit?
· Grundlegende Prinzip des Kapitalismus ist der Markt, mit freien Subjekten, kann nur Gewinne produzieren und Effizient wirtschaften, wenn unterschiedliche Preise und Angebote herrschen
· Der Preis der sich aus Angebot und Nachfrage stellt, dieser Grundmechanismus von Effizienz bedingt die Möglichkeit von Ungleichheit
· Empirische Korrelation von Demokratie und Kapitalismus: puzzling, denn so unterschiedlich
· Grundsatz von beiden: Freiheit, jedoch Bedingung der Gleichheit und Bedingung der Marktmacht unterrichtet
· Koexistenz von beiden Systemen möglich? 
· Dystopien: 
· Demokraten verunmöglicht Kapitalismus und freien Markt und versklavt sie in ihrer Lebensgestaltung 
· Menschen nur rechtlich gleich aber durch Kapitalismus sind sie gefangen in Marktwirtschaft, Feigenblatt der Demokratie «Wenn Wahlen etwas ändern würden, wären sie verboten»
· Nuancierter: 
· Fortschreitende Demokratie (rechtlich und politisch) letztlich materielle Ungleichheit bewirken wird
· Wenn mehr Frauen arbeiten (mehr Gleichstellung politisch und rechtlich): erweitert Arbeitsangebot massiv, also sinkt Preis der Arbeit (also Löhne von allen)heute ähnlich mit Zugewanderten, dass materielle Errungenschaften unterlaufen werden durch mehr politische und rechtliche  Teilhabemöglichkeiten  (da mehr Arbeitskraft dadurch angeboten wird)
· Ausweitung politischer und bürgerlicher Freiheiten und Rechte (Inklusion) mit dem Preis der höheren Ungleichheit?
· Kapitalistische Wissensökonomie unterläuft Egalitarismus?


Ausweitung politischer und bürgerlicher Freiheiten seit dem frühen 20. Jh.
· T.H. Marshall, «Citizenship and social class», 1950 Entwicklung der demokratischen Staatsbürgerschaft bedingt: 
· Grundrechte (Glauben, Versammlung usw)
· Aktive und passive politische Rechte
· Soziale Rechte (Anspruchsrechte an die Gemeinschaft)
· Kontinuierliche Ausweitung der politischen Gleichheit 
· Konzentration von Macht und Rechten in den Händen der besitzenden Klasse bis ca. Anfang/Mitte 20. Jh. 
· Als Demokratien Schub erlebt haben (jedoch nicht universalistisch, Frauen, Arme usw ausgeschlossen von Teilhabe) 
· Ab dann sukzessive Ausweitung auf Arbeiter, Frauen, Kinder, religiöse, ethnische, sprachliche, sexuelle Minderheiten.

Ausdehnung der politischen Rechte: Siegeszug der universellen politischen Rechte

[image: ]

Bildungsexpansion, Bildungsintegration der Frauen
[image: ]

Frauenerwerbstätigkeit (diese generiert mehr Gestaltungsfreiheit, Eigenständigkeit usw als Subjekt in der Gesellschaft)
[image: ]


Indizes der rechtlichen Diskriminierung bezüglich ethnischer Minderheiten und Zugewanderten  (Ausschluss aus sozialen Rechten, Arbeitsmarkt usw)
· Tendenz von aktiver legaler Diskriminierung
· Affirmative Action (Quoten), positive Diskriminierung nimmt zu
Aktive Rolle des Staates in Universalismus 
[image: ]
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Zunehmende wirtschaftliche Ungleichheit seit ca. 1980er Jahren. 
· «The Great U-turn»,  Aldersonand Nielsen 2002, AJS
· «Capital in the 21st Century», Piketty 2014 
· Sowie (selektiv) Sozialstaatsabbau, neue Armutsrisiken


[image: ]

Elefantengrafik:
· Einkommenswachstum von wem ist gestiegen über die letzten dreissig Jahre
· Einkommenszuwachs in Entwicklungs- und Schwellenländern 
· Negatives Wachstum in der unteren Mittelklasse von westlichen Demokratien (qualifizierte Arbeiterschicht)
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Untere Einkommenshälfte der USA kein Zuwachs

[image: ]

DE: niemand hat absolute gewonnen oder verloren, am meisten haben die hohen Einkommen profitiert, das 9te (Perzentil) also 10 % sind noch obendran)

[image: ]
Warum diese beiden gegenläufigen Entwicklungen? 
1. Strukturwandel zur Dienstleistungs- und Wissensökonomie, inkl. Bildungsrevolution
a. Kognitive hohe Beschäftigung, Bildungsprämien steigen (Durchschnitt von Person mit tertiärer Bildung und Person ohne sehr unterschiedlich)
b. Höhere Bildung führt zu anderem Wertebild, auch stärkere stratifizieren
2. Gesellschaftlicher kultureller Wandel
a. Backlasch von Verlieren 
3. Globalisierung: Beschleunigung des Strukturwandels, Diffusion von Ideen, internationale Organisationen
a. Katalysator der Entwicklungen

· Situation der Frauen in der Gesellschaft: 
· auf jeden Fall enorm verbessert, hängt mit Bildungsexpansion und Wertewandel zusammen, 
· dabei stieg ökonomische Ungleichheit innerhalb der Frauen an, Haushalt hat nicht mehr so stark die Ausgleichende Funktion  (Homogamieheirate zwischen zwei Personen, die gleich viel verdienen)
 
Nicht gegenseitige Ursache, aber beide Produkt der gleichen strukturellen Änderungen

Direkter Zusammenhang? 
· Führt der zunehmend ausgeweitete Universalismus zu einer Schwächung der Umverteilung? 
· Führt die globalisierte Wissensökonomie zwangsläufig letztlich auch zu politischer Ungleichheit (»winner takes all»)?
· →Zeitungsartikel


Gingrich, S. 207/208: 
· «In Zukunft erfordert die Bekämpfung von Ungleichheit Massnahmen, die den zunehmend diversifizierten Produktivitätssteigerungsraten von Unternehmen, geographischen Orten und Qualifikationsgruppen auf politisch mobilisierbare Weise Rechnung tragen. Soziale Solidarität ist immer konstruiert und entsteht nie aus dem Nichts.

Gerrymandering als Effekt von Kapitalismus auf Demokratie?
· Nicht unbedingt, innerhalb der politischen Institutionen
· Einfluss von Spenden eher Gedacht, indirekt Einfluss auf Gerrymandering

[bookmark: _Toc73368680]Lektüre VL 2: Ungleichheit (Jane Gingrich)

Ausgangslage
· Zunehmende egalitäre Staatsbürgerschaft in Demokratien: erweiterte bürgerliche, politische und soziale Rechte.
 Z.B. Frauenstimmrecht, weniger Diskriminierung gegen Frauen in den Bereichen Lohn und Arbeitsbedingungen, Elternzeit, etc.
· Zunehmend ungleiche Einkommensverteilung, wirtschaftliche Ungleichheit und Ungewissheit (zerfaserte soziale Sicherungssysteme), neue Formen der Armut und Druck auf geringer qualifizierte Arbeitskräfte (de-Industrialisierung). 
· Demokratien sind egalitärer denn je: mehr Rechte für Bürger*innen vs. wirtschaftliche Ungleichheit und Ungewissheit nimmt zu.
· These: «Egalitarismus und wirtschaftliche Gleichheit [sind] nicht nur kompatibel, sondern tatsächlich notwendige Ergänzungen».
 Gegenidee: Spannungsverhältnis zwischen der Idee der Gleichheit von Individuen in einer Demokratie und der von den Märkten (Kapitalismus) erzeugte wirtschaftlichen Ungleichheit.

Egalitarismus vs. Gleichheit?
· Strukturwandel in der Wirtschaft
· Automatisierung standardisierbarer Aufgaben und wachsender Welthandel als Bedrohung für traditionelle Arbeitsplätze im produzierenden Gewerbe.
· Neue Stellen im Dienstleistungsbereich.
 Stärkere wirtschaftliche Ungleichheit.
· Wissensökonomie: Höheres Bildungsniveau der Bevölkerung und dichtere/vielfältige städtische Zentren.
 Stärkere sozial egalitäre Einstellung bestimmter Bevölkerungsgruppen.
· Nachkriegszeit: Aufbau des Sozialstaats  Es scheint kein Widerspruch zwischen den beiden Phänomenen zu geben, sondern das eine braucht das andere.
 Es brauchte eine Ausweitung der Bürgerrechte auf neue Teile der Bevölkerung, damit der Sozialstaat als Lösung des Konflikts aufgebaut werden konnte, um die wirtschaftliche Gleichheit zu erweitern (+ Akzeptant des Marktes bei breiteren Teilen der Bevölkerung?).
· Gegenwart: Spannung zwischen Demokratie und Kapitalismus
1. These: Gleichheit wird Märkte nicht untergraben + Marktungleichheit (Kapitalismus) wird politische Rechte nicht aushöhlen.
 Demokratische Institutionen können stets einen Mechanismus bieten, der die meisten Bürger*innen am Gewinn des kapitalistischen Wachstums teilhaben lässt. (Haben sie dies jemals?)
2. These: Wirtschaftliche Ungleichheit wird egalitäre Gewinne aushöhlen.
 Extreme Konzentration von Reichtum an der Spitze übersetzt sich in mehr soziale und politische Rechte für die Reichsten: Kontrolle über Wahlen und Angebotene Policies  Kürzung bei Sozialprogrammen (Druck), repressive Massnahmen, etc.
 Wohlhabende Elite konsolidiert ihre Macht und verfolgen ihre Interessen durch demokratische Institutionen.
3. These: Die Beachtung egalitärer Staatsbürgerschaft untergräbt die Berücksichtigung wirtschaftlicher Gleichheit. Wähler*innen sind offen für Mobilisierung durch die radikale Rechte. 
 Linke Parteien, die auf egalitären und nicht ökonomischen identitätspolitischen Forderungen basieren, entfremden die Arbeiter*innenklasse, der materielle Anliegen wichtig sind (Verschleierung des Klassenkonflikts). Diese werden eher von der radikalen Rechten mobilisiert und es kommt zu schwachen Umverteilungspolitiken.
4. These (Autorin): Die Verteidigung wirtschaftlicher Gleichheit erfordert ein entschiedenes Bekenntnis zum Egalitarismus (sie sind untrennbar).
 Egalitäre Gewinne und wirtschaftliche Gleichheit sind kompatibel.
 «Die Mobilisierung von gruppenbasierten egalitären Ansprüchen entstand nicht aus dem Nichts, sondern aus der doppelten wirtschaftlichen und politischen Ausgrenzung dieser Gruppen.»
 Der Strukturwandel in der Wirtschaft führt zu vielfältigen wirtschaftlichen Schicksalen für unterschiedlich gut ausgebildete Bürger*innen: Wie bildet man eine politische Koalition für diese vielfältigen wirtschaftlichen Erfahrungen? 
«Die Mobilisierungsstruktur kann die soziale Solidarität erweitern oder beschränken.»
 «Es besteht kein Widerspruch zwischen dem Eintreten für Bürgerrechte und der Förderung wirtschaftlicher Gleichheit - beide sind … eng miteinander verknüpft.»
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Struktur
1. Vergleichende und Internationale politische Ökonomie
a. Definitionen, Gemeinsamkeiten und Unterschiede
b. Geschichte der beiden Fächer
2. Sozialstaaten im Vergleich: Drei Welten des Wohlfahrtskapitalismus
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· CPE concerns itself with the comparative study of distributional outcomes across countries and among individuals. ...
· CPE explores how the complex domains of labour markets, industrial relations, finance, and welfare states mesh and interact.
· It offers insights into individual prospects for negotiating and navigating these choices. 
· CPE focuses on the institutional differences in the organization of modern capitalism.“

International Political Economy (Oatley2018: 1)  immer transnationale Politik
· „International Political Economy (IPE) studies how politics shape developments in the global economy and how the global economy shapes politics. 
· It focuses most heavily on the enduring political battle between the winners and the losers from global economic exchange.
· Zentrale Subfelder!



1. VPÖ und IPÖ: Gemeinsamkeiten
· Fokus auf Verteilungsfragen (zwischen Staaten, innerhalb von Staaten) 
· Materialismus als gemeinsames theoretisches Fundament
· Idee, das materielle Bedingungen die Präferenzen und Handeln prägen
· Methodologischer Individualismus als gemeinsames methodisch-empirisches Fundament
· Forschungshandwerk: Mensch hat Präferenzen und handelt strategisch im Sinn dieser Präferenzen (nicht nur Macht/Geld aber schon RC)
· Keine kollektive Präferenz oder Staatsräson 
· Neuerdings etwas Kulturalismus rein!

· Ideengeschichtliche Traditionslinien
· Theorien ökonomischer Transformationsprozesse (Philosophie, Ökonomie/Soziologie) 
· Makroökonomische Theorien (Ökonomie, Politikwissenschaft)
· Für CPE: Makrohistorische Theorien der Sozialstaatsentwicklung  (Politikwissenschaft)

Theorien ökonomischer Transformationsprozesse
· Im Kontext der Entwicklung einer (industriellen) Marktgesellschaft 18. und 19. Jh
· Adam Smith (z.B. the Wealth of Nations1776): individueller Rationalismus führt zu maximalem kollektiven Wohlstand
· Agrarwirtschaft im feudalistischen System, mussten alles abgeben Erste Länder haben in Städten eine Kommerzialisierung erlaubt (freier Ver- und Ankauf von Waren?)ist das für gesamte Gesellschaft relevant oder nur für individuellen Nutzen?
· David Ricardo (z.B. On the Principles of Political Economy and Taxation, 1817): Handel steigert den kollektiven Wohlstand durch Spezialisierung
· Denkt über Länder die Handeln (Land A macht gutes Produkt und Land B anderes gutes Produkt, bessere Qualität zu tieferen Preisen da Spezialisierung )
· Karl Marx (z.B. Das Kapital 1867): Selbstzerstörerische Dynamik des Kapitalismus durch das Handeln der kapitalbesitzenden Klasse
· Kapitalistisches Handeln als erstes Primat, dass über Politik entscheidet, was zur Ungleichheit führt 
· Versuche, die umwälzenden sozialen und ökonomischen Veränderungen und ihre Konsequenzen zu verstehen.
· Was ist eigenständiger Beitrag der Märkte und deren Einfluss auf Politik und Gemeinwohl? Markt als besserer Herrscher (im Gegensatz zu merkantilistischer Denkweise vor ihnen)


· Theorien der Marktgesellschaft (bzw. Industriegesellschaft) im 20. Jh
· Karl Polanyi: The Great Transformation, 1944
· „From non market societies to market societies“
· Die Marktwirtschaft verändert die Logik des menschlichen Handelns an sich.
· Der Mensch in der Marktgesellschaft wird zum rationalen, kalkulierenden Akteur 
· Die Marktgesellschaft führt langfristig zum sozial-protektionistischen „backlash“ („double movement“)

Makroökonomische Theorien
· Keynesianismus: Nachfrageorientierung (J.M. Keynes, Allgemeine Theorie der Beschäftigung, des Zinses und des Geldes, 1936)
· Staat kann sehr viel tun, investiert und setzte wirtschaftliche Dynamiken in gang  vor allem Nachfrage ankurbeln (seit Wirtschaftskrisen/Corona sehr keynesianische Politiken )
vs
· Monetarismus: Angebotsorientierung (Milton Friedman, The Optimum Quantity of Money, 1969)
· Staat schafft gute Bedingungen, zulassen, dass Firmen selber sich erholen können, Steuerung der Geldmenge und Zinssatz



· CPE: Politik der fiskalpolitischen Steuerung,  Korporatismus 
· (z.B. Schmitter/ Lehmbruch „Trends towards corporatist intermediation“ 1982, Hall „Governing the Economy“ 1986, Katzenstein „Small States in World Markets“ 1985)
· IPE: Handelstheorien/modelle
· (z.B. Ricardo-Vinervs. Heckscher-Ohlin Modelle von Handel -näher an der Ökonomie; Wallerstein’s Dependency Theory-näher an Soziologie)

CPE: Makrohistorische Theorien der Sozialstaatsentwicklung
· Empirisch: Theorien der Staatsentwicklung
· Stein Rokkan/ S.M Lipset, Party Systems and Voter Alignments 1967
· Peter Flora, Growth to Limits 1986/1987
· Gösta Esping-Andersen, Three Worlds of  Welfare Capitalism1990
· Politische Philosophie–T.H. Marshall,
· Citizenship and social class, 1950 
· Civil rights, political rights and social rights

[image: ]
VPÖ und IPÖ: zunehmende Überlappungen
· Zunehmend überlappende Fragestellungen durch die (regionale) Integration der Ökonomien
· (Nationale) Politisierung der internationalen ökonomischen Governance (z.B.  WTO, EU)  Proteste gegen Troika oder WTO Runden 
· Internationale Determinanten von nationalen Outcomes, als Rahmenbedingungen (z.B. Geldpolitik) oder direkter Einflussfaktor (z.B. «Troika»/IMF/Multinationale Unternehmen)
nicht nur Typologie von verschiedenen Systemen, sondern wie verschiedenen Ländern mit Risiken umgehen, die Kapitalismus generiert 
Sozialstaaten im internationalen Vergleich: „Die drei Welten des Wohlfahrtskapitalismus“
1. Drei Welten des Wohlfahrtskapitalismus: Charakteristika
2. Grundlagen und Determinanten der Regime
3. Kritik an der Typologie

[image: ]
Sozialstaat: sehr wichtig geworden in sehr kurzer Zeit nach 1945!
Vergemeinschaftung von sozialen Risiken, veränderte gesamte gesellschaftliche Struktur  
In Schweden: in 30 Jahren mehr als die Hälfte des BIP für Sozialsysteme ausgegebenSOZIALISMUS (provokant) oder soziale Marktwirtschaft 

· Demokratie als taugliches Instrument um den Kapitalismus in Grenzen zu halten 
· Grundlegende marxistische Idee: Bezwingung des Kapitalismus setzt Sozialismus voraus, Demokratie als fauler Kompromiss (führte zu Spaltung der Linken  Systemchange vs reformistischer Flügel)
· Esping Andersen: Soziale Marktwirtschaft kann Kapitalismus in Grenzen halten 



Die 3 Welten des Wohlfahrtskapitalismus
· «Welfare regime»: Interaction of market, state and family in managing social risks. (Van Kersbergen and Manow2017: 365).
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Risiken wie Unfälle, Krankheit, Invalidität, Alter, Entlassung, strukturelle Arbeitslosigkeit, Konjunkturschwächen 
· Wer bringt dann materielle Sichereit? 
· Markt: muss einfach nehmen, was angeboten wird
· Staat: Versicherung, Arbeitsbedingungen zulassen, die es sonst nicht gibt (z.B Parkeinweisungen für Trinkgeld oder Türaufhalter)
· Familie: monetär: Ernährermodell  Löhne müssen gut sein, Vorschriften: Staat erst wenn Familie nicht kann (Stipendien nur bei Bedarf z.B)

Das Verhältnis von Markt, Familie und Staat ist v.a. geprägt vom Ausmass und der Art der Staatsintervention.  Esping möchte das Messbar machen
1. «Dekommodifizierung»:
a.  Ausmass; „The degree to which social rights permit people to make their living standards independent of pure market forces“ (1990: 3)
2. «Stratifizierung»: wer in den Genuss der Loslösung vom Markt kommt
a. Art; „The welfare state is a stratification system in its own right. Does it enhance or diminish existing status or class differences?“ (1990: 4)
Bindet an reguläres Einkommen oder Heirat? Dann sehr stratifizierend oder alle bekommen es wie Universal/egalitär (alle Studis bekommen Geld, alle Kinder ab 1. Jahr in Krippe vs Schweiz erst ab 4 Jahr in KG, ab 12 Jahr Trennung in Gymi und Sek, sehr stratifizierend nur höhere Schichten in Bildung)

«Dekommodifizierung»: Indikatoren bei E-A für Altersrenten, Krankheitsleistungen, Arbeitslosigkeit
1. Mindesthöhe von Leistungen 
2. Durchschnittshöhe von Leistungen (z.B. Ersatzraten)
3. Anspruchsberechtigungen (z.B. Beitragsdauer; Karenzfristen)
4. Dauer von Leistungen «


[image: ]
z.B Residualmodelll in Südeuropa: ob und welcher Arbeitsvertrag 
· regulärer Vertrag, dann hohe Renten und hoher Ersatz (für junge Leute nicht mehr der Fall)
· Spanien: während Corona: viele Leute haben keine Grundlage um einzufordern, deshalb neue Grundlage für alle sichern




«Stratifizierung»: Indikatoren bei E-A für Altersrenten, Krankheitsleistungen, Arbeitslosigkeit
1. Konservatismus (Status-Stratifizierung) Leistungen proportional ausrichten 
a. Korporatistische Fragmentierung der Rentensysteme
i. Verschiedene Berufsgruppen spezifische Altersversicherungen haben (unterschiedliche Pensionskassen)teilen Risiken nur mit gleichen Jobs und nicht Reinigungskraft mit Bänker (Gängsters), da unterschiedliche Pensionskasse je nach Beruf 
b. Höhe der Altersrenten für Beamte
i. In DE zahlt man als Beamte keine Sozialversicherungen (Steuern zahlen)
2. Liberalismus  nur den Bedürftigsten 
a. Bedarfstests bei Leistungen
b. Private Anbieter/Versicherer
3. Sozialismus  eine grosse Solidargesellschaft (min max Beiträge nicht gross unterschiedlich, ähnlich wie AHV) 
a. Umfassendes Risikopooling / Universalismus
b. Tiefe Spreizung der Leistungshöhen (Min/Max)
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Heutige Forschung: Schweiz als konservativ und stratifizierend (conservative welfare state with liberal face  Pensionskassen, Versicherungen usw ist privat aber Struktur der Sozialstaates: obligatorische Krankenkasse und AHV ist stratifizierend und konservativ aufgezogen 
Findet Bündel immer auch nach anderen Indikatoren, also Valide

[image: ]

Grundlagen und Determinanten
Gegen Industrialisierungstheorie: mehr Risiken durch Kapitalismus also auch mehr Sozialstaat funktionalistisch, falsch (nicht empirisch belegt)
Marxistisches Modell: Instrument um Massen ruhig zu stellen und Revolution zu stellen, Andersen: Soziale Rechte als Machtressourcen der Arbeiterbewegung 
· Zentrale Erklärung: 
· «Power Resources» Modell 
· (vs. Industrialisierung; vs. Marxismus)
· Zentrale Variable: Mobilisierung der Arbeiterklasse 
· Sozialrechte als Machtressource
· „Decommodification strengthens the worker and weakens the absolute authority of the employer. It is for exactly this reason that employers have always opposed decommodification“ (1990: 22)

Politische Erklärung der Regime nach der Machtressourcentheorie (E-A 1990; van Kersbergen1994)
[image: ]

Validität der Machtressourcentheorie nach 1980er Jahre?
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· Korrelation von Linke/Christdemokraten Stärke (in Regierung)  und Sozialausgaben: war immer signifikant und positiv
· Nach 1985 keinen signifikanten Zusammenhang mehr 

Grundlagen der Determinanten
· Validität der Machtressourcentheorie nach 1980er Jahre? 
· Huber, Evelyne and John Stephens (2000). Development and Crisis of the Welfare State. Chicago Univ. Press.
· Stärke der Arbeiterklassen nicht mehr zentrale variable 
· Die Erklärungskraft der Variable „Left power“ (SD Wähler- und Regierungsanteil, Gewerkschaftsdichte, etc.) nimmt in der Tat ab über die Zeit.

Kritik an der Typologie
· Empirisch: Southern European model (residual) als eigenständiges Regime (e.g. Ferrera1993):  (waren früher alles Diktaturen) 
· Hohe Stratifizierung und tiefe Dekommodifizierung
· Gender-blindness (e.g. Orloff 1993). 
· „Power resources analysts focus on  those aspects of social provision that are most relevant for male wage earners and breadwinners. Programs that compensate workers for losses in income from paid labor“ (1993: 308)
· Life chances of women may depend on different social rights than life chances of the „male breadwinner“.





[bookmark: _Toc73368682]Lektüre (VL 3), Welfare state

· capitalism and democracy is incompatible. But the welfare states of the West prove that capitalism and democracy can indeed go together
· The welfare state is the product of the interplay between political equality (democracy) and economic in-equality (capitalism).
· The welfare state represents the most fundamental transformation of advanced capitalist democracies in the post-1945 period.
· Comparative Politics tries to explain the emergence, growth, and consequences of welfare states, and ad-dresses fundamental issues of social justice and the good society.

What is the welfare state?
· Wilensky: “government-protected minimum standards of income, nutrition, health, housing and education, assured to every citizen as a political right, not charity”
· Income security, fair distribution of life chances, minimize life risks…
· State-centred definitions: “lines of state action to reduce income insecurity and to provide minimum standards of income and services and thus to reduce in-equalities”
· measured in terms of public social spending expressed as a proportion of total state spending or of the gross domestic product (GDP)
· But also have to research if, why and how risks become social risks has been (question of structuralist power in state)
· Esping-Anderesen: “we need to know instead  for which purpose the money is used” and how the labour market is regulated 
· “The market, the state, and the family can all be the main welfare providers”
· Female labor participation vs motherhood, welfare systems made up for one-man gaining household income 
· 3 perspectives:
· 1) a functionalist approach, 
· The welfare state is an answer to problems created by capitalist industrialization
· Differences explained by different timing of industrialization and modernization 
· (2) a class-mobilization explanation (more structuralist approach) 
· Welfare state growth was driven by the democratic class struggle (outcome of political entrepreneurs who fought for their clientele)
· “state decommodifies labour”  (Macht Arbeit weniger zur Handelsware)
· The feminist critique of the class mobilization literature has stressed that in order to be decommodified, you have to be commodified first (also muss überhaupt zuerst Arbeit haben)
· (3) a literature emphasizing the impact of state institutions and the relative autonomy of bureaucratic elites (institutionalist approach) 
· When countries confronted with the social problems generated by modern society, matters whether their bureaucratic elite was relatively autonomous (Japan, Sweden) or whether the lack of bureaucratic autonomy led to a 'politicization' of early welfare state formation and subsequently to welfare clientelism
· Long delegitimating of social protection by criticizing  veteran pensions in US
· Diffusion of international policy learning and WHO
· The least democratic countries as pioneer in building the modern welfare state (Bismarck invented social rights for preventing a labour revolution )

The impact of social democracy
· No increase of redistribution when high amount of inequality (median voter poorer than median income hypotheses)
· The main finding are that: the more the mass of the population is organized as wage-earners within the social democratic movement, the higher the quality (universalism, solidarity, redistribution) of the welfare arrangements tended to be and, as a result, the higher the extent of equality.
· Qualitative research: “the biggest (welfare state) are not necessarily the best, but the best are rarely the smallest”
· Smopec: vulnerable export economies bought liberal system by providing social guarantees (Vorlesung Schweizer Politik Katzenstein)
· Not so when exporting agriculture products like latin country’s because of price volatility
· A large number of studies corroborated the causal effect of social democratic power on welfare state performance (strong welfare state when left strong and right/liberal divided)
· Incoherent political economies when:
· Neoliberal regime vs strong unions
· Left macro politics vs fragmented and particularistic unions 
· By the end of the 1980s the literature came to agree that parties or unions alone had little effect and that successful social democratization required a configuration of strong left-wing parties in government supported by an encompassing and centralized trade union movement



Risk redistribution:
· Rejection of link between social democracy and solidaristic social policies by Baldwin 1990
· Moreover reapportioning of risks than of wealth instead:
· privileged groups discovered that they shared a common interest in reallocating risk with the disadvantaged

Christian democracy and Catholic social doctrine
· France/Netherlands pursued equality + strong welfare state without strong social democratic labour movement
· Christian democratic parties where also supported by workers and Christian unions  
· Functionalist views on growing welfare state:
· Demographic ageing
· Structural change (service economy)
· Re-election trough expand public spending 
Variations among developed welfare states
 
Most important difference to distinguish 
· Tax-financed or contribution-financed welfare system
· Every citizen protected or every worker?
· Benefits trough need, gained trough work, trough citizenship 
· Do benefits reflect income or are they flat rate?

the residual welfare model, 
· in which social protection comes into play only after the breakdown of the private market and the family as the "natural" channels for the fulfilment of social needs'
The industrial achievement performance model, 
· in which welfare rights and benefits are linked to the employment relation and reflect 'merit, work performance and productivity' 
An institutional redistributive model, 
· in which social welfare institutions are an integral part of society, providing universalist services outside the market' 

Anglo saxon liberal, Scandinavian social democratic, continental reigem (PS&T)
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Southern Europe
· Highly segmented labour market with the highest protection standards for the ,happy few, in the state sector and in state enterprises, combined with large segments of low protection in the private sector, plus unregulated employment in the large shadow economy.
· This leads to low female employment and high youth unemployment
· Dominance pension spending

Australia and New Zealand
· High employment protection (protection trough market)
· Compressed wages
· Less post hoc welfare interventions





The effects of the welfare state

· The main questions were whether the welfare state 
1) modifies social inequality, 
2) alleviates poverty, and 
3) reduces social risks, and 
4) whether different welfare states have varying consequences for social stratification

· social mobility (escape one’s class) important question for welfare state
· redistribution does not always imply more equality
· saving money while working for the time when old
· conservative regime: you earn what you worked for
· universalistic: highly skilled / wealthy people can profit more from Benefits (when investing in university’s academic families will benefit more )
· Liberal regime: targeted benefits for people in need (zero-sum conflict between poor and better off workers)
·  Korpi/Palme: 
· The more we target benefits at the poor only and the more concerned we are with creating equality via equal public transfers to all, the less likely we are to reduce poverty and inequality
· Best system: Matthew effect + egalitarian system…?
· Bringing poor and rich people in the same institutional structures (not private insurance) 
· Manow und van Kersbergen erklären hier das berühmte "paradox of redistribution": am besten geht es den "Armen" nicht dort, wo alle Sozialleistungen nur ihnen zukommen (targeted), sondern dort, wo die Sozialleistungen auch der Mittelklasse offenstehen (die sie besonders gut nutzen kann --> Matthew effect) und zwar in ähnlichem Umfang (egalitarian). Warum? Die Öffnung der Sozialleistungen für die Mittelklasse generiert einen politische Solidargemeinschaft zwischen den Armen und den Nicht-Armen, welche insgesamt viel höhere Leistungen (für alle) ermöglicht als lediglich targeted Leistungen, wie sie in angelsächsischen Ländern üblich sind. Das Paradox besteht also darin, dass die Leistungen, die auf den ersten Blick "verschwendet" werden an die nicht-Bedürftigen die Voraussetzungen dafür schaffen, dass die Leistungen für die Bedürftigen höher sind. Wenn der Sozialstaat nur den Armen Geld geben würde, wären die Leistungen viel tiefer, weil die Mittelklasse nicht bereit wäre, dafür viel Steuern zu bezahlen. Insofern generiert das universalistische Modell (Skandinavien) nicht nur am meisten Umverteilung, sondern auch die höchste und breiteste politische Unterstützung.
· Social policies often took the distribution of labour between men and women for granted and tended to reinforce it (gemacht für den arbeitenden Mann, in 100% Anstellung über 30 Jahre lang oder keine Absicherung für alleinerziehende Eltern)


The challenges and dynamics of contemporary welfare state¨

Globalization: efficiency vs compensation

1) The compensation hypothesis holds that open markets create a need for new compensatory policies that (democratic) governments may supply. More-over, social policies can also be productive assets as they foster a better educated, better trained, and healthier workforce, provide coordinated market economies with specific skill profiles, and contribute to the development of a more equal and less conflictual society.
2) The efficiency hypothesis states that globalization ham-pers social policy. International competition forces national governments to reduce costs by scaling down taxes and social policies. At the same time, open capital markets critically reduce the nation state's taxing capacity, thereby undermining the welfare state's fiscal basis

Trade openness leads to the expansion of the welfare state only under social democratic or Christian democratic leader-ship, but not when secular right parties are in power

· Glatzer/Rueschmeyers 2005: 
· Welfare state outcomes are predominantly the result of the complex interplay of international economic forces and domestic politics and institutions

Welfare defence: the politics of retrenchment and transformation

· Welfare state reform tends to induce political backlash and this has been taken to explain the striking inertia of social programs.
· hier erklärt der Text den wichtigen Beitrag von Paul Pierson: während expansive Sozialstaatsreformen (die Regel vor den 1990er Jahren) viel politische Zustimmung generierten, führen restriktive Sozialstaatsreformen (auf der Agenda seit den 1990er Jahren, cf. Sparpolitik, Rentenhöhe etc) zu negativen Reaktionen an der Urne (backlash). D.h. es gibt kaum Parteien, die es wagen werden, effektiv restriktive Reformen vorzuschlagen, weil sie die Abstrafung an der Urne fürchten. Dieser politische Mechanismus stabilisiert die Sozialstaaten resp. verunmöglicht weitreichende konsolidierende Reformen.?), 
· Social welfare programs produce their own supporter 
· Retrenchment is very hard to communicate
· Trade offs between labour market insiders and creating opportunities for outsider (service economy)

The changing welfare state

Three dimensions to measure (Pierson 2001)
· Recommodification: the attempt 'to restrict the alternatives to participation in the labour market by either tightening eligibility or cutting benefits' (i.e. strengthening the whip of the labour market.
· Cost containment: the attempt to keep balanced budgets through austerity policies, including deficit reduction and tax moderation.
· Recalibration: 'reforms which seek to make contemporary welfare states more consistent with contemporary goals and demands for social provision' 
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Kritik an der Machtressourcentheorie
· Letzte Woche: Wohlfahrtsstaat v.a. als Instrument der Umverteilung zwischen Arbeit und Kapital.
· Esping-Andersen: Entscheidend sind die Machtressourcen und Koalitionsmöglichkeiten der Arbeiterschaft. Schlüsselrolle für linke Parteien und Gewerkschaften.
· „Decommodification strengthens the worker and weakens the absolute authority of the employer. It is for exactly this reason that employers have always opposed de-commodification“ (Esping-Andersen 1990: 22)
· Aber: In Kontinentaleuropa wichtige Rolle christdemokratischer Parteien (und weniger Sozis)
· Aber: Erfinder der Sozialversicherung: Bismarck (Krankenversicherung 1883, Unfallversicherung 1884)

Wohlfahrtsstaat = „Sozialversicherung“
· Versicherungslogik heisst: Absicherung gegen mögliche Risiken erlaubt, diese Risiken überhaupt einzugehen (Estevez-Abe/ Iversen/ Soskice2001).
· Bestimmten Prozentsatz werden Krankheiten haben, wenn jeder eigene Versicherung macht wäre extrem ineffizient, also machen wir Risikopooling wenn alle mitmachen
· Versicherung ermöglicht etwas, PKWs sind alle versichert, also ermöglicht es allen zu fahren
· Effizienzargument in Arbeitsmarkt: Versicherung erlaubt Risiken einzugehen, z.B in dem man sich spezialisiert (falls man sich spezialisiert hat und dann Firma bankrott geht, hat man keinen Job mehr
· z.B Orchesterharfe, Stadt geht bankrott, kein Orchester mehr 
· z.B spezialisierter Maschinenbauindustrie, wenn Krise, kann nicht einfach in Massenproduktion wechseln 
· In Branchen wo Individualisierung der Produkte vorherrscht, grosse Risiko da wenig general skills  
· mit Versicherung weiss man aber, ich bin SAFE und dann profitiert Firma davon, weil Firma Interesse daran hat, dass ArbeitnehmerInnen sich spezialisieren (brauchen kein KV)  
· Min General Skills (KV, HR, PR z.B) findet man egal wenn Firma weg ist wieder etwas neues
· Wichtige Risikoquelle im Arbeitsmarkt: Spezialisierung (auf einen Beruf, eine Firma, ein Produkt...)
· Firmen haben Interesse, dass Arbeitnehmende sich spezialisieren.  Wohlfahrtsstaat potenziell effizienzsteigernd.

Keine Umverteilung sondern Effizienz im Arbeitsmarkt!
Esping-Anderesen: sehr stratifizierend also schlecht, aber Effizienzsteigernd, gleiche Versicherung nicht möglich für alle gleich 
Wohlfahrtsstaat = „Sozialversicherung“
· Welches Wohlfahrtsstaatsregime ist besonders geeignet, diese Effizienzsteigerung zu sichern? 
· Antwort: Das Regime, in dem der Versicherungscharakter besonders ausgeprägt ist => Das christdemokratische Regime
· [image: ]«Stratifizierung» in diesem Sinne ein Beitrag zur Effizienzsteigerung.

X: Was passiert im Fall der Arbeitslosigkeit:
Y: Wie einfach ist es dich zu feuern

· Unten Links: häufig Job verlieren, wenn Arbeitslos wenig Unterstützung
· Also general skills (schnell Vertrauensverhältnis zu Kunden aufbauen und in Dienstleistungsökonomie arbeiten) um schnell Job zu finden 
· Unten rechts (Japan):
· Beide haben Anreizt, dass sie ein Leben lang bei der Firma bleiben und investieren in spezifische Beziehung Firma-Arbeiter
· Oben links:
· Wenn Job verlieren, dann erst gut abgesichert und Zeit etwas gutes zu finden (flexyurit): Fähigkeiten die man mitnehmen kann in der gleichen Branche
Indiz dafür:
· Wie lange bleiben Leute im selben Unternehmen 
Indiz für Spezialisierung:
· Wie hoch Anteil von Berufsschulen (Kont./Univ. Modell hoch)

Zwei Interpretationen des Wohlfahrtsstaats
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· Effizienz-Argument theoretisch sehr innovativ, Inspirationsquelle für viele theoretische Entwicklungen.
· Innovativ 
· Historisch-empirische Forschung zur Entstehung des Wohlfahrtsstaats scheint jedoch überwiegend dem Machtressourcenansatz recht zu geben. 
· Mehrzahl der Analysen für Machtressourcentheorie aber Wohlfahrtsstaat ist nicht monokausal wegen linken zu erklären 
· Effizienz-Perspektive hilfreich für die Erklärung der Stabilität des Wohlfahrtsstaats : 
· Warum führt der Niedergang der Sozialdemokratie nicht zum Abbau des Wohlfahrtsstaats?
· Dann Effizienztheorie neue Erklärung, Arbeitgeber haben sich ganz gut damit arrangiert 

VOC Massstab an dem sich viele orientieren 

VoC: Entstehungskontext
· These von «Kapitalismustypen» sehr alt
· Frühe Ländern der Industrialisierung (England) ist die Industrie organisch gebaut 
· Russland Industrialisierung spät, dann direkt grosse Industrien 
· Gerschenkron (1962): Economic Backwardness in Historical Perspective
· Shonfield(1965): Modern Capitalism: The Changing Balance of Public and Private Power
· Albert (1991): Capitalism against Capitalism
· Typischerweise: Anglo-Amerika vs. Mitteleuropa

· These: Globalisierung zwingt Länder zu Konvergenz (allgemein anerkannt dazumals)
· Wäscht Unterschiede weg, das beste System setzt sich global durch 
· Kontext 1990er-Jahre: 
· Systemkonkurrenz des kalten Krieges endet
· USA: New Economy Boom
· Deutschland: Wiedervereinigungsschock
· Schweden: Bankenkrise/Immobilienkrise
· Grossbritannien: New Labour/dritter Weg der Sozis 
· Annahme: Alle werden wie die USA
· Weil die Kapitalisten/Firmen das durchsetzen werden
· Können Autos produzieren wo wir wollen, wir werde Produktion verlagern, es sei denn ihr schneidet Wohlfahrtsstaat zurück (retrenchmentVerlagerung der Steuerlast von Arbeitgebern auf Arbeitnehmern) 

· Empirisch: Retrenchment-Debatte Abbau des Sozialstaats (cf. Pflichtlektüre van Kersbergen/Manow)?
· Theoretisch: Kritik am Gewerkschaftsfokus der Wohlfahrtsstaatsforschung
· (Soskicein Berlin, Hall in Köln)
· Gegenthese: Unternehmen haben unter bestimmten Umständen Interesse am Erhalt des Sozialstaats (Wollen Firmen wirklich das alles wird wie in USA? Gegenthese)

VoC: Argument und Empirie
· Firmenzentrierter Ansatz
· Untypisch normalerweise Wähler, Gewerkschaften, Arbeitgeberverbände usw
· Neu: Auf Ebene der Firmen werden viele wichtige Entscheidungen getroffen 
· So wie Wahlrecht für Parteien Strategien definiert (Proporz im ganzen Land oder nach Kantonen), können Institutionen definieren wie Firmen sich verhalten
· Firmen sind unterwegs in Geflecht von Beziehungen mit Arbeitnehmer, Produzenten, Abnehmer, Banken, Börse usw
· Dabei wird Koordinationsproblem unterschiedlich gelöst 
· Zwei Typen von Ökonomien: LMEs und CMEs
· Firmen organisieren Sphären institutioneller Koordination systematisch unterschiedlich
· LMEs: Märkte und Wettbewerb, Koordinationsinstrument ist der Preis (wo bekomme ich am günstigsten Geld an Börse oder bei Banken?)
· CMEs: Netzwerke und Kooperation
· Binden Arbeitnehmer lange an sich, diese spezialisieren sich 
· Stabile Kooperation, 
· Institutionelle Komplementaritäten
· müssen konsistent sein bei Finanzierung, Arbeitnehmern, Produzenten entweder alle lang- oder kurzfristig
Nicht alle werden wie AMIs, sondern System sind kongruent und beide erfolgreich 
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Institutionelle Komplementarität gemessen:
· beide sind erfolgreich, wenn man Konsistent in Modellen ist 
· Empirische Prognose überprüfen: Beide reinen Typen (CME/LME) können sehr erfolgreich sein und gemischte Typen sind nicht so erfolgreich da Institutionen nicht zusammenpassen
· Erfolg ist Wirtschaftswachstum: Prognose bestätigte sich (Italien und Frankreich z.B haben niedrigeres Wachstum da gemischt)


VoC: Argument
· VoC unterscheidet zwei Typen von “assets”: switchable und specific assets
· Z.B Patente: spezialisiert oder änderbar 
· VoC unterscheidet zwei Typen von Innovation: radikal und inkrementell
· Schöpfung von etwas neuem oder stetige Verbesserung eines Produkts (inkrementell z.B Autoindustrie: Motor wird immer besser)
· LMEs spezialisieren sich auf radikale Innovationen	
· Wenn neue Idee, muss schnell sich anpassen können und darauf reagieren 
· CMEs spezialisieren sich auf inkrementelle Innovationen
· Das Spezialisierungsmuster folgt dem “comparative institutional advantage” der jeweiligen Länder.

Vier (Originaltext: fünf) Sphären institutioneller Koordination (Grenzen auch auf Gesetzesebene die gewisse Strategien ermöglichen oder verhindern)
· Arbeitsbeziehungen 
· Unternehmensfinanzierung und Kontrolle («corporate governance»)
· Ausbildungssystem
· Beziehungen zu Zulieferern und Kunden

Arbeitsbeziehungen und Löhne (Idealtypen)
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· Direkte Beziehung, in unterschiedlichen Firmen unterschiedliche Löhne 
· Gespreizte Löhne, für guten Lohn wechsle ich (wenn gut Ausgebildete attraktiv, da mobiler) 
· CME: Tarifverträge, Betriebsrat auch Arbeitnehmer entwickeln Strategie mit (VW z.B hatte als Interimsführer Gewerkschafter) 
· Verankert in Gesetz: z.B Arbeitnehmer müssen im Betriebsrat dabei sein, also Interesse an guter Beziehung 





Unternehmensfinanzierung und Kontrolle
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· Zweck einer Firma: muss Mehrwert für Kapitalgeber haben, schnell an Börse um Kapital zu haben, Kommunikation öffentlich da auch japanische Versicherungen oder norwegischer Staatsfond in Firma investieren können, Aktienkurs muss hoch bleiben, sonst wird Firma übernommen vom Feind 
· CME: lange Beziehung zu Hausbank, die sitzt auch im Rat und hat Einblick in interne zahlen, Interesse an langer Beziehung , goldene Aktien also Sperrminoritäten dass Unternehmen nicht verkauft wird (ehemals Staatsbetriebe) 
Mittlerweile auch bei CME Trend zu mehr Shareholdervalue 
Ausbildungssystem[image: ]
· CME
· Allgemein Klassifikationsstandards nicht nur vom Staat sondern auch von Firmen 
· Duale System, Firmen ziehen sich selber den Nachwuchs heran 
· LME: 
· Ausbildung in Schulen und Universitäten, wenig auf konkreten Beruf spezialisiert, Firma stellt ein und macht Fortbildung kurz 


Beziehung zu Kunden und Zulieferern
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· LME: Standards im Vertrag oder Standard von schnellsten Firma, wenn Konflikt mit Zulieferer dann vor Gericht, muss immer erster sein um Standard zu setzen, Google kauft ganze KI -Abteilung von Microsoft für Technologietransfer 
· CME: Industrieverband (Firmenvertreter) sagt was typische Qualität ist, und das ist dann Standard, gibt dann regionale Cluster: italienische Modeindustrie, deutsche Maschinenindustrie, dänische Designindustrie 

VoC: Bewertung und Kritik
· Streeck 2010: E Pluribus Unum?
· Verschleiert, dass beide kapitalistische Unternehmen sind und am Schluss Management das sagen hat, verlieren gemeinsame Tendenzen 
· Funktionalismus
· Warum Wohlfahrtsstaat? Weil es Versicherungsproblem löst. Evolutionsbiologisch…
· Sind aber in einem politischen System und dabei werden Sachen erkämpft, Rationalitätserwartung angemessen? Verstehen Arbeitgeber, dass sie auch profitieren? Harmonische ineinandergreifen unschlüssig
· Immerwährende Stabilität?  Grundproblem institutionalistischer Erklärungen
· In vielen CMEs viele Tieflohnstellen 
· Modell/Logik der Industrieökonomie? Rückgang der Beschäftigung dort
· Maschinen, Industrie, 
· Digitalisierung usw beeinflusst von institutionellem Setting 
· Reaktion auf diese Kritik: Hall/Thelen: Varieties of Liberalisation

Was machen Ländern, die dazwischen sind?
· Zu CME werden schwierig, Koordinationsleistung brauchen mehr Institution, mühsam aufzubauen, duales Bildungssystem aufzubauen schwierig 
VoC: Anwendung
· Diskutieren Sie in Breakout Rooms folgende Fragen: 
· Wie lässt sich mithilfe des VoC-Ansatz erklären, warum in den USA ganz andere Unternehmen erfolgreich sind als in Deutschland?
· Wo wird das selbstfahrende Auto vermutlich kommerziell erfolgreich gebaut werden? Eher in den USA oder eher in Deutschland?
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Introduction
· Framework to understand differences in economic and political institutions among developed democracies: Answer questions about policy-related, firm-related differences + differences in economic performance, institutional change, and stability.

Deviation From Existing Theories 
· Vs. Modernisation approach: Modernisation theories overstate what governments can accomplish: The theory seeks a basis for comparison more deeply rooted in the organisation of the private sector.
· Vs. Neo-corporatist approach: Its emphasis on the trade union movement underplays the role that firms and employer organisations play in the coordination of the economy (bring firms back into the centre of the analysis).
· Vs. Social systems of production approach: Their theory focuses less on regional or sectorial institutions, but rather on variation among national political economies.
 Premise: Many of the most important institutional structures (e.g. systems of labour market regulation, education, training…) depend on the presence of regulatory regimes that are the preserve of the nation-state.

Relationship: Behaviour  Institutions of the Political Economy
· Vs. institutions as socialising agencies.
· Vs. effects of an institution follows from the power it fives on particular actors.
· Vs. institutions as a matric of sanctions and incentives.
· Their focus is on strategic interactions as central to the behaviour of economic actors: game theory + focus on the firm.
 Varieties of Capitalism approach to the political economy: Actor-centred approach, which "sees the political economy as a terrain populated by multiple actors, each of whom seeks to advance his interests in a rational way in strategic interaction with others."
 Crucial actors: Firms/companies as the crucial actors in a capitalist economy, "whose activities aggregate into overall levels of economic performance".

The Basic Elements of the Approach

Relational View of the Firm
· "Because its capabilities are ultimately relational, a firm encounters many coordination problems. Its success depends substantially on its ability to coordination effectively with a wide range of actors": internally (its own employees) + externally (suppliers, clients, trade unions, etc.).
· Five spheres in which firms need to develop relationships to resolve coordination problems:
· Industrial relations: Problem of coordinated bargaining over wages with labour force and unions.
 At stake: wage and productivity levels conditioning the success of the firm and rates of unemployment/inflation in the whole economy.
· Vocational training and education: Problem of securing a workforce with suitable skill as workers decide how much to invest in what skill.
 At stake: Fortunes of companies and workers + still level and competitiveness of the economy
· Corporate governance: Problem of of access to finance while investors seek assurances of returns on investments.
 At stake: Availability of finance + terms of securing funds
· Inter-firm relations: Problem of sharing propriety information and the risk of exploitation in joint ventures of companies.
 At stake: Capacity of firms to remain competitive + technological progress in the economy.
· Relation to employees: Problem of ensuring employees have competencies and cooperate well to advance the firm's objectives.
· Comparisons of national political economies can be made on the basis of how companies resolve the coordination problems: "In any national economy, firms will gravitate toward the mode of coordination for which there is institutional support."

Liberal Market Economies
· "Firms coordinate their activities primarily via hierarchies and competitive market arrangements."
· Exchange of goods and services in a context of competition and formal contracting: Actors adjust their supply and demand of goods or services according to price signals generated by markets.
· Equilibrium outcomes of firm behaviour are given by demand and supply conditions in competitive markets.

Coordinated Market Economies
· "Firms depend more heavily on non-market relationships to coordinate their endeavours with other actors and to construct their core competencies."
· Reliance on collaborative rather than competitive relationships.
· Equilibrium outcomes of firm behaviour are the result of strategic interaction among firms and other actors.

The Role of Institutions and Organisations
· Markets: "Institutions that support relationships of particular types, marked by arm's-length relations and high levels of competition. Their concomitant is a legal system that supports formal contracting."
· Relevant institutions are those that allow firms to coordinate on equilibrium strategies that offer higher returns to all concerned: Institutions that reduce uncertainty actors have about the behaviour of others and allow credible commitments
 These institutions provide: capacities for the exchange of information among the actors, the monitoring of behaviour, and the sanctioning of defection from cooperative behaviour.
· Another important kind of institution enables deliberation: "Institutions that encourage the relevant actors to engage in collective discussion and to reach agreements with each other."
 Sharing information: improved cooperation and coordination about strategies.
 "Deliberation provides the actors with an opportunity to establish the risks and gains attendant on cooperation and to resolve the distributive issues associated with them."
 "Deliberative institutions can enhance the capacity of actors…for strategic action when faced with new or unfamiliar challenges."

The Role of Culture, Informal Rules, and History
· Formal institutions are rarely sufficient to guarantee equilibriuma in contexts of coordination.
 Informal rules and shared understandings: "Common knowledge" that lead actors to coordinate on one outcome when many seem feasible due to formal institutions.
· Analysis of history and culture: "Many actors learn to follow a set of informal rules by virtue of experience with a familiar set of actors and the shared understandings that accumulate from this experience constitute something like a common culture."
 Different cultures in different nations.

Institutional Infrastructure and Corporate Strategy
· In important respects strategy follows structure: "The firms located within any political economy face a set of coordinating institutions whose character is not fully under their control."
 "Our approach predicts systematic differences in corporate strategy across nations, and differences that parallel the overarching institutional structures of the political economy.": Institutional structure conditions corporate strategy.
 "Differences in the institutional framework of the political economy generate systemic differences in corporate strategy across LMEs and CMEs."
· Firms in CME: Willing to invest in specific and co-specific assets (assets that cannot be turned to another purpose and whose returns depend on cooperation of others).
· [image: ]Firms in LME: Willing to invest in switchable assets (assets whose value can be realised if diverted to other purposes).

Institutional Complementarities
· Institutions whose presence of efficiency increases the returns from/efficiency of the other.
· "Nations with a particular type of coordination in one sphere of the economy should tend to develop complementary practices in other spheres as well."
· Types of capitalism - clusters of nations: A highly developed stock market indicates greater reliance on market modes of coordination in the financial sphere (Australia, USA, UK…). Vs. High levels of employment protection tend to reflect higher levels of non-market coordination in the sphere of industrial relations (CH, NL, SWE, NOR…).
 LME: Reliance on markets to coordinate endeavours in the financial and industrial relations systems.
 CME: Institutions in both spheres reflecting higher levels of non-market coordination.

Results
· No argument about the superiority of one to another.
· The two types of economies have different capacities for innovation.
· They tend to distribute income and employment differently: LME more paid employment and levels of income inequality are high vs. CME shorter working hours and incomes are more equal.
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Klassische Handelstheorien: Das Argument für Freihandel

Fragestellung 
· Letzte Woche: Comparative Institutional Advantage: Länder spezialisieren sich gemäss ihrer Institutionen und treiben entsprechend Handel.
· Prognose: Deutschland exportiert Autos, die USA exportieren Software
· Heute: Welche alternativen Erklärungen für Spezialisierung gibt es?
· Wer profitiert von solcher Spezialisierung, wer leidet darunter?
· Wie sieht politischer Konflikt um Handel aus und um welche politischen Instrumente geht es dabei?

Klassische Handelstheorien
· Entwicklung im 19. Jahrhundert: Erste Phase der Globalisierung.
· Viele Punkte der wirtschaftspolitischen Debatten heute gab es damals nicht (Rentenalter)
· Wesentliche Einnahmequelle für den Staat waren dazumal Zölle 
· Zentrale politische Streitfrage: Freihandel oder Protektionismus?
· England: «Corn Laws», Abschaffung 1846
· Cleavage: Agragrsektor (pro Zölle) vs Industrielle/Städte (wenig Zölle)
· USA: Amerikanischer Bürgerkrieg: Norden protektionistisch, Süden freihändlerisch
· Vorfeld des Bürgerkrieg, Süden wollte Freihandel da sie mit Sklaven billig produzierten, Norden: eigene Industrie schützen mit hohen Zöllen (teurere Arbeitskräfte, da keine Sklaven)
· Deutschland: Zollverein 1834, Bismarcks Schutzzollpolitik («Iron and Rye»)
· Frage: Wie kann man die Interessengegensätze verstehen? Was sind die ökonomischen Konsequenzen des Freihandels?
· Intensive Verflechtung 
· Länder sind nicht autark, einige Dinge stellen sie her, andere beziehen sie von anderen 

[image: ]
Anteil des Handels am globalen BIP sehr hoch geworden vor 1. WK

Das ökonomische Argument für Freihandel (Adam Smith)
· Merkantilismus: Gewinn des einen (Zolleinnahmen) ist Verlust der anderen (Zollausgaben)  0 Summenspiel
· Modell: zwei Länder, zwei Güter (zB Tuch und Wein), nur ein Produktionsfaktor (Arbeit)
· Absoluter Vorteil:
· Offensichtlich: Wenn Land A Gut 1 produktiver herstellen kann und Land B Gut 2 produktiver herstellen kann, dann lohnt sich Handel.
· Land A spezialisiert sich auf Gut 1, Land B auf Gut 2, dann wird getauscht
· Z.B Wein in Portugal und Schafe in England jeweils produktiver als in anderem Land (geographisch geprägt)

Wie Siedler von Catan: fast nur Agrargüter 

Theorie der komparativen Vorteile (Ricardo pro Handeln und Abgeordneter in England)
· Was passiert wenn Land A beide Güter produktiver herstellen kann als Land B?
· Dann ist trotzdem der absolute Vorteil von Land A bei einem Gut (hier: Gut 1) grösser als bei dem anderen Gut.
· Jeweilige Grösse beachten 
· Produktiver heisst weniger Arbeitsstunden pro Gut,
· Relativen Vorteil liegt dort, wo der absolute Vorteil grösser ist und deshalb ist Land A zwar reicher aber Land B kann immer noch profitieren 
· Das heisst: Land B hat bei dem anderen Gut (Gut 2) einen relativen («komparativen») Vorteil
· Auch hier sind Spezialisierungsgewinne möglich: Land A spezialisiert sich auf Gut 1, Land B auf Gut 2, dann wird getauscht.


Ricardos Beispiel: England und Portugal
[image: ]
Noch autark (produzieren alles selber), Portugal ist doppelt so reich weil produktiver 
Vorteil bei Portugal ist bei Wein viel besser als beim Tuch (Grenzrate der Transformation)

Wenn man Faktoren tauscht was kommt raus?
[image: ]

· Die Gesamtproduktion ist durch Spezialisierung um 1 Einheit Tuch und 8 Einheiten Wein gestiegen. Dieser Gewinn kann zwischen beiden Ländern aufgeteilt werden.
· Die Spezialisierungsgewinne erlauben beiden Ländern einen höheren Konsum (oder eine Reduzierung der Arbeitszeit).
· Frage: 
· Wo kommen die Kostenvorteile her?


Der komparative Vorteil
· Wie viele Einheiten von Gut B kann ein Land herstellen, wenn es eine Einheit von Gut A aufgibt?
· Das Land, das weniger Einheiten B für eine Einheit A erhält, hat seinen komparativen Vorteil bei Gut A.
· Das andere Land hat seinen komparativen Vorteil bei Gut B.
· Wie viele Einheiten Wein erhält ein Land, wenn es auf eine Einheit Tuch verzichtet?
· England: 0,67 Einheiten (5h/7,5h)
· Portugal: 1,5 Einheiten (3h/2h)

England erhält weniger Wein, wenn es auf eine Einheit Tuch verzichtet. Deshalb sollte es sich auf Tuch spezialisieren (komp. Vorteil). Genau umgekehrt für Portugal.

· England kriegt viel weniger Wein wenn es auf eine Tucheinheit verzichtet als Portugal 
· Gesamtproduktion der Welt maximieren, dann möglichst viel Wein in Portugal und möglichst viel Tuch in England 


Klassische Handelstheorien: Politische Konfliktlinien

Wer sind die Gewinner und Verlierer (was passiert mit denen, die bisher Wein in England hergestellt haben?)

Bis hierhin: Alle profitieren vom Freihandel. Warum ist Freihandel dann umstritten?
· Offenbar gibt es in der Realität Gewinner und Verlierer. Warum?
· Wer sind die Gewinner und Verlierer?

Intuition I: Was ist mit den Besitzern von Weingütern oder Tuchfabriken?
·  Kapital taucht im Modell bislang gar nicht auf

Intuition II: Was wird mit den Arbeitern, die in England bislang Wein und denen die in Portugal bislang Tuch hergestellt haben?
· Modell unterstellt: Die wechseln einfach die Industrie.

Faktormodelle: Heckscher/Ohlin
· Zwei Produktionsfaktoren: Arbeit + Kapital (unterschiedliche Mischung von Kapital und Arbeit)
· Güter werden mit unterschiedlichen Mischungen der beiden Faktoren hergestellt.
· Kapitalintensive Güter: Kapital spielt grössere Rolle als im Durchschnitt aller Güter (Softwareentwiclung)
· Arbeitsintensive Güter: Arbeit spielt grössere Rolle als im Durchschnitt aller Güter (Textilindustrie)
· Wer spezialisiert sich wie? Wer handelt was mit wem?  (anstatt geographisch Erklärungen für Spezialsierungen jetzt Kapital/Arbeit)) 
· Kapitalreiche Länder exportieren kapitalintensive Güter in kapitalarme Länder
· Arbeitsreiche Länder exportieren arbeitsintensive Güter in arbeitsarme Länder
· Kein Zufall, dass Textilindustrie schnell von Europa nach Osten gegangen ist, da Arbeitskraft dort mehr vorhanden ist

Erweiterung auf unterschiedliche Skill-Level
· Argument prinzipiell analog, wenn Arbeit unterschieden in high-skilled und low-skilled
· Güter werden mit unterschiedlichen Mischungen der beiden Typen von Arbeit hergestellt: Skill-intensity (Impfstoffe sind z.B sehr high-skilled)
· Wer spezialisiert sich wie? Wer handelt was mit wem? 
· Länder mit vielen sehr gut ausgebildeten Arbeitskräften exportieren Güter mit hoher Skill
· Länder mit vielen gering gebildeten Arbeitskräften exportieren Güter mit niedriger Skill-Intensität

Prognosen über politischen Konflikt 

Faktoraler Konflikt
· Der im Weltvergleich reichlich («abundant») vorhandene Faktor ist für Freihandel, der knappe («scarce») Faktor ist dagegen.
· Preis für Kapital oder Arbeit entsteh aus Knappheit 
· Wenn viel Kapital und wenig Arbeitskräfte, dann Kapital günstig (und umgekehrt)
· Begründung: Der Weltmarktpreis des reichlichen Faktors ist höher als der Preis im Inland. Eine Öffnung erhöht den Preis (Ertrag) dieses Faktors auch im Inland.
· Wenn in CH Kapital viel vorhanden, dann ist es in CH Kapital günstig, wenn Öffnung, dann wird Kapital mehr gekauft und teurer in CH, für Arbeit das Gegenteil, Arbeitsrenditen werden Abnehmen  
· Analog ist der Weltmarktpreis des knappen Faktors niedriger als der Preis im Inland. Eine Öffnung senkt den Preis (Ertrag) auch im Inland.
· Konflikt ist Klassenkonflikt. Analogie: Politischer Konflikt um den Wohlfahrtsstaat nach Esping-Andersen.



Rückblick auf Woche 2
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Einkommensentwicklung: wieviel Einkommenswachstum haben diese Schichten gesehen (Kapitalisten haben gewonnen, Arbeiter in Industrieländer haben weniger Kapitalrenditen) Knapper Faktor verliert immer, da er mehr Konkurrenz bekommt bei Liberalisierung)


Sektorenmodelle: Ricardo/Viner
· Annahme: Kapital (und potenziell auch Arbeit) sind in spezifischen Sektoren gebunden. 
· Güter werden mit spezifischen Formen von Kapital und Arbeit hergestellt.
· Spezialisierungsprognose ganz ähnlich wie in Heckscher/Ohlin: Sektoren mit komparativem Vorteil sind export-orientiert, Sektoren mit komparativem Nachteil sind import-konkurrierend
Komparativer Vorteil pro Liberalisierung, komparativer Nachteil: contra Liberalisierung
Kein Klassenkonflikt sondern zwischen Sektoren  


Firmen können auch Verlierer sein, wenn mehr Konkurrenz durch gleiche Produkte 

Prognosen über politischen Konflikt

Sektoraler Konflikt (IG Metall ist interessiert an Freihandel) 
· Arbeit und Kapital im export-orientierten Sektor sind für Freihandel, Arbeit und Kapital im import-konkurrierenden Sektor dagegen.
· Begründung: Der Freihandel eröffnet dem export-orientierten Sektor grössere Nachfrage nach seinen Produkten und erlaubt damit höhere Preise (Erträge).
· Für den import-konkurrierenden Sektor bedeutet Freihandel mehr Konkurrenz im Inland und entsprechend niedrigere Preise (Erträge).
· Konflikt ist Sektorkonflikt. Analogie: Politischer Konflikt um den Wohlfahrtsstaat nach VoC.
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Was fehlt in den klassischen Handelstheorien?

Was fehlt in den klassischen Handelstheorien?

Und die Konsumenten?
· Argument für Freihandel basiert stark auf verbesserten Konsummöglichkeiten.
· Politisch relevant ist immer auch wichtig, wie intensiv man Änderungen spürt (Arbeitsverlust, Insolvenz für Firmen usw) Konsumenten spüren 10 Rappen weniger auf Milch nicht so stark im Gegenzug zu Milchbäuerinn die Konkurs geht)
· Aber: Nutzen sind diffus, Kosten stark konzentriert.
· Konsumenten politisch viel schwieriger zu organisieren als Produzenten (Oatley, S. 83).
· Deshalb: Fokus auf organisierte Interessen («Producer Groups»)
· Sektorale Interessen besonders stark, wenn räumlich konzentriert und Politik auf geographischer Repräsentation basiert (Mehrheitswahlsystem).
· In Kohleindustrie arbeiten nur 0.5% der Gesamtbevölkerung. also kann man sie in PR System ignorieren, in Majorzsystem muss man als Abgeordneter aus Kohleindustriegebiet sich stark für Kohle einsetzen 




Andere Formen von Globalisierung
· Argument bisher: Faktorausstattung der Länder fix; Tausch Arbeit gegen Kapital durch Handel unterschiedlich arbeits-bzw. kapitalintensiver Güter. Alternative: Faktoren selbst sind mobil:
· Kapitalmobilität: 
· Foreign direct investment (FDI): Eigene unternehmerische Tätigkeit im Ausland
· Portfolioinvestitionen: Erwerb von Wertpapieren ausländischer Unternehmen
· Arbeitsmobilität:
· Zuzug von hoch- oder niedrigqualifizierten Arbeitskräften aus dem Ausland.

Ökonomische Analyse: Analog zu Heckscher/Ohlin. Frage: Inwiefern ist Migration primär ein ökonomischer Streitpunkt?

Import als verdinglichtes Kapital wenn aus arbeitsintensiven Ländern 

[image: ]Kapitalströme

Nach 2 WK viel Liberalisierung für Handel, Kapitalströme erst ab 80er Jahre









Migration
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«New Trade Theory»: Krugman

Bisher: Impliziter Fokus auf «Nord-Süd»-Handel. Empirisch sehr viel «Nord-Nord-Handel».
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Ähnliche Faktorenausstattung von Ländern die viel Handeln miteinander 
· Produktdifferenzierung: Güter sind nicht homogen (Benzin egal woher es kommt, Mode oder Auto aber nicht, Mehrwert von deutschem Auto)
· Beispiel: italienische Mode, deutsche Autos, dänisches Design 
· Agglomerationseffekte: Spezialisierung bei wachsenden Skalenerträgen (Annahme bisher: Skalenerträge konstant).
· Arbeitgeber finden leichter passende Arbeitskräfte, Arbeitnehmer leichter passende Stellen. Analog Zulieferer.
· Mehr Austausch führt zu mehr Innovation in Agglomerationen.
· «Learning by doing»
· Beispiel: Silicon Valley, Schweizer Uhrenindustrie
· Spezialisierungsmuster nicht natürlich sondern sozial bedingt (cf. VoC)
· "New" new trade theory: 
· Unterschiede innerhalb einer Industrie wichtig: Nur die produktivsten Firmen einer Branche exportieren.
Firmen sind Teil eines Ökosystem, brauchen passende Zuliefere, Arbeiter, usw selbe Pharmafirma ist produktiver in Basel als in Rio de Janeiro
Sozial Verdichtung von Expertise für Spezialisierungsgewinne, StartUp in Silicon Valey, Krawatten in Mailand usw

· Nur die produktivsten Produzenten nehmen an globale Handel teil 

Das «infant-industry» Argument
· Freihandel ist nicht immer das Beste
· Industrien die man aufbauen möchte bedingen Schutzmassnahmen (als Startschub)
· Agglomerationseffekte bedeuten, dass Aufbau neuer Industrie sehr schwer: Zeit für Spezialisierung und Lernen fehlt.
· Daher: starke Pfadabhängigkeiten der regionalen Spezialisierung.
· Gefahr: eigentlich wünschenswerte Entwicklung produktiverer Industrien unterbleibt.
· Legitimiert zeitlich begrenzten Schutz für neue Industrien.
· Oft genannte Beispiele:
· Nordamerika im 19. Jahrhundert gegen GB
· Ostasien (Japan, Südkorea, Taiwan) nach 1945
· Samsung nicht einfach so, sondern gezielt geschützt
· Airbus
· Dominanz von Boeing usw nur durch Schutzzölle entstanden gegen Amis

Instrumente der Handelspolitik

Bisher: Wer will was? Sehen Verlieren, entschädigen diese aber 

Jetzt: Womit kann man diese Ziele überhaupt erreichen.

1. Kompensation: Der Wohlfahrtsstaat als Versicherung II 
2. Protektionismus
a. Zölle
b. Nicht-tarifäre Handelshemmnisse

Kompensation 
· Ziel: Gewinne des Freihandels «fair» verteilen: Ausgleich für Verlierer Instrument: Der Wohlfahrtsstaat
· «Kompensationshypothese»: Freihandel sorgt für einen Ausbau des Wohlfahrtsstaats, weil er die Nachfrage nach Versicherung erhöht.
· «Effizienzhypothese»: Freihandel sorgt für einen Abbau des Wohlfahrtsstaats, weil er dessen Finanzierung untergräbt.
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Ein politischer Mechanismus
[image: ]
Was heisst hohe Spezialisierung?
· Dann gibt weniger viele Industrien in Ländern, diese sind dann besonders wichtig, Gewerkschaften usw müssen nicht Interessen von 27 verschiedenen Industrien bündeln und deren Arbeitnehmern, das führt mehr zu linken Regierungen, erkaufen Freihandeln mit Wohlfahrtsstaat 

Protektionismus: Zölle
· Zölle historisch die wichtigste Quelle der Staatsfinanzierung (EU war zuerst Zollunion)
· Handelsliberalisierung zunächst vor allem: Abbau von Zöllen
· Protektionismus: «Schutzzölle» für bestimmte Industrien
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Nicht-tarifäre Handelshemmnisse 

· Zölle spielen heute viel kleinere Rolle. 
· Stattdessen: Nichttarifäre Handelshemmnisse
· Explizit: Importquoten & Exportbeschränkungen (Zoll = Preis, Quote=Menge)
· Implizit: Technische Vorschriften, Qualitätsstandards, Zulassungsverfahren etc.
· Handelsliberalisierung heute: Abbau nichttarifärer Handelshemmnisse

What do trade agreements really do? (Rodrik2018)
· “Four areas that have become common  in  modern  trade  agreements:” (S. 76):  
· Geistige Eigentumsrechte
· Regeln für den Kapitalverkehr
· Investitionsschutzverfahren
· Harmonisierung regulatorischer Standards



Beispiel: Cassis de Dijon
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[bookmark: _Toc73368686]A Society-Centered Approach to Trade Politics

What determines the specific trade objectives that governments pursue when bargaining within the WTO, when negotiating regional trade arrangements, or when making unilateral trade-policy decisions?
society center approach
· A society-centered approach argues that a government's trade policy objectives are shaped by politicians 'responses to interest groups' demands
· Renegotiation Nafta by Trump as demand from economic groups, workers and voters, same for Brexit decision 
· Against Brexit and Nafta renegotiation: people/groups who benefits from trade
· Trade has distributional consequences
· In North Carolina, from 2000-2004 207 textile firms and 44000 Jobs got lost because of trade liberalization, bank and pharma industry benefitted 
· Textile Organizations/Manufactures pressured politicians for more stringent import control in this sector 
· Financial-services lobbyists pressured politicians to liberalize trade in services 
· Dispute between Pro-liberalization vs contra-liberalization groups 
· Which groups organize to lobby, what coalitions arise, how politicians respond to interest group demands, which groups' interests are reflected in trade policy’s and which groups' interests are not- is shaped by the political institutions within which it takes place
· Systematic preferences for protectionism and liberalization 
· Collective action theory to understand which groups will (are able) organize to pursue their interest 

Factor and sector model
· Raising and lowering tariffs redistribute income
· Consequences divide society 

Factor Incomes and Class conflict
· Trade politics is driven by competition between factors of production (labor vs capital)
· Higher tariffs/less trade vs less tariffs/higher trade 
· Labor and capital are highly mobile to change industry

Assumptions:
1. China vs USA
2. Shirts and computer as goods 
3. Labor and capital to produce 
4. Shirts: a lot of labor, less capital. Computer: opposite 
5. China a lot of labor, less capital. USA: opposite

· For USA: Capital is cheap, labor is expensive 
· Import labor intensive shirts, 
· Export capital intensive computers
· Opposite for China
 
· USA imports shirts, shirts industry goes down, a lot of labor, less capital released 
· USA exports computers, computer industry profits but can not compensate loss of labor from shirt industry 
· Price of capital rises, demand of labor less
· Opposite in China
Imbalance in both country between factors

· Abundant American capital and abundant Chinese labor both gained from trade. Scarce American labor and scarce Chinese capital both lost
· trade raises the income of society's abundant factor and reduces the income of society's scarce factor

· Trade policy preferences follow directly from these income effects
· Scarce factor against liberalization (protectionism), abundant factor pro liberalization 

· In the USA American labor unions, representing 13 million workers
· Against Nafta, TPP, 
· it has fought consistently to prevent passage of fast-track authority?
· Business roundtable (CEOs of greatest corporations) pro liberalization 
· Association of Manufacture as well 
· Differentiation between high skilled (abundant factor) and low skilled workers 

Sector Incomes and Industry Conflict
· The sector model argues that trade politics are driven by competition between industries. Industries have distinct preferences because trade's income effects divide society along industry lines.
· The sector model assumes that factors are not easily moved from one industry to another. Instead, factors are tied, or specific, to the sector in which they are currently employed (spinning machine can not change to computer industry and workers have industry specific skills)
· Labor and capitals is not mobile 
· In example: capital and labor looses when shirt industry goes down 
· Consequently trade policy interests are defined in terms of the industry in which people work or have invested their capital
· export-oriented sector
· capital-intensive and high-technology industries, such as computers, pharmaceuticals, and biotechnology
· import-competing sector
· labor-intensive sectors such as apparel and footwear 

· USA
· Against globalization:
· Textile and manufacturing (business) associations 
· Pro globalization:
· Pharma, technical industry blablaba
· More high skilled labors, no unions, pro liberalization


Vergleich Sektorenmodell und Faktorenmodell [image: ]

ORGANIZING INTERESTS:THE COLLECTIVE AGTION PROBLEM AND TRADE POLICY DEMANDS
· Transforming preferences into political demands requires that the actors who share a common preference organize in order to exert influence on the policy-making process
· People don’t organize common interest because of the collective action problem 
· Consumers are much more then producers and firms, difficult to organize… (free riding)
· The small group of steel producers that benefits from the higher tariff can fairly easily overcome the collective action problem to lobby for protection. The large and heterogeneous group that bears the costs of the tariff finds it much more difficult to organize for collective action. Consequently, trade politics is dominated by import-competing industries demanding protection
· Reciprocal trade agreements make it easier for export-oriented industries to overcome the collective action problem (reducing foreign tariffs on microprocessors provide gain for three dominant firms (intel usw) who overcome collective action problem
· Many scholars argue that exactly this effect lies behind postwar trade liberalization in the United States. The Roosevelt administration proposed and Congress passed the Reciprocal Trade Agreements Act (RTAA) of 1934. This legislation has continued to structure U.S. trade policy ever since. Under its terms, Congress delegates to the president the authority to reduce tariffs in exchange for equivalent concessions from foreign governments. By linking reductions of American tariffs to the opening of foreign markets to American exporters, the RTAA transformed the large and heterogeneous group favoring liberalization into small groups of export-oriented industries that could more easily organize to pursue common goals. This in turn altered the balance of interest-group pressure that politicians faced. More balanced political pressure made politicians more willing to liberalize trade?

POLITICAL INSTITUTIONS AND THE SUPPLYOF TRADE POLICY

More focus on supply side
· Rules influence how organized interests exert pressure on the political process and thus determine whether interest groups lobby the legislature or whether they exert influence through political parties.
· Different system: majoritarian /proportional 
· Electoral systems may play an important role in shaping how groups organize to pursuit heir trade policy objectives. 
· In particular, majoritarian systems may encourage organization around the common sector-based interests while PR systems may encourage organization around factors
· Majoritarian: 
· districts are dominated often by one or to major industries  
· Such electoral systems create incentives for elected officials to represent the interests of the owners of and workers in the industries that dominate economic activity in their districts (Michigan legislator has to support auto industry to gain votes)
· Proportional:
· produces political parties based on class or factor interests (agrarian party, labor party, conservative business parties)
· We expect: PR systems lower tariffs/trade barriers than in majoritarian systems (because small groups who benefits from trade barriers can easily take influence in PR system)
· When automakers or dairy farmers entirely dominate twenty small constituencies and are a powerful minority in fifty more, their voice will certainly be heard in the nation's councils. Where they constitute but one or two percent of an enormous district's electorate, representatives may defy them more freely
· Minority construct majorities interests more easily in majoritarian system
· Analyzing the experience of as many as 147 countries (and as few as 30) between 1981 and 2000, this study finds that the average tariff in majoritarian countries stood at 17 percent, while the average tariff in countries with PR systems reached only 12 percent.
· But as well opposite findings! Hypothesis cannot find consistent evidence 

Veto players in country:
· The more veto player, the stickier to change tariffs
· the extent to which protectionism rises during recessions appears strongly shaped by veto players (recessionmore protectionism, boomless)

Conclusion:

1. a society-centered approach does not explain trade policy outcomes. it tells us that trade politics will be characterized by conflict between the winners and losers from international trade and it does a fine job telling us who the winners and losers will be. It does not help us explain which of these groups will win the political battle.
2. the society-centered approach implicitly assumes that politicians have no independent trade policy objectives and play no autonomous role in trade politics. This assumption is probably misleading. Politicians are not simply passive recorders of interest-group pressures.
3. the society-centered approach does not address the motivations of noneconomic actors in trade politics. Societal interest groups other than firms, business associations, and labor unions do attempt to influence trade policy (environmental or human rights groups)



[bookmark: _Toc73368687]The Political Exonorm of International Trade Cooperation

Today, perhaps more than at any previous point intime, the centerpiece of the postwar multilateral trade system is under threat. Do the world's governments still need the WTO?

· This theory tells us that international cooperation is difficult, even when all states stand to gain from cooperation, because the anarchical international system within which states interact makes it difficult to enforce any agreements that they might make. The challenges associated with enforcing international agreements create opportunities for some states to take advantage of others, and the fear of being exploited by others can make states reluctant to enter cooperative agreements. As a result, cooperation is stymied; states are worse off than they could be
· Logic suggestsgaining from liberalization 
· No one wants to be exploited (one sided liberalization)
· WTO gives common rules for trade

The first is the production possibility frontier (PPF)
· Infinite amount of factors of production in each country 
· Opportunity costs by allocating capital and labor 
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· Along line from B to A all possible allocation of production of computers and shirts (marginal rate of transformation) 
· Assumptions about constant opportunity. Costs:
· Every computer costs three shirts (constant)
· Then constants returns of scale production (whenever the factors employed in shirt production are increased, produced shirts will increase in same amount)

Skalenerträge: Firma braucht x tausend Sache für eine Autoproduktion. Kosten für zweites Auto ist viel geringer als für erstes Auto, für drittes usw viel weniger. Stückkosten sinken 
Skaleneffekt immer im Verhältnis zur Menge
· Indifferenzkurve: überall auf runder Linie gleicher Nutzen für Konsumenten 

· Slope: This slope, called the marginal rate of substitution, tells us how much of one good the consumer is willing to give up to acquire an additional unit of the second good
· Second, indifference curves typically bend in toward the origin. This reflects the assumption of diminishing marginal utility. The first computer provides a large improvement in utility. Each successive computer, however, provides a smaller increase of utility
· Indifference curves are the aggregated utility for all Americans 
· Wir wählen die maximale Indifferenzkurve, die noch auf der B A Linie liegt

China:
[image: ]

· Given our assumptions, China's marginal rate of transformation is 20: every computer China produces carries opportunity costs of 20 shirts
· Based on our assumptions, equilibrium production and consumption in autarkic China yields 13 million computers and 140 million shirts under autarky
· The United States specializes in computer production and stops producing shirts. 
· China specializes in shirt production and stops producing computers. 
· Specialization arises from the conclusions each draws from a simple price comparison.
· The United States acquires more shirts per computer when it buys them from China than when it produces them at home.
· A computer buys 20 shirts in China whereas at home it buys only three shirts.
· Why should the United States produce shirts at home when it can acquire them for substantially less in China? 
· The United States thus stops producing shirts, produces only computers, and acquires the shirts it wants from China (same for China opposite)
· Now we must find the combination of shirts and computers that maximizes consumer welfare in each country at this new price. To do so, we find the point of tangency between the new price line and our consumer indifference curves.
· These points are labeled Cu, and C., respectively.
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At this new equilibrium, both countries consume more shirts and computers than they could under autarky.
· The United States does not gain because it produces computers more cheaply than China. It gains because it can acquire more shirts per computer in China than it can at home

· The H-O model argues that comparative advantage arises from differences in factor endowments

· In the United States and other advanced industrialized countries, capital is relatively cheap and labor is relatively expensive.
· In developing countries, labor is relatively cheap and capital is relatively expensive



[bookmark: _Toc73368688]Geld und Währung (VL 6)

1. Theorie der Wechselkurse

Definition Wechselkurs: Preis einer Währung ausgedrückt in einer anderen Währung, d.h. Wertverhältnis zweier Währungen zueinander (Quelle: Gabler Banklexikon).Beispiel: Wechselkurs CHF/Euro

Möglichkeiten das internationale Geldsystem zu organisieren

1. Feste Wechselkurse
a. 1.Vor-und Nachteile
b. Beispiele
2. Flexible Wechselkurse
a. Vor- und Nachteile
b. Beispiele


Feste Wechselkurse

· Vorteil: Stabilität
· Kein Wechselkursrisiko, erleichtert grenzüberschreitenden Austausch
· Kann fehlende geldpolitische Glaubwürdigkeit kompensieren
· Fixer Preis, wenn beide Notenbanken den garantieren, dann etabliert er sich so 
· Planungssicherheit, auch in 3 Monaten wird Kurs gleich sein. Kann etwas anbieten, was erst in einem Jahr zustande kommt (Reisen z.B), gut für grenzüberschreitende Betriebe (Import/Export/Flugbetriebe), 
· Fluggesellschaften verkaufen Tickets in ganzer Welt und verschiedenen Währungen, kaufen Kerosin aber nur in Dollar 
· Ohne vertrauen, braucht es niemand. Bei Inflation z.B selbsterfüllende Prophezeiung
· Dann kann z.B Notenbank Werbung fix an Dollar binden 10 Pesos sind 1 Dollar IMMER
· Nachteil: Unflexibel
· Keine autonome Geldpolitik (Inflationssteuerung) möglich
· Wenn 10 Pesos immer 1 Dollar, dann kann man sich nicht mehr an Wünschen im Land orientieren (Wechselkurs verteidigen)
· Notenbank kann Angebot und Nachfrage der eigenen Währung steuern,
· Wenn zu wenige Leute heimische Währung wollen (investieren im Land), dann Zinsen erhöhen, dann wird es attraktiver zu investieren wegen Rendite 
· Kann dann aber nicht mehr den Wechselkurs verteidigen 
· Extrembeispiel: EZB und keine eigenen Notenbanken mehr  im Rest Europas (wo Euro ist)
· Wechselkursanpassungen konfliktreich-Rohstoffbindung deflationär
· Wenn kein neues Gold mehr, dann kann Geldmenge nicht mehr wachsen 
· Erkauft sind Stabilität mit Mangel an Flexibilität 

USA hatten höhere Inflation als andere Länder, dann Streit, wie man Wechselkurs anpassen sollte in 60er Jahre, wer muss dann Anpassungslast tragen?


Die Gefahr fester Wechselkurse: Zahlungsbilanzkrisen

Beispiel Eurokrise (keine Flexibilität mehr)
· Lohnstückkosten in Nordeuropa wachsen langsamer als in Südeuropa.
· In DE Preise 1% gestiegen, in GR 3%, dann ist nach 10 Jahren grosser Unterschied in Preisen, bei flexiblen Kursen können sich Wechselkurse anpassen, dann würde gleicher Tauschpreis bleiben
· Wenn deutsche Preise weniger steigen, dann sind deutsche Angebote attraktiver, Exporte nehmen zu und bei anderen ab
· Nordeuropa müsste aufwerten, Südeuropa müsste abwerten.
· Nordeuropas Exporte steigen immer weiter, Südeuropa verliert Exportchancen.
· Anpassung nur über heimische Preise möglich (Oatley, 215)
· Nordeuropa muss Exportüberschüsse im Ausland anlegen, Südeuropa muss Handelsbilanzdefizite finanzieren.
· Südeuropa kaufen Produkte mit Krediten aus Nordeuropa
· Vor Einführung des Euros gabs diese Tendenzen auch schon, aber mit Wechselkursen ausgeglichen 
· Solange Nordeuropäer Kredite geben, alles gut, aber dann immer grössere Verschuldung in Südeuropa, wenn dann Norden Kredite stoppt, dann kommt Zahlungsbilanz Krise (Süden braucht Kredite um zahlungsfähig zu bleiben)
· Südeuropa muss dann massiv Löhne und Produktionskosten und Sozialbeiträge senken

Was passiert, wenn Nordeuropa sein Kapital abzieht?

Ein Blick in die Forschung
· Ahlquist/Copelovitch/Walter (2020): The Political Consequences of External Economic Shocks: 
· Evidence from Poland. 
· Hintergrund: 575.000 polnische Haushalte mit Krediten in CHF
· «Franken-Schock» macht diese Kredite erheblich teurer.
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· Zinsdifferenz: in Polen 4% Zinsen für Hypotheken, in Schweiz nur 2%, Wechselkurse fix, musste nicht damit rechnen dass Wechselkurs ändert (Polnische Personen verschulden sich in Schweiz und sparen durch niedrige Zinssätze. 600'000 Haushalte in Polen machten das)
· Wahlverhalten kurz nach Frankenschock:
· Leute die Tusk wählten und keine Kredite in Franken hatten, hatten nicht Pis gewählt
· Leute die früher Pis wählten, wählten auch 2015 Pis
· Leute die 2012 Tusk wählten, Kredit in CHF aufnahmen, wählten dann 2015 eher PIS
· Regierung für ökonomischen Schock bestrafen, also Opposition wählen
· PIS hat versprochen: Banken zu zwingen die CHF Kredite in Sloti Kredite zu wandeln 

Flexible Wechselkurse
· Vorteil: Flexibilität
· Anpassung an Unterschiede in Inflationsraten erfolgt automatisch
· Politik kann Geldpolitik frei entscheiden
· Nachteil: Instabil
· Erschwert Planung, insbesondere im grenzüberschreitenden Austausch
· Erfordert hohe Glaubwürdigkeit der Geldpolitik

Kann nur eigene Geldpolitik betreiben, wenn Leute der Währung vertrauen. Sonst wenn man Bauprojekt in USA startet und Geld 5 Jahre später weniger Wer ist Verlust

Probleme flexibler Wechselkurse: Frankenaufwertung

· Internationale Devisennachfrage treibt Frankenkurs hoch und gefährdet Schweizer Exportindustrie.
· Muss neue Franken drucken, Garantiert für 1 Euro 1.2 CHF ist einfach, jedoch hat man dann irgendwann extrem viele Wertpapiere 
· Hat 600 Milliarden Euro, wenn Euro 10% Wert verliert, dann 60 Milliarden Verlust 
· Umgekehrt; gebe für 10 Pesos einen Dollar, hat nicht unendlich Dollar, schwieriger 
· SNB reagiert mit Mindestkurs (2011-2015)
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Zielkonflikte der Geld- und Währungspolitik
· Feste Wechselkurse
· Freier Kapitalverkehr
· Voraussetzung für Dilemma zwischen Wechselkurse und Geldpolitik
· Könnte auch Beschränkung erlassen (nie mehr als 10000 Dollar kaufen)
· Unabhängige Geldpolitik

Die «impossible trinity»
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Wer will hier was?
· Ein Sektorkonflikt wie bei Ricardo-Viner? Was wollen...?
· Die Exportindustrie?
· Planungssicherheit, feste Wechselkurs, niedriger Wechselkurs 
· Die importkonkurrierende Industrie?
· Im Wettbewerb mit ausländischen Exporteuren 
· Autonomie im Inland (nachfrage stimulieren)
· Niedrigen Wechselkurs, teure ausländische Produkte
· Der nicht-handelbare Dienstleistungssektor?
· Friseure usw
· Autonomie im Inland (flexibel auf Krisen)
· Hohen Wechselkurs für hohe Kaufkraft, starke Kunden 
· Internationale Investoren?
· Festen Wechselkurs
· Hohen Wechselkurs, wirksame Investitionen 
· Bzw eher am Zins interessiert 
· In starke Währung investieren, Rendite in schwächere Währung tauschen 
· Wer will fest/flexible Wechselkurse?
· Wer will einen hohen/niedrigen Wechselkurs?


Wer will hier was?
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· 

Geschichte des internationalen Geldsystems
· Der Goldstandard
· Das Bretton-Woods System
· Die Welt nach 1973
· Der Euro

Der Goldstandard
· Historisch: Geld = Edelmetall; auch nach Einführung von Papiergeld: Bindung an Edelmetall
· In ZBs war viel Gold im Tresoren 
· 1. WK hohe Flexibilität in Geldpolitik, danach wieder Goldstandard 
· Hochphase ca. 1871-1914, nach 1. Weltkrieg Versuch einer Rückkehr zur Goldbindung
· Problem I: Deflationär: Wachstum der Goldmenge passt nicht zum Wachstum der Wirtschaft
· Lieber morgen als heute kaufen, da Preise fallen, dann Arbeitskräfte entlassen usw
· Problem II: Anpassung an Krisen nur durch «innere Abwertung» = sinkende Preise und Löhne. 
· Weltwirtschaftskrise: Je länger ein Land auf dem Goldstandard blieb, desto schwerer die Weltwirtschaftskrise (Eichengreen1995: Golden Fetters: The Gold Standard and the Great Depression, 1919-1939
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In Elitensystem muss man nicht auf Bevölkerungsgruppen Rücksicht nehmen und kann auf unabhängige Geldpolitik verzichten 
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Das Bretton-Woods-Regime
· Lehre aus der Weltwirtschaftskrise: Notwendigkeit von Flexibilität innerhalb fester Wechselkurse
· System fester Wechselkurse mit dem US-Dollar als Anker, Dollar an Gold gekoppelt, aber Möglichkeit ausgehandelter Wechselkursanpassungen
· Notwendigkeit von Kapitalverkehrskontrollen
· Gründung von IWF und Weltbank, Überwachung von Zahlungsbilanzungleichgewichten, Unterstützungskredite für Krisenländer
· Um Länder finanziell zu unterstützen
· Globalisierung der Kapitalströme  nicht globalisiert 
· Problem: Zunehmende US-Leistungsbilanzdefizite in den 1960er-Jahren
· Voraussetzung, dass USA Geldpolitik im Interesse aller macht (benevolent Strategie an allen Ländern anpassen, in 60er Jahren permanent Leistungsbilanzdefizit, mehr Import als Export, und Vietnamkrieg)
· Doll geriet unter Druck, Leuten wollten wirklich Gold und keine Dollar, USA schloss dann Fenster uns sagte: kein Gold mehr peeps
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Einheimischer Sektor und Exporteure auf Kosten der Investoren 

Flexible Wechselkurse nach 1973
· Nach dem Zusammenbruch von Bretton Woods: flexible Wechselkurse
· Suche nach Möglichkeiten regionaler Kooperation, insbesondre in Europa: Europäisches Währungssystem, Vorläufer des Euro
· Viele Länder binden Währung an Dollar/Euro
· Immer wieder Notenbankinterventionen (Plaza Accord 1985, Franken-Mindestkurs etc.)
· 80er
· Flexible Wechselkurse verlangsamen wirtschaftliche Integration
·  
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Der Euro
· Nach dem Ende von Bretton Woods verschiedene Versuche, feste Wechselkurse in Europa zu erreichen. (da intensiv verflochten in ganz Europa)
· Nach Wiedervereinigung, Bundesbank hat Zinsen erhöht, andere konnten nicht mit gehen 
· Flexible Wechselkurse verlangsamen wirtschaftliche Integration
· Wechselkursanpassungen ständige Konfliktquelle
· Dominanz der Bundesbank, insbesondere nach der Wiedervereinigung
· Euroeinführung 1999, Bargeld 2002
· Im Interesse der Investoren, wenig demokratische Legitimation von Euro, für keine Regierung ist es möglich, Renten zu kürzen ohne Wut der Bevölkerung, müssen es aber trotzdem machen 
· Problem: Einheitliche Geldpolitik für einen «nicht-optimalen Währungsraum»
· Arbeitsmärkte und Wohlfahrtsstaaten zu wenig integriert.
· Damit Löhne und Preise sich nicht auseinanderentwickeln 
· Zins der EZB für einige Länder zu niedrig, für andere zu hoch
· Spielraum der Fiskalpolitik zusätzlich eingeschränkt («Maastricht»

Innerhalb der Länder, rigide keine wechselnden Wechselkurse, gegenüber Rest der Welt flexibel, ganzer Euroraum kann gegenüber dem Rest der Welt sich anpassen 

Weltweit zwei einschneidende Krisenerfahrungen im 20. Jahrhundert:
· Preis der Stabilität der Währungen 
· Weltwirtschaftskrise 1929ff.: Deflationskrise (cf. Goldstandard). 
· «Stagflation» 1973 ff.: Hohe Inflation bei niedrigen Wachstumsraten (Ölkrise)
· (Länderspezifische Krisen, z.B. Hyperinflation Deutschland 1923)
· Wirtschaftskrisen als Krisen des Preisniveaus (nicht wie Coronakrise oder Weltwirtschaftskrise 2008)






Inflation und Deflation
· Wer verliert bei Inflation?
· Festverzinsliche /nominelles festgelegtes Vermögen: Besitzer von Staatsanleihen, Sparbüchern, Rentenverträgen etc.  Mittelschichtsvermögen
· Bezieher fixer Einkommen: Pensionäre, Vermieter
· Gläubiger
· Wenn Inflationsrate 1% ist, guter Deal, wenn aber 5% ist, dann wird’s teurer bei gleichem Zins von 4%
· Als Mieter ist Inflation attraktiv, da Mietpreise weniger schnell angepasst werden 
· Wer verliert bei Deflation?
· Schuldner  Z.B. Landwirte
· Zahler fixer Kosten: Mieter
· Wem kann das relativ egal sein?
· Variable Vermögen: Aktie, Aktienkurse steigen mit der Inflation 


Warum ist Inflation seit 1990 so niedrig?
· Ökonomische Antwort: Globalisierung sorgt für niedrigere Preise; langsameres Wirtschaftswachstum sorgt für niedrigeren Lohndruck
· Konsumieren immer mehr Güter aus Billiglohnländer, weswegen Preise einfach nicht steigen 
· Politische Antworten: veränderte Institutionen, Änderungen der Macht unterschiedlicher Akteure

· Institutionelle Antwort: Unabhängige Zentralbanken
· Milton Friedman: «Inflation is always and everywhere a monetary phenomenon»
· Letztlich von der Politik der Zentralbanken betrieben, müssen Zins erhöhen usw, wenn Finanzminister Geldpolitik machen würde, sehr unpopulär, deswegen bracht es Zentralbanken die unabhängig sind (z.B Minuszinsen)
· Früher waren Zentralbanken Abteilungen im Finanzdepartementen 
· Das heißt: Geldmengensteuerung durch eine politisch unabhängige Zentralbank als Lösung
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· Interessenbasierte Antwort: Macht von Rentnern und Mittelschichtsvermögen
· Weil politische Macht von Rentnern und Vermögensbesitzern zugenommen hat (gibt von beidem einfach mehr)
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Interessenbasierte Antwort: Schwäche der Gewerkschaften
· Inflation entsteh dadurch, dass hohe Löhne erwirkt werden, dann höhere Preise usw. Wenn weniger Gewerkschaften, weniger hohe Lohnabschlüsse
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Nach Ostern Akteure der politischen Ökonomie I: Parteien und Wähler Pflichtlektüre: Häusermann/Picot/Geering(2013)35Konservative und sozialdemokratische Parteien sind historisch die «Pfeiler» der politischen Ökonomie und der Sozialstaaten. Heute verlieren diese Parteien stark an Wähleranteilen. Warum? Sind diese Parteien «Opfer ihres Erfolgs» oder «Opfer ihrer verfehlten Parteistrategien»? Was heisst es für den Sozialstaat, falls in Zukunft Grüne und rechts-nationale Parteien den Parteienwettbewerb strukturieren sollten?


[bookmark: _Toc73368689]Lektüre VL 6: The International Monetary System (Oatley)

Introduction
· The sole purpose of the international monetary system is to facilitate international economic exchange.
· Countries have national currencies, which are usually not accepted outside their borders: International transactions are possible only with an inexpensive means of exchanging one national currency for another (= international monetary system).
· The international monetary system requires governments to choose between currency stability and national economic autonomy. Given the need to choose, the advanced industrialised countries have elected to allow their currencies to fluctuate in order to retain national autonomy.

The Economics of the International Monetary System

Exchange-Rate Systems
· Exchange rate: The price of one currency in terms of another.
 The exchange rate of a currency is determined by the interaction between the supply of and the demand of currencies in the foreign exchange market (where the world's currencies are traded): Such transactions (buying different currencies) determine the price of a currency in terms of another.
· Fluctuation of exchange rates is caused by imbalances between the supply of and the demand of currencies in the foreign exchange market.
· A currency gains value/appreciates if more people want to buy rather than sell it.
· A currency loses value/depreciates if more people want to sell rather than buy it.
· Exchange-rate systems: A set of rules determining how much national currencies can appreciate and depreciate in the foreign exchange market.
· Fixed exchange-rate system: Governments establish a fixed price for their currencies in terms of an external standard, such as gold or another country's currency. The government maintains this fixed price by buying and selling currencies in the foreign exchange market.
 Foreign exchange market intervention: 
If the dollar is fixed to the yen and the former is selling below its fixed price, the US government sells yen from its foreign exchange reserves to buy dollars: Transactions reduce the supply of dollars in the FEM, causing the dollar's value to rise.
If the dollar is selling above the fixed price against the yen, the US government sells dollars and purchases yen: Transactions increase the supply of dollars in the FEM, causing the dollar's value to fall.
· Floating exchange-rate system: There are no limits on how much a currency can move in the FEM. Governments do not hold a fixed price for their currencies and do engage in foreign exchange market intervention to influence the value of their currencies.
 The value of a currency in terms of another is determined entirely by the activities of private actors (private demand determines appreciation and depreciation).
· Fixed-but-adjustable exchange rate system: Currencies have fixed exchange rates that governments are required to maintain. But it can change the fixed price occasionally.
· Managed float system: Governments do not allow their currencies to float freely, but intervene in the FEM to influence their currency's value. No fixed rate is determined.
· Distinguish systems on the basis of how much exchange-rate flexibility or rigidity they entail
· All exchange-rate systems embody a trade-off between exchange-rate stability and domestic economic autonomy.
· Fixed exchange rates: Exchange-rate stability + prevent governments from using monetary policy to manage domestic economic activity.
· Floating exchange rates: Allow governments to use monetary policy to manage domestic economy + not much exchange stability.

The Balance of Payments
· An accounting device that records all international transactions between a particular country and the rest of the world for a given period (business importing/exporting products, government interactions, individuals' transactions, etc.): The result is an aggregate of the international transactions of a country.
· Balance of payment: current account (non-financial transactions between American residents and the rest of the world) + financial/capital account (capital flows between the US and the rest of the world: capital outflows/assets and capital inflows/liabilities). 
 The current and capital accounts must be mirror images of each other: If a country has a current-account deficit, it must have a capital-account surplus (and vice versa).
 Current-account deficit means that the country's total expenditures in a year are larger than its total income. Thus, the country's income needs to balance the former (income vs. expenditures must balance each other).

Balance-of-Payments Adjustment
· If a country's current and capital accounts do not balance each other out, it faces an imbalance of payments: The country must bring its payments back into balance.
· Fixed exchange-rate system: Balance-of-payments adjustment occurs through changes in domestic prices.
 If the US and Japan trade for a US deficit, and a Japanese surplus, of $4 billion, this payments imbalance creates an imbalance between the supply of and the demand for the dollar and yen in the FEM: American residents are selling $4 billion more than Japanese residents want to buy, and the dollar depreciates against the yen.
 As the exchange rate is fixed, the US and Japan must prevent this depreciation. Both governments intervene in the FEM, buying dollars in exchange for yen: Intervention eliminates the imbalance in the FEM and changes the country's money supply.
 Change in money supplies alters prices in both countries: The reduction of US money supply causes US prices to fall, the expansion of money supply in Japan causes Japanese prices to rise. US goods become relatively less expensive than Japanese: Residents in both countries shift their purchases from Japanese towards US goods. Thus, US imports (and Japanese exports) fall and US exports (and Japanese imports) rise, so that the payment imbalance is eliminated.
 Adjustment under fixed exchange rates thus occurs through changes in the relative price of American and Japanese goods brought about by the changes in money supplies caused by intervention in the FEM.
· Floating exchange-rate systems: Balance-of-payments adjustment occurs through exchange-rate movements.
 Same example as above: Because the exchange rates float and no government intervenes, the dollar depreciates until the market clears. Americans will have to accept fewer yen for each dollar until the $4 billion are paid.
 The dollar's depreciation lowers the price in yen of US goods and services in the Japanese market and raises the price in dollars of Japanese foods and services in the US market: By making US products cheaper and Japanese more expensive, the depreciation causes US imports from Japan to fall and US exports to Japan to rise. As US exports expand and imports fall, the payment imbalance is corrected.
· Balance-of-payments adjustment in both systems: Prices fall in the country with the deficit + rise in the country with the surplus. Alteration in consumption of the countries' goods alters imports and exports in both countries, moving each of their payments back into balance.
 Changing money supply in order to alter prices inside the country vs. internal prices remain stable, while the change in relative prices is brought about through exchange-rate movements.
· Trade-off (as before): Governments can have a fixed exchange rate or they can stabilise domestic prices, but not both.
 If a government wants to maintain a fixed exchange rate, it must accept the occasional deflation and inflation caused by balance-of-payments adjustment. If a government is unwilling to accept such price movement, it cannot maintain a fixed exchange rate.

The rise and Fall of the Bretton Woods System

Creating the Bretton Woods System (post-war period)
· Provides an explicit code of conduct for international monetary relations and an institutional structure centred on the IMF.
· Context: Establish a system of fixed exchange rates in a world in which governments were unwilling to accept the loss of domestic autonomy that such a system required. At the same time, a system of floating exchange rates was not deemed acceptable.
· Idea: Create a system that would provide stable exchange rate and simultaneously afford domestic economic autonomy.
1. Greater exchange-rate flexibility: Establishment of fixed-but-adjustable exchange rates. Fixed exchange rates on a day-to-day basis with governments able to change the exchange rate when a large imbalance needed correcting (fundamental disequilibrium).
2. Capital controls: Governments were allowed to limit international capital flows to fight "disequilibrating" capital flows (countries with current-account deficits shipped capital to countries with surpluses). Idea: Lower the need for domestic adjustments caused by payment deficits by controlling purchases and sales of foreign exchange (exchange restrictions). Thus, international capital flows were tightly restricted until the late 1970s.
3. Stabilisation fund: A credit mechanism consisting of a pool of currencies contributed by member countries in form of quotas corresponding to the country's relative size in the global economy. A government could draw on the fund when it faced balance-of-payments deficit: This allowed to forego the need to respond to a small payments deficit by devaluing currency or by imposing barriers to imports.
4. The International Monetary Fund: To monitor member countries' macroeconomic policies and balance-of-payments positions, to decide when devaluation was warranted, and to manage the stabilisation fund.
 Fight competitive devaluation by governments to enhance the competitiveness of their exports. Fight abuses of the stabilisation fund by governments by running large balance-of-payments deficits (import/export, fund to finance resulting deficit).
 IMF limited such opportunistic behaviour by having authority over exchange-rates and access to the stabilisation fund.


Implementing Bretton Woods: From Dollar Shortage to Dollar Glut
· Implementation could not happen directly after WW2: Governments needed to conserve what little foreign exchange they had for their reconstruction : Allowing residents to convert domestic currency freely into dollars and gold (= rules of Bretton Woods) would have made reconstruction harder.
· Implementation only possible once European governments had accumulated sufficient foreign exchange reserves: To do so, dollars had to be transferred from the US to European governments.
 E.g. Marshall Plan: The US exported dollars through foreign aid and military expenditures (balance-of-payments deficit made it possible), later also private capital.
 More dollars flowed out of the US each year than flowed in: These dollars were accumulated by European governments, which held them as foreign exchange reserves and used them to play for imports from the US and other countries. This allowed Bretton Woods to finally be implemented in 1959.
· The dollar became the system's primary reserve asset: The stability of the system came to depend upon the ability of the US government to exchange dollars for gold at $35 an ounce.
 The ability to do this diminished with the dollar glut during the 1960s (consequence of the continued US balance-of-payments deficits): Encouragement for US investors to send capital abroad. Thus, the rising volume of foreign claims on US gold led to dollar overhang: The persistent balance-of-payments deficit reduced the ability of the US to meet foreign claims on US gold reserves at the official price of $35 an ounce (foreign claims on US gold  amount of gold held by the US).
 Declining confidence in the dollar would encourage foreign dollar holder to bet against the dollar's fixed exchange rate with gold: This dynamic would generate crises that would undermine the system.
· Bretton Woods dilemma: Dollar overhang would eventually trigger crises that undermined the system of fixed exchange rates, but measures to strengthen the dollar could trigger global deflation that might also destroy the system.

The End of Bretton Woods: Crises and Collapse
· The continued viability of the Bretton Woods system depended upon restoring confidence in the dollar, and this in turn required eliminating the underlying payments imbalances: No adjustment path (devalue the dollar against gold, restrain economic activity in the United States in order to reduce American imports, or expand economic activity in the rest of the world in order to increase American exports) was taken because of political conflict over adjustment costs.
· The United States continued to export dollars into the system, dollar overhang worsened further, and confidence in the dollars fixed exchange rate eroded: Speculative attacks ensued.
· Result: The United States had abandoned the central component of the Bretton Woods system; it would no longer redeem foreign governments' dollar reserves for gold.
· With neither government willing to adjust to support the new exchange rates, speculative attacks quickly re-emerged. A massive crisis in the first months of 1973 brought the system down, as most advanced industrialised countries abandoned their fixed exchange rates and floated their currencies: The system attempting to create stable exchange rates and domestic economic autonomy failed.
 Fundamental problem was the adjustment problem: To sustain fixed exchange rates, governments had to accept the domestic costs of balance-of-payments adjustment. No government was willing to do so. This unwillingness to adjust aggravated the dollar overhang, which then created an incentive to launch speculative attacks against the dollar.

Conclusion
1. Even though governments would like to maintain stable exchange rates and simultaneously preserve their domestic economic autonomy, no one has yet found a way to do so. Governments confront this trade-off because each country's balance-of-payments position has a direct impact on its exchange.
2. When forced to choose between a fixed exchange rate and domestic economic autonomy, governments have opted for domestic economic autonomy: Consequently, the world's largest countries have allowed their currencies to float against each other since the early 1970s.



[bookmark: _Toc73368690]Staat und Markt (VL 7)

Die Rolle von organisierten Interessen in den Regime - Typologien und den IPÖ-Handelstheorien 

· Three Worlds of Welfare Capitalism (social cleavages) 
· Theorien internationalen Handels (Faktor- und Sektorenmodelle) (Export- vs. Binneninteressen) 
· Produktionsregime / Varities of Capitalism ( Spezialisierte Industrieproduktion vs. Innovation) 

sind im Kern strukturalistische Theorien. D.h. sie sehen organisierte politische Interessen als direkten Ausdruck von materiellen, strukturellen Präferenzen.
· Beschreiben verschiedene Strukturen
· Erklärungsansatz: 
· Sozial- und wirtschaftsstrukturelle Ansätze, Erklärung nicht im Wahlsystem oder Kultur, im Kern sucht man die Unterschiede der sozialen und wirtschaftlichen Strukturen, (wie wird produziert usw)
· Also sind Akteure (Organsierte Interessen), als direkter Ausdruck oder Vertreter dieser strukturelle Interessen, welche Partei der welcher Verband repräsentiert Arbeitgeber usw und wie stark sind sie 
· Dabei nimmt man an:
«organisierte politische Interessen als direkten Ausdruck von materiellen, strukturellen Präferenzen» 

· Was bedeutet das? 
· Organisierte Akteure (Parteien, Verbände) verfolgen ausschliesslich wirtschaftliche Interessen, und zwar diejenigen ihrer Mitglieder/Wähler

z.B. für die Schweiz

· Die Unia strebt danach, den Gewinn ihrer organisierten ArbeiterInnen (nicht «aller» Arbeiter) zu maximieren 
· Economiesuisse strebt danach, den Nutzen der Schweizer Exportindustrie zu maximieren 
· Der Gewerbeverband macht das gleiche für die Binnenwirtschaft 
Jeweils potenziell auch auf Kosten der anderen, nicht-organisierten Akteure (da direkter Ausdruck der strukturellen Interessen der Basis)

Folge: relativ schwache Theoriebildung zu den politischen Akteuren in VPÖ/IPÖ 
· Die Organisationen sind nur von Interesse, weil sie strukturelle Interessen bündeln, sichtbar machen und in den politischen Prozess einschleusen 
· IdR wird jedoch die Analyse dieser Akteure selbst (als eigenständige strategische Akteure, ihre Organisationssoziologie und internen Entscheidungsprozesse) vernachlässigt 
· Wer spricht, Machtvergleichung, Organisationssoziologie weniger von Interesse 
· Zudem werden ihre Interessen oft «angenommen», d.h. von strukturellen Annahmen abgeleitet, und nicht empirisch beobachtet.
· Interessenverbände als Proxy der/Artikulation der Interessen 

Espign Andersen geht davon aus, was Arbeiterklasse für Interessen hat und hat sie nie gefragt «ist ja klar was Arbeiter wollen», kennen objektive strukturelle Interessen und leiten diese ab
Unterkonzeptualisierung 

Die Rolle von politischen Parteien in diesen Theorien 

Für Parteien gilt das umso mehr, als dass Parteien idR Koalitionen von strukturellen, materiellen Interessen sind. 
· Z.B Christdemokraten nie nur gläubige, SD nicht nur Arbeiter
· Parteien sind nie solo-strukturierte Parteien, aber nie  nur eine Basis

· Handelstheorien: Parteien kommen kaum vor. Und wenn, dann als Vertreter von Sektor- oder Faktorinteressen (z.b. Protektionismus/Peronismus vs. Freihandel/Radikale in Argentinien) 
· VoC: Parteien kommen überhaupt nicht vor 
· Wenn sie vorkommen, wenn man sie klar einem Handelsinteressenpol zuschreiben kann:
· Argentinien: polarisierte Parteienlandschaft (Peronisten sind ProtektionistenIndustrielle vs Radikalen, FreihandelAgrarwirtschaft), diese stehen klar für Politik)
· Three Worlds of Welfare Capitalism: Parteien artikulieren gesellschaftliche Spaltungslinien (Arbeit-Kapital; Agrar-Industrie; Kirche-Staat)

 

[image: ]
Link: sehr explizit der Basis zu strukturellem Output




Partisan politics/power resources Ansatz 

Elektorale Wettbewerb als treibende Kraft für die Regulierung der Wirtschaft: 
· Verknüpfung der Wirtschaftsarena und politischen Arena


· Power Resources Theory 
· The transition from capitalism to socialism, John Stephens (1979). 
· The Democratic Class struggle, Walter Korpi (1985). 
· Politics against markets, Gösta Esping-Andersen (1984). 
· Warum „power resources“? 
· Sozialrechte sind Machtressourcen im Konflikt zwischen Kapital und Arbeit
· Die Verteilung von Sozialrechten reflektiert die Machtverhältnisse zwischen Arbeit und Kapital

Erinnern Sie sich an die Grundfrage des Power Resource Ansatz (Vorlesung 3, 4.3.20) 
„Ist eine grundlegende Veränderung des Kapitalismus möglich durch den demokratisch errungenen Sozialstaat? „ 
reformistisch den Kapitalismus ändern, kein System Change, Arbeiterklasse ist wichtigster Erklärungsfaktor für Sozialstaat 
· Power Resources Theory sagt: Ja! 
· Es „braucht keine Revolution“: man kann den Kapitalismus mit demokratischen Mitteln reformieren 
· Demokratische Sozialpolitik ist ein effektives Mittel im Klassenkampf 
· Trägerin dieser politischen Mobilisierung ist die Arbeiterklasse

Daraus folgt : 
· Mobilisierung und Organisation der Arbeiterklasse sind die wichtigsten Erklärungsfaktoren für den Sozialstaat. 
· Mobilisierung und Organisation der AK wird gemessen anhand der „Stärke der Linken“: 
· Gewerkschaftliche Organisation  Ausgleich „im Markt“ (Lohnkoordination, Bildungschancen) 
· Sozialdemokratische Regierungsstärke  Umverteilung durch den Staat

Ergänzung/Einwand des power resources Ansatz: Die Rolle der Christdemokratie 

· Was ist die Rolle der (vielen!) ArbeiterInnen, die konfessionell wählten nach dem 2. WK (insb. Christdemokratie) passten nicht in Schema von Esping-Andersen den sie wählten konfessionelle Parteien und nicht Kapital oder Arbeit
· Van Kersbergen, Kees (1995). Social Capitalism. A study of Christian democracy and the welfare state. London and New York: Routledge. 
· Die Christdemokratie war untertheorisiert in Esping-Andersen’s Theorie (“Residualkategorie” konservative WS). 
· Van Kersbergen: Die Allianz von Christdemokraten und Sozialdemokraten hat zu einem grossen, aber nur schwach redistributiven Wohlfahrtsstaat geführt (hohe Dekommodifizierung, hohe Stratifizierung).



Politische Erklärung der Regime nach der Machtressourcentheorie (E-A 1990; van Kersbergen 1994)
[image: ]

Neues Erklärungsmodell, dass nicht per se ökonomisch ist, das ist Spezifikum, die nur Kapital vs Arbeit sondern auch kulturell-ideologische Fragen, gesellschaftspolitische Fragen die Parteien strukturieren
Nach 2000 Akteure der Verteilungspolitik neu denken und nicht nur Machtressourcenansatz

Weiterentwicklungen der traditionellen Theorie (cf. Pflichtlektüre Häusermann et al. 2013) 

Ursprung: 
· Sinkender Wähleranteil der zentralen Parteifamilien der PR Theorie 
· Die Erklärungskraft der Variable „Left power“ (SD Wähler- und Regierungsanteil, Gewerkschaftsdichte, etc.) nimmt ab über die Zeit. 

Huber, Evelyne and John Stephens (2000). Development and Crisis of the Welfare State. Chicago Univ. Press.

[image: ]
Früher waren extreme Parteien nicht wirklich relevant um Sozialsysteme zu erklären , heute haben SD und moderate Rechte knapp 50%
Theorie, in der nur diese 3 Parteien (FDP, SP, CVP) vorkommen, ist nicht mehr aktuell, andere werden elektoral relevant  

[image: ]
· Inwiefern die Grosszügigkeit der Ausgabenkategorien in Sozialpolitik korreliert mit SD in Regierung, 
· Vor 1986 Jahre konsistent positiver und signifikanten Zusammenhang 
· Nach 80er Jahre besteht dieser Zusammenhang nicht mehr wirklich, ausser zum Beispiel bei Elternzeit


Warum sinkende Erklärungskraft? (cf. Häusermann et al. 2013) 

Der Text der Pflichtlektüre bespricht 3 zentrale Hypothesen, die wir in der Folge besprechen: 

1. Parteien liefern sich keinen programmatischen Wettbewerb (mehr) um Verteilungspolitik 
2. Der institutionelle Kontext (d.h. vor allem die Existenz des Sozialstaats selbst) verändert die Wirkungen von Verteilungspolitik (vor allem in spezifischer Sozialpolitik)
3. Die Parteiwählerschaften haben sich verändert – deshalb verfolgen Parteien nicht mehr die gleichen Ziele wie vor 30-40 Jahren.


Hypothese 1: Lockerung der Annahme programmatischen Wettbewerbs 

Nicht alle Parteien mobilisieren Wähler „programmatisch“. 
· Programmatische Mobilisierung: Policies verteilen Kosten und Nutzen unabhängig von Wählerschaften 
· Klientelistische / partikularistische Mobilisierung: Parteien nutzen Policies als Instrument um konkrete Leistungen für einzelne Wähler oder Wählergruppen zu gewähren (Gegenleistung für die Stimmen). 
· Z.B Leistung nur wenn man richtige Partei wählt, in Venezuela muss man länger warten auf OP, da kein Wahlgeheimnis
· Den Bauern oder Lehrern zusprechen, dann würde Bauerverband hinwirken, dass man richtige Partei wählt 
· Dann keine alternative ideologische Inhalte, keine universalistische Programme, da nicht nützlich für Parteien
· In Südeuropa ab 1960 die partikularistische Sozialsysteme, Rentenleistungen nur den öffentlichen beschäftigten im Eisenbahnbetreiben, Rentenalter ab 55 usw.  elektorale Loyalität für Leistungen als Tauschhandel 
· Patchworksozialstaaten 
Konsequenz: Parteipräferenzen wären nicht mehr vorhersagbar, und universalistische Sozialpolitik wäre im Interesse keiner Partei (e.g. Italien Lynch 2006, Spanien Watson 2008; Sozialdemokraten gegen universalistische Policies)
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Katz und Mair (1992) haben die These einer Abkehr von programmatischem Wettbewerb »generalisiert». 
· Sie argumentieren, dass Parteien zu selbst-zentrierten, Eigennutz maximierenden Organisationen geworden sind. Verwalten Staat und teilen sich ihn auf 
· Alle Parteien versprechen etwa das gleiche und teilen Ressourcen unter sich auf 
· Gemäss der «Kartellparteienthese» konvergieren die Parteien programmatisch, weil es ihnen nur noch um eigene Ressourcen geht, nicht um eigentliche Policies. 
· Dem entgegen steht jedoch die massiv gestiegene Polarisierung der Parteiensysteme in Europa

DE: Union und SPD in 90er näherten sich in Mitte an, man dachte Kartellparteiethese nimmt in DE fahrt auf, jedoch vergisst diese These die neuen Parteien 



Veränderungen über die Zeit: institutioneller Kontext 

Zweite Gruppe alternativer Erklärungen: Interaktionen mit dem institutionellen Kontext 
· impliziert: nicht (mehr) alle „left parties“ wollen dasselbe. Was für die Parteien «rational» ist, hängt vom institutionellen Kontext ab, d.h. vom Sozialstaat selber.
· Bsp:  SD heute: mehr Geld für Studiengebühren? Nicht im luftleeren System sondern in bestehendem Bildungssystem
· Gibt universalistisches Bildungssysteme (Norden), wenn mehr Geld für Unis, dann kommt es allen zugute, mehr Geld für Kinderbetreuung: alle werden erfasst 
· Gleiche Forderung in DE oder CH:
· In einem elitenbasierten Bildungssystem sollte die SD FÜR Studiengebühren sein, sonst dagegen (Ansell 2011, CUP) , mehr Ausgeben in bestehenden Strukturen hat in DE und CH zufolgekommt kleiner Minderheit zugute, die übrigens auch stratifiziert, SD sollte erste oder zweite Bildungsstufen subventionieren 
· In einem versicherungsbasierten (regressiven) Sozialstaat wollen Mittelklasseparteien mehr Sozialausgaben (Rehm und Beramendi 2018, CPS)

· Unterschied ob nach 2 WK am Aufbau des Sozialstaates beteiligt sind oder an marginalen Reform des Sozialstaates 
· Höhere Renten in Spanien gefordert, dann profitieren nur diese, die in System drin sind, also sind Linke nicht immer nur für mehr Ausgaben in Sozialstaat 
· Relevant dort: wo feldspezifische Outcomes in Sozialpolitik erklärt werden sollten, policyspezifisch  


Neue Themen und elektorales Realignment 

Erklärung: 
· Seit den 1980er Jahren sind neue Themen auf die Agenda des Parteienwettbewerbs in Europa gekommen (Gleichstellung, Minderheitenschutz, Internationale Integration, Umweltpolitik, kultureller Liberalismus), nicht mehr nur mehr Lohn oder mehr Renten 
· Die existierenden Parteien haben die Themen aufgenommen. 
· Heute werden linke und rechte Parteien mehr um dieser Themen Willen gewählt als wegen Verteilungspolitik
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Zentrale Grafik: vorhergesagte Wahrscheinlichkeit für … so eine Person links, recht oder radikal rechts wählt 
Schwacher Zusammenhang von ökonomischer Position und Link rechts wählen
Linke haben anderes programmatisches Angebot als früher: manifestiert ich in anderen Wählerstruktur und Salienz von Themen, verändert Brille wie man verteilt 

Traditionalistisches Bild möchte in Sozialpolitik: Familie bewahren, 
Libertarian: Richtung universalistischen Modell  

Im Zug davon veränderte sich
· ihre Wählerstruktur
· Die Salienz verschiedener politischer Themen.
· Die Konnotationen von Verteilungspolitik.
· Diese Punkte schauen wir nun in Punkt 4 dieser Vorlesung noch genauer an.

Welche politischen Ereignisse oder Entwicklungen haben Sie politisiert, d.h. Ihr politisches Interesse geweckt und allenfalls zur Herausbildung ihrer grundlegenden politischen Haltungen beigetragen? 

Politisierung / politische Ereignisse 
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4. Elektorales Realignment und Konsequenzen für den Sozialstaat

4.1. Transformation der Elektorate

Die wichtigste elektorale Reorientierung besteht darin, dass
a) Die (schrumpfende) Arbeiterklasse (insb. Produktionsarbeiter) stärker rechtspopulistische Parteien wählen
b) Die expandierte, gebildete Mittelklasse (insb. socio-cultural professionals) stärker links, insb. sozialdemokratisch wählt.--> dieser Schicht sind diese Themen wichtig also wählen sie Links, früher haben diese FDP gewählt
[image: ]Früher Arbeiterinnen haben konservativ christlich gewählt 

[image: ]Nicht mehr Arbeiter insgesamt wählen rechts, aber mehr als früher, ist nicht mehr Kernelektorat der Sozialdemokratie
Transformation der Kernelektorate


4.2. Gesellschaftspolitische Konflikte um den Sozialstaat
· Führt diese Umwälzung zu einem „Rechtsrutsch“ der Sozialdemokraten?
· Neue Mittelschicht ist links ökonomisch, SD bleibt auch so,  aber Veränderungen im Augenmerk, andere Auswirkung wie Bildungspolitik, Chancengleichheit, Gestellung, Familien usw
· [image: ][image: ]Nicht unbedingt, denn die neue Kernwählerschaft der Linken ist für eine grosszügige Sozialpolitik (siehe Grafik). 


Aber
· Das elektorale Realignment führt zu einer anderen Ausrichtung der «linken» Sozialpolitik auf Themen, die der gebildeten Mittelschicht wichtig sind (Bildungspolitik, Chancengleichheit, Gleichstellung, Familienpolitik).

· Und: Sozialpolitik wird zunehmend «kulturell konnotiert» (z.b. Wohlfahrtschauvinismus; Gleichstellungsanliegen etc.).
· Im neuen parteipolitischen Wettbewerb zwischen links-liberalen (oft grünen) Parteien und rechtsnationalen Parteien stehen neue sozialpolitische Themen und Deutungen im Zentrum.



[bookmark: _Toc73368691]Rethinking Party Politics and the Welfare State

Well established theory for welfare state politics: partisan politics theory
· parties as representatives of social constituencies, mostly defined in terms of industrial classes, and as bearers of clear ideological stances for social-democratic or conservative welfare policies. Social policy output, in this view, depends on the partisan composition of government.
· Direct link between (social) policy output and party in power (social democratic, conservatives…)
· Traditional partisan theory assumes that class is the most relevant cleavage in society

Other Conditions now:
· Electoral constituencies have changed and do not correspond to those of the industrial age anymore.
· Various contributions have shown that the institutional context, party systems and party competition matter for the kind of welfare policies individual political parties advocate.
· Diverse links between parties and electorates(particularistic versus programmatic) shape the policy strategies adopted by parties

Main contribution of this article
· Under which conditions it is possible, that we can deduce the policy preferences of a political party directly from its party family or even from its label and the implication if one of these conditions are not present

Questioning of the classical approach:
· may behave differently depending on the context of policy making (credit-claiming during welfare expansion v.blame-avoidance in times of austerity),
· social-democratic parties might be in a better position to reform the welfare state than conservative parties

“Old school” partisan approach:
· The partisan politics approach to welfare state analysis has emerged as a rival explanation to structural Marxist, functionalist and pluralist theories from the 1970s onwards
· Tracing back social policy from parties on effects of distinct constituency 
· power resources theory 
· party politics shape social policy and political economy, but it lays more emphasis on the mobilization of socio-structural classes as the basis of party politics, and on the impact of other class actors such as trade unions. 
· result of the democratic class struggle, since democracy provides the working-class parties with the opportunity to move ‘the struggle for distribution into the political arena and then feedback from new political rights to economic sphere
· Esping-anderes: kännemer scho!
 
A lot of following quantitative studies, testing, if stronger left leads to an expansion of the welfare state
· Postulating: that left parties mobilize the lower wage earners and the ‘working class, as the flagship of redistributive collectivism (criticized as to simplistic) and regarding left parties, their voters and policy preferences: the working class is the main constituency of the left
· none of the major studies in the partisan politics tradition actually tests the electoral foundations of the political parties (now) and assume: welfare politics is still the same democratic class struggle like 50 years ago

“new school” POST-INDUSTRIAL ELECTORATES,CONTEXT AND PARTY–VOTERLINKAGES

(1) Changing Electoral Constituencies: What Parties Do Depends on Who They Represent
· if left-wing parties do not defend the ‘old’ welfare state and push for more redistribution, and if right-wing parties do not push for less state intervention and redistribution, this is interpreted as evidence that parties’ policy strategies are not driven by the interests of their core electorates anymore
· Assumption: the electoral patterns have remained stable.
· Realignment theory are mostly ignored by welfare state scholars  
· Once we get to a more adequate conceptualization of electoral constituencies, partisan politics variables may explain just as much of social policy development as they did in the heyday of power resource theory
· The argument on electoral shifts mostly refers to the fact that left-wing parties increasingly attract highly skilled middle-class voters, cultural shift (not economic)
· They demand social policies linked to education, social investment, universalism and gender equality
· less interest in traditional redistributive schemes (because they are highly skilled and thus have high earnings-power in the market
· traditional constituencies 
· Workers and low-income voters increasingly adhere to traditionalist and anti-immigration stances.
· ‘working class’ today is divided into at least two groups: insiders and outsiders
· Labor market insiders: vote for social democracy
· Labor market outsiders: vote for radical rights
· In contrast study for Switzerland, showing that it is actually the old insider working class whose party preferences shift to the right, in defense of the status quo and welfare chauvinism 

It does not question the representative link between the interests of the electorate and the policy preferences of political parties


(2) Context: What Parties Do Depends on Institutions and Party Competition

· Close link between voter preferences and party policies preferences in partisan politics approach 
· Links between electoral rules, partisan preferences and partisan effects
· left-party governments and, therefore, high levels of redistribution are less likely in majoritarian electoral systems than under proportional representation (PR), because the median voter in a two-party system has a rational incentive to vote for the right, whereas the multiparty system that is typical of PR allows for pro-redistribution coalitions of middle-class and lower-class parties (Iversen/Soskice)
· Assumption: left parties represents low income classes
· Ansell: all depends on the institutional context:
· In a mass university system, left parties favor increased spending on tertiary education, because it has a redistributive effect, whereas they contest it in an elite-system that entails a regressive effects
· So we cannot simply compare spending’s across countries 
· The ‘old school’ approach presupposes a party system that offers a simple choice between left and right on social and economic issues.
· Forming one left-right axis for multi-party system
· Capital-labor conflict by Rokkan/Lipset
· Presence of ethnic, linguistic or religious cleavages, as well as ideological polarization, impedes the introduction of universalistic policies and favors fragmented and occupationally defined programs
· Retrenchment of welfare state (kitschelt)
· left-wing competition can hinder – and right-wing competition can facilitate – government decisions to cut back welfare entitlements
· Party competition (Picot)
· policies are often used to appeal to important groups of voters, rather than pursuing long-standing ideological policy programmes
· Parties possibly adapt their policy to their desired coalition partner
· In the traditional – bottom-up – approach, parties are the agents of a social class
· By contrast, sees parties as resourceful organizations that are partially autonomous from social structures and – in a top-down manner – deploy social policy to mobilize electoral support
· since the Second World War, the organizational model of the mass party (base of partisan politics approach) has been largely superseded by the catch-all party, which has deliberately tried to broaden its electoral basis
· Some go even further, suggesting that since the 1970s the catch-all party is being replaced by the cartel party, which has even looser electoral ties and is more strongly incorporated into the state

Overall, the studies discussed in this section show that in order to hypothesize a party’s policy preferences, it is not enough to know whether it is left or right. Rather, we need to study the context in which the party operates


(3) Party–Voter Linkages: What Parties Do Depends on How They Relate to Voters


· Voters may choose a party because they are genuinely convinced of the policies it proposes, because they expect to get a direct benefit in return for their vote, or because they identify with this party due to their social and cultural background
· Most common in partisan politics approach is the perspective that sees parties and their voters attached to a broad ideology (programmatic view)
· Sometimes it can also be particularistic 
· Effect of corruptly administrations (Drawing/Shefter)
· A lack of administrative autonomy in the United States facilitated clientelist abuse of social programmes in the late nineteenth century. The existence of these clientelist relations in turn kept progressive politicians from demanding social policy expansion, as they feared that new social measures would be hijacked for clientelist purposes as well. 
· Therefore, if particularistic party–electorate linkages prevail, this can have effects even on the policy stance of programmatically minded (left) politicians 
· This can keep governments in occupation-based welfare states from adopting citizenship-based policy
· Importance of electoral system (Estévez-Abe)
· The degree to which parties adopt targeted or universalistic policies depends on the electoral system.
· In multi-member districts, electoral competition revolves mainly around organized groups of voters and, therefore, narrower interests. 
· The personal vote, in turn, provides individual candidates with incentives to make particularistic policy choices

Conditions favoring particularism are, among others, low autonomy of state bureaucracy and specific electoral rules. Under these conditions it is unwarranted to work with hypotheses that are based on broad ideological families, assuming programmatic coherence. Rather, we would have to expect fragmented policies that are targeted towards whichever electoral group is central for gaining or retaining power.

Where parties use policies as concrete objects in exchange for particular votes, approaches relying on ideological party families fall short.


Discussion. BETWEEN UPDATING AND REVISING

Each of the three strands of research, outlined in the previous section, can be read in terms of scope conditions for traditional partisan politics theory.

As an illustrative example, one could mention Britain during the first three post-war decades as meeting the scope conditions of traditional partisan theory. With Labour and the Conservatives its party system offered clear choices on the left and the right that were primarily distinguished by their positions on social and economic issues. The way they competed was prevailingly programmatic

· The most general and far-reaching obstacle to the adequacy of a simple version of the partisan politics theory today is arguably post-industrialization. In all advanced capitalist countries, tertiary employment today clearly outnumbers industrial employment, which violates the scope condition of an industrial social structure
· parties have adapted their organizations and have become more flexible in their electoral strategies.
· do parties act as representatives of social constituencies or is party politics best described as a semi-autonomous and strategic elite behavior?
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[bookmark: _Toc73368692]Verbände und Firmen (VL 8)

1. Verortung der Sitzung in der Struktur der Vorlesung

1.1 Die Rolle von organisierten Interessen in den Regime-Typologien und den IPÖ-Handelstheorien
· Three Worlds of Welfare Capitalism (social cleavages).
· Theorien internationalen Handels (Faktor- und Sektormodelle) (Export- vs. Binneninteressen).
· Produktionsregime/Varieties of Capitalism (Spezialisierte Industrieproduktion vs. Innovation).
· ... sind im Kern strukturalistische Theorien.
· D.h. sie sehen organisierte politische Interessen als direkten Ausdruck von materiellen, strukturellen Präferenzen 
· Denken an Exportinteressen, Binnenmarkt -Gastro -Dienstleistungsinteressen, Akteure verbunden mit diesen Interessen 

«organisierte politische Interessen als direkten Ausdruck von materiellen, strukturellen Präferenzen»
· Organisierte Akteure (Parteien, Verbände) verfolgen ausschliesslich wirtschaftliche Interessen, und zwar diejenigen ihrer Mitglieder/Wählerinnen.

Beispiel: Schweiz
· Die Unia strebt danach, den Gewinn ihrer organisierten Arbeiter*innen (nicht «aller» Arbeiter*innen) zu maximieren.
· Economiesuisse strebt danach, den Nutzen der Schweizer Exportindustrie zu maximieren.
· Der Gewerbeverband macht das gleiche für die Binnenwirtschaft.
· Jeweils potenziell auch auf Kosten der anderen, nicht-organisierten Akteure.

Politische Parteien schwierig zu greifen, da sie nicht nur Ausdruck ökonomischer / struktureller Interessen sind 

1.2 Die Rolle von Firmen, Gewerkschaften und Wirtschaftsverbänden in diesen Theorien
· Firmen, Gewerkschaften und Wirtschaftsverbände (als Stimmen struktureller, materieller Interessen) sind zentrale Akteure in den Theorien der VPÖ und IPÖ (deutlich prominenter als Parteien).
· Spezifische Theorien interessieren sich vor allem für die unterschiedlichen Machtressourcen dieser Akteure, d.h.
· Über welche Kanäle die Akteure politisch Einfluss nehmen können (cf. Korporatismus vs. Lobbyismus) und welchen Einfluss das auf politische Entscheidungen hat.
· Welche organisatorischen Machtressourcen diese Akteure haben (Organisationsgrad, Streikfähigkeit, vertikale und horizontale Integration der Branchenverbände etc.).
· Wie prägen Organisation und wie Prägen Institutionen, wer kann schlagkräftig die Interessen durchbringen 

2. Die Akteure (cf. Pflichtlektüre: Gumbrell-McCormick und Hyman 2013)

2.1 Arbeit/Kapital: Gewerkschaften/Produzenten, deren Interessen, Aktionsrepertoire und Machtressourcen

Friedensabkommen in der Metallindustrie 1937: 
· Verzichten auf Streik dafür sozialpolitische Konzessionen und sich auf regelmäßigen Sozialpartnerschaft (Geburtsstunde) 
· Sozialpartnerschaft: befriedeter Konflikt der Arbeitgeber und Nehmer, wenn diese Verhandlungen dann scheitern, dann wird gestreikt 
· In Italien oder FR: wenn gestreikt wird und mobilisiert wurde, dann in Verhandlung aber nur dann 
Systeme von Gewerkschaftsorganisation
· Integriert (starke Gewerkschaften) PODCAST
· Nordische Länder und Belgien (Ghent system), Österreich.
· Bezug von Leistungen von Mitgliedschaft der Gewerkschaft abhängig 
· Eng verbundene Gewerkschaften und viele Mitglieder 
· Anreize, Gewerkschaften beizutreten 
· Fragmentiert
· Sektoral/funktional: Kontinentaleuropa.
· Metall- Dienstleistungs- Industriegewerkschaften 
· Politisch: Südeuropa, z.T. auch Kontinentaleuropa.
· Kommunistische (antikap.) und sozial (reformistischer)- und christdemokratische (stabilisierend) Gewerkschaft 
· Schwach organisiert/pluralistisch
· Angelsächsische Länder

Machtressourcen (cf. Pflichtlektüre)
· «Structural»: Verhandlungsmacht (etwa durch Sektorengrösse, Qualifikationen, limitiertes Arbeitsangebot).
· IG Metall SUPERSTARK in DE, Bedeutung des Wirtschaftssektor definiert auch Gewerkschaftsmacht
· Aber auch Arbeitsnachfrage stellt Faktor dar, Fachkräftemangel: Gewerkschaften in diesem Bereich stärker 
· [image: Macintosh HD:Users:Gabi:Desktop:Bildschirmfoto 2021-04-20 um 17.39.12.png]«Associational»: Organisationsgrad/Mitgliederstärke.
· OG: wie viele Arbeitnehmende sind Mitglieder in der Gewerkschaft 

Peak, an dem Gewerkschaften am stärksten war und meistens vor 1990











· [image: Macintosh HD:Users:Gabi:Desktop:Bildschirmfoto 2021-04-20 um 17.39.57.png]«Organizational»: Vertikale und horizontale Organisation.
· Gut koordinierte Gewerkschaften können auch mit weniger Mitglieder viel erreichen

Vertikal: Wie Dachgewerkschaft die Mitgliedergewerkschaften kontrollieren kann (föderalistische Logik dann schwacher Dachverband)
Horizontal: Wie fragmentiert die Mitgliederorganisation sind (sektoriell)


· «Institutional»: Korporatismus vs. Pluralismus (pluralistische vs. korporatistische Politikformulierung)
· LMEs / liberale WS: pluralistisches Modell.
[image: Macintosh HD:Users:Gabi:Desktop:Bildschirmfoto 2021-04-20 um 17.41.07.png]
· CMEs / sozialdemokratische und konservative WS: korporatistisches Modell.
[image: Macintosh HD:Users:Gabi:Desktop:Bildschirmfoto 2021-04-20 um 17.41.22.png]
· «Moral/discursive»: gesellschaftliche Wahrnehmung der «Wirtschaftsinteressen» und deren Berechtigung.
· In welchem ideologischem Klima die Gewerkschaften operieren, wie Gesellschaft die Anliegen und Proteste für angemessen halten 
· «Coalitional»: Allianzpartner in der Politik (Parteien).
· 
Wenn mehr Stellensuchende gibt als Stellen, dann gut für Kapital (Gewerkschaften sind Bittsteller, Kapital besitzt knappes Gut wie Arbeit)
STRUKTURELLE MACHT FÜR KAPITALINTERESSEN ZENTRAL

3. Unterschiedliche Theorien des Verbändeeinflusses in der politischen Ökonomie

3.1 Partisan Politics/Power Resources (Esping-Andersen 1990)

[image: Macintosh HD:Users:Gabi:Desktop:Bildschirmfoto 2021-04-20 um 17.46.45.png]Mobilisierung und Organisation der Arbeiterklasse sind die wichtigsten Erklärungsfaktoren für den Sozialstaat
· Mobilisierung und Organisation der AK wird gemessen anhand der „Stärke der Linken“:
· Gewerkschaftliche Organisation: Erklärt Ausgleich „im Markt“ (Lohnkoordination, Bildungschancen). (wie ausgeglichen Lohn usw. vor Eingriff des Sozialstaates)
· Sozialdemokratische Regierungsstärke: Umverteilung durch den Staat.

Determinanten von Ungleichheit (im Markt) vor Steuer und Abgaben:
·  Signifikant sind ausschließlich Gewerkschaftsorganisation und Lohnkoordination (da negative Korrelation mit Ungleichheit)

Errungenschaft der Arbeit gegenüber dem Kapital
· Koordinierte Marktwirtschaften haben deswegen großzügigeren Sozialstaat und weniger Ungleichheit weil Gewerkschaften besser integriert sind 


3.2 Power resources vs. Varieties of Capitalism: Was wollen Arbeitgeber vom Sozialstaat? 

Gemäss Power Resources haben CMEs einen „grosszügigeren Sozialstaat“, weil:
· Die Arbeiterklasse besser und stärker organisiert ist und deshalb.
· Mehr Verhandlungsmacht hatte und daher.
· Den Arbeitgebern mehr Konzessionen abringen konnte.
· In anderen Worten: ein grosszügigerer Sozialstaat ist dem Kapital gegen seinen Willen abgerungen worden.

Gemäss VoC haben CMEs einen „grosszügigeren Sozialstaat“, weil:
· Sie Arbeitsfrieden und Beschäftigungsstabilität brauchen. (Kapital und Arbeit wollen großzügigeren Sozialstaat)
· Sie Anreize zur Investition in spezifische Fähigkeiten schaffen müssen.
· Sie die Qualifikationen der Arbeitnehmer erhalten und pflegen müssen.
· In anderen Worten: ein grosszügigerer Sozialstaat gehört zum Wirtschaftsmodell dieser Länder (comparative institutional advantage)

Mares, Isabela (2001). “Firms and the Welfare State: When, Why and How Does Social Policy Matter to Employers? 
· These: Arbeitgeber sind nicht per se gegen den Sozialstaat, aber sie wollen eine spezifische Ausgestaltung des Sozialstaats. (nützliche und funktionale Ausgestaltung der Sozialstaaten)
· Die erwartete Position der AG hängt von zwei Dimensionen ab:
· „Risk pooling“: Firmen mit „vielen“ oder „wenigen“ Risiken.
· „Control“: Selbstverwaltung vs. staatliche Verwaltung (grosse vs. Kleine Unternehmen).

High risk: viel betroffen 
[image: Macintosh HD:Users:Gabi:Desktop:Bildschirmfoto 2021-04-20 um 17.50.18.png]
· Beispiele:
· Mutterschaftsversicherung
· Low/Small: Kleines Bauunternehmen, dass nur Männer angestellt hat, hat keine Interesse an Sozialpolitik
· (High/Large) Versicherung AXA: viele Frauen, brauchen Sozialversicherung, wollen attraktive Sozialversicherungen  und können diese sogar selber anbieten (100% Lohnersatz und mehr Mutterschaftsurlaub) 
· Interessiert an Versicherung 
· High/Small: Detailhandelsladen klein, viele Frauen: zu klein für eigene Versicherung, brauchen aber eine Versicherung, diese haben rationales Interesse an universellem System, weil dann Bauunternehmen und AXA auch in gleichen Fond einzahlen müssen, der Versicherung gewährleistet 
· Large/low: früher Bank, keine Interesse 
· Arbeitslosenversicherung

Neomarxistische Power Resources Modell: homogene Kapitalinteresse vs homogenen Arbeitsinteressen
Neu: differenzierte Interessen 

Kritik
· Erklärt VoC, ob Arbeitgeber für Sozialpolitik sind oder theorisiert sie nur, für welche Ausgestaltung der Sozialpolitik sie sind?
· Wenn Sozialpolitik kommt, welche Form sie annehmen. Nur wenn auf Druck etwas gemacht werden muss, zeigen sich die Interessen von oben 
· Wer hat recht? Historische Studien zur Einführung von Sozialpolitik geben eher PR recht als VoC (Korpi 2006, Paster 2013).
· Die VoC-Logik greift eher zur Erklärung von Reformpräferenzen als zur Erklärung der eigentlichen Entstehung von Sozialpolitik.
· Einführung der Sozialpolitik: mehr Evidenz auf Power Resources Ansatz
· VOC dann, wenn Sozialpolitik bereits etabliert ist aber nicht wenn es um die generelle Einführung geht 



4. Herausforderungen und Konsequenzen

4.1 Mobilisierungsfähigkeit: Internationalisierung und veränderte Arbeitsmarktstruktur

Zentrale Herausforderungen für
· Arbeitgeberverbände:
· Internationalisierung: Zunehmende Divergenzen zwischen Binnen- und Exportwirtschaft.
· Gewerkschaften (struktureller Wandel):
· Deindustrialisierung/Postindustrialisierung: Erosion der «Normbeschäftigung», atypische Arbeitsverhältnisse, Feminisierung der Beschäftigung
[image: Macintosh HD:Users:Gabi:Desktop:Bildschirmfoto 2021-04-20 um 17.53.16.png]
Quantifizierung der Veränderung in Prozent 

Warum?
· Warum ist es schwierig(er), die «neue» Arbeiterschaft zu organisieren?
· Kein Wirgefühl durch individuelle und physisch getrennt arbeiten 
· Teilzeit usw

Zusätzliche Herausforderung für die Gewerkschaften
· Electoral realignment (cf. Sitzung zu den Parteien)
· Veränderte Themen: p. 35 Pflichtlektüre: TU perceived as «tired, archaic, bureaucratic, largely irrelevant to the major issues of the contemporary world.»
· Bedroht der «Mittelklasse-Shift» der sozialdemokratischen Parteien die historische Allianz aus Gewerkschaften und Parteien?








· Wie verändert sich die Mitgliederstruktur der Gewerkschaften im Vergleich zur veränderten Mitgliederstruktur der linken Parteien?
[image: Macintosh HD:Users:Gabi:Desktop:Bildschirmfoto 2021-04-20 um 17.55.15.png]
· Zusammensetzung bei Gewerkschaften ähnlicher 
[image: Macintosh HD:Users:Gabi:Desktop:Bildschirmfoto 2021-04-20 um 17.55.40.png]























Ambivalent: Affinität mit Sozialdemokratie anderseits wo sind die Arbeitnehmer??
80er Jahr Struktur des Alters eingefroren bis heute
Grafiken sind nur arbeitende Bevölkerung 

4.2 Konsequenzen sinkender Mobilisierungsfähigkeit für Solidarität innerhalb der Arbeitnehmerschaft
· Welche Konsequenzen hat dieser Mittelklasse-Shift für die Wirkung von Gewerkschaftsmitgliedschaft?
· Sind inklusive, klassenübergreifende Gewerkschaften besser für die Solidarität?

Gewerkschaftsmitglieder haben eine stärkere Präferenz für Umverteilung als Nicht-Mitglieder.
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Wie unterscheidet sich dieser Effekt in verschieden inklusiven (hohem Einkommen und tiefen Einkommen) Gewerkschaftssystemen? 1 perfekt ausgeglichen drüber, mehr arme in Gewerkschaften 
[image: Macintosh HD:Users:Gabi:Desktop:Bildschirmfoto 2021-04-20 um 17.58.23.png]
· Union members sind IMMER stärker für Umverteilung als nicht-union members.
· Durch Mitgliedschaft sozialisiert + Selbstselektion das eingetreten 
· ABER: bei den hohen Einkommensklassen ist dieser Effekt grösser wenn das Gewerkschaftssystem umfassend oder vorwiegend low-wage ist.
· High-wage Gewerkschafts-Gesellschaften haben die tiefsten Support-levels und die kleinsten Effekte von Gewerkschaftsmitgliedschaft.
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Vorhergesagte WSL für Umverteilung,
· Bei hohen Einkommensklassen für Non-union und union Member 
· Dort wo Gewerkschaften Mitteklasse sind, machen diese nicht mehr so viel aus
· Wenn Mittelklasseorganisation, wird Effekt für Umverteilung kleiner 
· High wage Gewerkschaft:
· Mobilisieren hohe Einkommen
· Low Wage uniosims:
· Viele tiefe Einkommen in Gewerkschaften
· Comprehensive:
· Einkommensteuer der Mitglieder sind ausgeglichen 
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Introduction: The Challenges Summarised
· In the past quarter century, trade unions across Europe have faced severe challenges which, in the view of some observers, threaten their viability.
1. Decline in the large-scale manufacturing industries in which unions long had a major stronghold (decline of the "industrial union" model).
2. Budgetary pressures.
3. Drive to privatisations in unions' other main stronghold, public services.
4. Growth of diverse forms of "atypical" employment.
5. Political drift to the right.
6. The rise of individualism vs. the collectivism crucial to the foundation of unions.
7. Process of globalisation: Weakens trade union capacity to regulate work and employment within the national boundaries in which they are embedded.
· Result: Loss of membership density with country variation.
 Depleted financial resources, in some cases a decline in collective bargaining coverage, weaker political influence and erosion of social legitimacy.
 The content of sectorial agreements is being hollowed out as decision-making shifts towards the individual company, creating problems of coordination and of solidaristic union strategy.

Conceptualising Trade Union Power

Four Ways for Unions to Secure Power and Influence
1. Structural Power: Deriving from the location of those workers organised in a specific union.
 Unions with marketplace bargaining power: Workers that possess scarce skill/competences making them valuable to the employer and difficult to replace.
 Unions with workplace bargaining power: Workers occupying strategic positions within the production process (distributive action with costs for employers).
 Workers with both types of structural power can establish particularly strong trade unionism.
2. Associational Power: Having members gives unions resources (e.g. financial).
 By itself merely passive membership (workers concerned with obtaining personal benefits and protections) without necessarily involving a "willingness to act" (membership itself ≠ organisation and unity).
3. Organisational Power: Constructed by cultivating and synthesising the social capital of the members to create a collective identity with a common purpose. Requires effective processes of internal democracy, a culture favouring discussion (rank and file - officials) and educational work.
 Allows the unions' slogan "unity is strength" to be fulfilled ≠ by mere associational power/membership.
4. Institutional Power: Associational and organisational power, are bolstered by institutions.
 Institutional supports: Employer solidarity, legislative support, powers of statutory work councils, administration of social welfare…
 Unions may face a choice between defending their institutional status or  recovering their  representational capacity by more  innovative policy initiatives.


New Power Resources Necessary as a Consequence of the Above Weakening
1. Moral/Discursive/Communicative Power: Involves a conception of social and societal change and a vocabulary which makes this conception persuasive (it should be communicated that better world is be the mission and identity and that this possible and desirable: democracy crucial).
2. Collaborative/Coalitional Power: If unions have a declining capacity to achieve their goals through their own resources, they need allies (relationships with other groups, movements, organisations, etc. with similar goals and interests and different structure, constituency and agenda).
3. Strategic/Logistical Power: If resources are scarce, they must be deployed smartly (resources vs. resourcefulness: just having less does not automatically doom unions to failure).

Diversity and Solidarity
· Forging collective identities and unity through collectivism: The capital-labour relation attained a largely unquestioned normality, collective experience at work was often complemented by domestic life in close-knit communities and by shared recreational, cultural, and sometimes religious pursuits; the union was an institution embedded in an encompassing social landscape.
· 'Fordist' production regime: The employer often functioned (wittingly or unwittingly) as a recruiting agent the union was an extension of the company community.
· Two faces of unions:
1. "Swords of justice": Fighting for all those oppressed and underprivileged.
2. "Vested interest": Defending the particular interests of the relatively advantaged groups with market power who in most countries have disproportionately filled the ranks of union membership and leadership.
· The "normal" employment relationship - most common foundation for unions
· Full time employed on permanent contractual terms (most appropriate situation for unionisation).
 Exceptions had other bases for collective identity and community.
· In occupations with workplace power, where collective withdrawal of labour could have a persuasive impact (strong identity: worker and his work  union).
· The core constituency at first could be regarded as (almost) a popular majority.
· These preconditions of a "traditional" worker are on the decline - Changes in the world of work:
· High unemployment: Market power diminishes, insecurity as the new normality
· Growth in diverse forms of "atypical" employment: Adapted to the employers' ideal of a "flexible" workforce.
· Manual workers now outnumbered by white-collar occupations.
· Feminisation of work: Women often working part-time.
 Thus: How can trade union organisations which were traditionally based on male manual workers with a 'normal' employment relationship recruit, and represent effectively, very different categories of worker?
· Resulting dilemma: If unions still rely primarily on their traditional 'core membership reserves', they suffer declining member ship and face increasing marginalisation. If they succeed in extending their boundaries of organisation, the consequence may be internal conflict over priorities and the loss of capacity to constitute an integrated movement.
· Social and generational changes:
· Disappearance of cohesive working-class communities in which mass trade unionism had its strongest roots: More differentiated and less uniform spatial location and social organisation of work, residence, consumption, and sociability.
 Disjuncture between work and community + destruction of community: Eliminated many of the localised networks, which strengthened the support of union membership.
· Fuzzier class boundaries: Less willingness than in the past to submerge particular interests within a more broadly defined class identity.
 The core business of solidarity was easier achieved with a homogenous workforce.
· Sociocultural transformation: Traditional working-class values of collectivism have given way to individualistic orientations.
 Criticism - simplistic argument: Popular support for trade unions is increasing, unions never per se followed a purely collectivist agenda.
· Generational change: Younger people are less likely to be unionised, the median union member is around 50.
 New entrants to the labour market are liable to be unemployed/forced into precarious employment where unions are weak.
 Generational change in social attitudes: Younger people less susceptible to the appeal of unions.
 Unions are widely perceived as tired, archaic bureaucracies and irrelevant.
· Certainly it is clear that if unions are to appeal to younger generations, their image language, and modes of communication must be very different from what is traditional, even if the underlying message of solidarity remains the same.

National Industrial Relations Systems, Globalisation and Neoliberalism

National Industrial Relations Systems
· Unions are embedded in national societies: Industrial relations systems were nationally bounded and nationally distinctive.
· NIRS founded on the triangular relationship of unions, employers and governments have been destabilised by globalisation:
· Intensification of cross-national competition by new economic powers vs. domination of product markets by few European and North American economies.
· Internationalisation of production chains within MNCs: Companies detached from regulatory frameworks of NIRS and keen to exclude unions and clawing back gains from unions made in the past (= redefining NIRS standards).
 Production shifts to low-wage locations, outsourcing of key activities to low-wage suppliers within home country: Unions with few resources to respond.
· Interaction: Visible hand of MNCs with coercive invisible hand of financial capital: liberalisation and deregulation of international capital and currency market, "shareholder value capitalism" (liberalisation of trade, capital mobility, financial transactions)…
 Volatile capital flows: Disruptive instability in the physical economy.
 Undermining of good jobs and trade union capacity.
· Vs. post-war decades: Systematic economic planning, Keynesian demand management, public services in public ownership, in some cases nationalisation of key manufacturing industries, expansion of state public welfare to protect the vulnerable.
 Fertile ground for institutionalised industrial relations and the growth of union membership.
· The material and ideological foundations of this "benign environment" have been undermined:
· Socio-demographic changes: rising educational standards (younger people start working later), higher-life expectancy and workers retiring earlier (pressure on pension and health systems), ratio working-dependent population has fallen, corporate taxation squeezed.
· Governments try to reduce public expenditure: raised retirement age, increased individual contributions, reduced levels of benefits.
 This poses a challenge for unions: Government abandoned Keynesian principles in favour of policies of deregulation (supply-side flexibility in labour markets) and privatisation programmes.
 Neoliberal programme: Less, not more, state intervention is needed to restore competitiveness in a globalised, post-Fordist world.
· The challenges have been compounded by a succession of crises: global financial crisis, its impact on production and employment, sovereign debt crisis, severe austerity measures imposed by the EU.

Varieties in Challenges
· Three Crises Besetting Trade Unions
1. A crisis of interest aggregation: Product of a more heterogeneous labour force and growing employer pressures for flexibility and decentralisation.
2. A crisis of workers' loyalty towards their union: Stemming from sophisticated management efforts to strengthen commitment to the employing organisation.
3. A crisis of representation: Caused by the expansion of highly qualified occupational groups disinclined to organise collectively.
· Nordic unions: High associational, organisational and institutional (relationship with governments dominated by social democrats) power.
 Challenges for unions: Erosion of social-democratic hegemony, increasing dominance of right-wing parties, social democratic shift towards neoliberal economic policies.
 Result: Substantial decline in membership of the union-controlled funds and a corresponding decline in union membership, loss of institutional power as social democracy turned its back on generous pension schemes, etc.
· "Rhineland" CME union model (D, NL, B, A): 
1. Depended on "patient capital" (institutional investors were committed to long-term relationships with major companies, protecting employers from short-term market pressures).
 Incremental shifts towards Anglo-American principles of "shareholder value": hostile takeovers, etc.: Exposes employees to previously unknown levels of instability and insecurity, posing major problems for unions.
2. Unions long enjoyed institutional supports, making them less dependent on associational and organisational power resources.
 Institutional supports induce complacency: Without the other two power resources, unions may lose representative legitimacy and find their inst. power resources undermined.
3. Country specific challenges (p. 40 - 42).
· Southern countries: France, Italy (p. 42 - 44)
· Anglophone countries: Unions with traditionally limited institutional supports, particularly dependent on their own internal power resources (p. 44 - 45).
· Sustained government hostility (Conservatives, New Labour): anti-union legislation, privatisation, savage austerity measures (threat to public services and employment).

"Contextualised Comparisons" of the Challenges to Trade Unions
· Differing challenges across countries: "Traditional union identities", linked closely to past struggles and past victories, helped define the key "sticking points " for unions in each country.
 How are challenges perceived, interpreted and dealt with by unions: framing.
 Traditional action repertoires of unions might not be effective in tackling the challenges: It may require an existential shock before new strategic initiatives are embraced, and radical policy shifts commonly provoke inter- and intra-union conflict.

Strategic Innovation and "Revitalisation"

Six Strategies to Tackle Challenges (Frege, Kelly)
1. Adopting an organising model.
2. Organisational restructuring (mergers or internal reorganisation, or both).
 Mostly owed to inter- and intra-unions politics (≠ labour market rationale): Problems of structurally complex conglomerates with internal tensions.
3. Developing partnerships, with employers or with governments.
4. New forms of political action.
 Reduced viability of union-party linkages and neoliberal turn: Unions turn to "contentious politics" (cooperation with other social movements and NGOs).
 "Social movement unionism" may redefine unions as outsiders in a terrain where until recently the role of insiders was comforting and rewarding.
5. Coalition building.
 Joint employer and employee interests: Unions agree to change production regimes (reduced employees, flexible work…) and managements agree to continue operation.
6. Reinforced international links to counter the challenges of globalisation.

Four Dimensions of "Revitalisation" (Behrens et al.)
1. Membership: Increasing density, reshaping its composition, increasing membership engagement with the union.
 Rediscovery of the principles of active recruitment and representation, particularly of workers who are traditionally under-represented among union members: But potential dilemma between new recruitment and effective representation of existing members (potentially alienated).
2. Unions' economic functions: Developing new forms of bargaining and leverage.
3. Political: New forms of electoral involvement, new efforts to influence legislation, a changed role in public administration.
4. Institutional reform: Organisational restructuring.
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Sitzung 5: 
· Mehr Nachfrage nach staatlichem Schutz? («Kompensationshypothese») 
· Mehr Globalisierung mehr individuelle Risiken, deshalb wollen die mehr VersicherungsschutzPolitischer Effekt mehr staatliche Intervention als Antwort auf Globalisierung 
· Gegenthese: Abnehmende Möglichkeiten, Schutz bereitzustellen («Effizienzhypothese») 
· Globalisierung zwingt Staaten in einen «Standortwettbewerb» • 
· Werden immer schmaler, als Reaktion Abbau vom Sozialstaat 
Konvergenzprognose (vgl. Sitzung 4)

Auswirkungen auf den Nationalstaat 
Gewinner: die die auf Suche sind, Verliere: die die Investoren anlocken wollen 
· Verteilungseffekt dieses Wettbewerbs hängt von Mobilität ab. 
· Wer «mobil» ist, kann Kosten ausweichen/mit Abwanderung drohen  bekomme im anderen Land bessere Konditionen 
· Kapital (freien Kapitalverehr mit Aktien oder Firmensitz oder Produktion usw)
· Produzierendes Gewerbe 
· mglw. hochqualifizierte Arbeit (eingeschränkt) brain drain als Wettlauf um Talente, nicht-tarifäre Handelshemnisse als Jurist braucht man neue Qualifikation in andrem Land 
· Wer «immobil» ist, kann das nichtVerlierer, haben Standort so zu verändern, dass Mobile nicht abwandern 
· niedrigqualifizierte Arbeit 
· Konsum 
· Boden  wichtige Ressource, viel Wert, kann viel Steuern generieren aber dort auch weniger Steuern als früher 
· Mobilität schafft politische Macht

Erwartete Effekte 
· Staaten werden versuchen, Abwanderung zu verhindern: Reformen, um mobile Faktoren im Land zu halten  Steuerreformen, Abbau von Regulierungen wie längere Arbeitszeiten, niedrigere Umweltschutz etc. (sog. strukturelle Macht des Kapitals) 
· 10% des produzierendes Gewerbe weg, also macht man Konzessionen
· Bild von politischer Macht, das Unsichtbar ist: mobile Unternehmen bekommen Reformen, müssen dafür nicht Lobbyisten engagieren, keine Papierspur, sondern vorauseilender Gehorsam 
· Vollständig kann das aber nicht gelingen, d.h. ein Teil der Produktion wandert ab. 
· Wer wandert ab? Industrie-Sektoren mit relativ niedrig qualifizierter aber traditionell gewerkschaftlich stark organisierter Arbeitnehmerschaft  Herausforderung für linke Parteien und Gewerkschaften
Steuerwettbewerb 
· Da mobile Produktionsfaktoren (Kapital, hochqualifizierte Arbeit) abwandern können, werden sie weniger besteuert. 
· Beispiel: Unternehmensteuer (Corporate Income Tax)
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Steuerwettbewerb 
· Stattdessen mehr Besteuerung von Konsum, der immobil ist. 
· Beispiel: Mehrwertsteuer (Value Added Tax)
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Konsequenzen? Wer ist «offshorable»? 
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· Welche Arbeit kann ins Ausland verlegt werden (Eigene vs Expertenbefragung zur unfreiwilligen Mobilität von Jobs)
· Dienstleistung direkt an Personenwenig verlagert ins Ausland (aber auch immobil und höhere Steuerlast)
· Produzierende Gewerbe stark belastet 
· Dienstleistungen (indirekt) an Kunden Geld anlegen, Callcenter, IT Industrie in Indien, oft höhere Bereich, typischerweise auf Englisch haben alle grossen Abwanderungspotential 
Deshalb unterer Graf in Elefantengrafik (Realeinkommen in reichen Ländern), Abwanderung und politische Reformen als Grund 

[image: ]
«Wissensökonomie»  (aufkommen von wissensintensiven Arbeitsplätzen und rohe menschliche Arbeitskraft weniger gebraucht)
· Reichtum liegt in den Patenten und nicht in den Fabriken (Impfstoff, Software), dass war bei Industriekonglomerate anders wie Ford 
· Abnehmende Bedeutung von roher menschlicher Arbeitskraft und von physischem Kapital (Fabriken, Maschinen) 
· Stattdessen: wachsende Bedeutung von «intangible Capital»  explizites und implizites Wissen (Patente, geistiges Eigentum…) 
· Wachsende Bedeutung hochqualifizierter Arbeit. 
· Schwerpunkt im hochqualifizierten Dienstleistungssektor (im Unterschied zur «Dienstleistungsökonomie») 
· Boix (Pflichtlektüre) unterscheidet drei paradigmatische Phasen des modernen Kapitalismus: Manchester / Detroit / Silicon Valley
· Dominanz von physichem Kapital mit vielen niedrigqualifizierten Arbeitern
· Middle skilled Level + Aufstieg der Mittelklasse, Facharbeiterjobs
· Wissensökonomie 

[image: ]Wachsende Bedeutung von «intangible Capital»

Wo investieren Leute:
· Durchgezogen (Computer, Labore, Software, Weiterbildung)
· Gestrichelte: Beton, fixed capital, kauf einer Maschine, Zulieferstrasse, Kran 

Rückblick: unterschiedliche Skill-Level 
· Argument prinzipiell analog, wenn Arbeit unterschieden in high-skilled und low-skilled 
· Güter werden mit unterschiedlichen Mischungen der beiden Typen von Arbeit hergestellt: Skill-intensity 
· Wer spezialisiert sich wie? Wer handelt was mit wem?  
· Länder mit vielen sehr gut ausgebildeten Arbeitskräften exportieren Güter mit hoher Skill-Intensität 
· Länder mit vielen gering gebildeten Arbeitskräften exportieren Güter mit niedriger Skill-Intensität


Skill-biased technological change / Einfluss der Technologie auf Arbeitsmarkt 

Verhältnis von Technologie zu Arbeit kann unterschiedlich sein: 
· Substitutiv: Technologie ersetzt Arbeit (Motor statt Pferd, Direktwahl statt Telefonisten in Zentrale, Self-Checkout statt Kassenpersonal, Pizza und Burger sind Substitute) 
· Komplementär: Technologie macht Arbeit produktiver (Computer & Wissenschaft (?), medizinische Geräte & Ärztinnen… bessere Behandlung) (VOC, wenn beides dann Produktiver, Bier zu Pizza komplementär),
· Historisch: Technologie nicht zwingend substitutiv zu niedrigqualifizierter und komplementär zu hochqualifizierter Arbeit  z.B. Schriftsetzer (für Zeitungen)
· Fliessband: frühe Fabriken mit Fliessband erstmal komplementär, da viel Produktiver und Markt für Autos nicht gesättigt
· Roboter: dann gedreht  substitutiv 
· Technischer Fortschritt heute oft: «Skill-biased», vor allem durch Informationstechnologie: komplementär zu hoch, substitutiv zu niedrig qualifizierter Arbeit. 
· Schlüsselfrage: ist eine Arbeit «routine» oder «non-routine»?  auch «manual work» kann «non-routine» sein z.B Haarschnitt oder Chemifägger  

Was ist Routine? Definition Boix (S. 103): 
· «Tasks that follow explicit, identifiable rules and that can therefore be replicated by a particular computer program or set of algorithms.» 
· Beispiele: - «manual workers engaged in repetitive production tasks to complement the flow of an assembly line» 
· «clerical and administrative jobs involving things such as bookkeeping, billing, auditing, and sorting and storing structured information»
[image: ]Was wären Lösungen des Standortwettbewerbs? Kapitalsteuer?

[image: ]Veränderung der Berufsstruktur? 
· Zahl der guten Jobs nimmt zu
· Schrumpft Mitte?
· Routine und non-routine nicht zwingend schlechte und gute Jobs 
· Viele Büro und White collar Jobs früher Mittelklasse (Bankschalter Job, jetzt überflüssig)
· Expansion der kognitiven non-routine Jobs 
· Non-routine service Jobs (Pflege, Gastro usw) sehr unterschiedliche Expansion
· Politische Bedingungen, wenn Lohnniveau hoch, dann weniger Expansion der unteren Klasse, wenn nicht, dann Expansion (Nanny zu teuer für Mittelkasse in der Schweiz, in Indien nicht, da Lohngefälle nach unten offen)
· Wie halten wir nicht gebildete Leute in Job also non routine-kognitiv? 
· Bildung als Möglichkeit des Upgrading 
· Mindestlöhne können solche Jobs nicht attraktiv machen 

Polarisierung oder Upgrading? 
· In der Literatur besteht Einigkeit, dass «gute Jobs» zunehmen: non-routine Cognitive Kern der «Wissensökonomie» 
· Wenn Upgrade: dann muss auch Bevölkerung mehr Qualifiziert sein,
· Uneinigkeit, was darunter passiert: 
· «Polarisierung»: Mitte schrumpft, aber «schlechte Jobs» nehmen zu: non-routine manual
· «Upgrading»: Berufsstruktur verschiebt sich insgesamt nach oben: Je besser ein Job, desto schneller nimmt Beschäftigtenzahl zu. 
· Quelle der Uneinigkeit: Hierarchie der Jobs unklar. Task-groups nur ein Aspekt (Lohn, Prestige, Arbeitszufriedenheit…

Voraussetzung für Upgrading: Bildung 
· C. Goldin/ L. Katz (2010): The Race Between Education and Technology 
· Ende der «Bildungsexpansion» nach 1980, gleichzeitig Anstieg der Ungleichheit (etwas anderes Bild in Europa)
· Für mehr kognitive non-routine Jobs brauchts auch viel Bildung (wie USA unten)
· Nach 80er keine Bildungsexpansion, dadurch abgehängt, früher Mittelschicht jetzt nicht mehr 
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Politische Reaktion: Ein Trilemma Iversen&Wren 1998:  (wie greift Staat ein?)
· The trilemma of the service economy / Boix 129. ff. (Mehr zu pol. Reaktionen nächste Woche
· Lässt man Niedriglohnsektor zu?
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· Niedriglohnarbeit ja möglichst viele Jobs im liberalen Model, hohe Erwerbbeteiligung 
· SD Modell: viele Jobs aber gut bezahlt, dann nicht privatwirtschaftlich sondern Staat übernimmt, kostet viel Geld (in Schweden Mwst 25%), dadurch öffentlicher Sektor finanziert
· CHD Modell: kein Niedriglohn nein, mehr Staat nein, also früher in Rente usw

· 90er Jahre Globalisierung oder Binnenmarkt? Nach China oder nach Roboter verloren? Eher komplementär 


Roboter und künstliche Intelligenz? 

NZZRoboter und Software können ein Viertel aller Jobs übernehmen, KI kann auch non-routine
• Erwartung: Jetzt trifft es auch die Hochqualifizierten. 
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· Gegenthese: Das Ende menschlicher Arbeit durch Maschinen wurde schon hundertmal vorhergesagt. Der Kapitalismus entwickelt ständig neue Jobs. 
· Wir leisten heute eher mehr Lohnarbeit als vor 40 Jahren: Stabile Wochenarbeitszeit + steigende Frauenerwerbsquote 
· Aber: Art der Jobs ändert sich

Bis 1940, Produktivität für weniger Stunden

Ein Blick in die Forschung 
Thomas Kurer (2020): The Declining Middle: Occupational Change, Social Status, and the Populist Right: Untersucht Wahlverhalten von: 

Leute reagieren auf Erwartung, wie sich Arbeitsmarkt auswirken, tatsächliches Erleben macht weniger aus
Befürchtung etwas zu verlieren, dann relevant für Politik!
· Menschen, die Routine-Job behalten 
· Menschen, die Routine-Job verlieren 
· Menschen, die aus Routine- in Non-Routine-Job wechseln Kernbotschaft: 
Nicht erst die Erfahrung, schon die Erwartung eines Statusverlusts beeinflusst politisches Verhalten. 

Stadt-Land-Spaltungen? 
«New Trade Theory» 
· Produktdifferenzierung: Güter sind nicht homogen. –
· Beispiel: italienische Mode, deutsche Autos, dänisches Design (nicht natürlich sondern weil sich Kompetenzen geballt habe)
· Agglomerationseffekte
· Agglomerationseffekte: Spezialisierung bei wachsenden Skalenerträgen (Annahme bisher: Skalenerträge konstant). 
· Arbeitgeber finden leichter passende Arbeitskräfte, Arbeitnehmer leichter passende Stellen. Analog Zulieferer. 
· Mehr Austausch führt zu mehr Innovation in Agglomerationen. 
· «Learning by doing» 
· Beispiel: Silicon Valley, Schweizer Uhrenindustrie
  Spezialisierungsmuster nicht natürlich sondern sozial bedingt (cf. VoC)
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Agglomerationseffekte (cluster in Wissensökonomie in Städten)
· Innovation durch Austausch: sogenannte «knowledge spillovers» erlauben die schnellere Entwicklung und Anwendung von Ideen (Evidenz zB: Patentzitationen) 
· Dort wo viele andere Firmen sind, dann viel Austausch von knowledge 
· Produktivität durch besseres «Matching»: Je «dichter» der Arbeitsmarkt, desto besser passen Arbeitgeber und Arbeitnehmer zueinander. 
· In kleiner Stadt, wenig Softwareingenieure, im Sillicon valley viel mehr Angebot 
· Stärker an Ort gebunden (Detroit in Südstaaten als Gewerkschaften zu Mächtig wurden)
· Beides ist umso wichtiger, je stärker die Produktivität vom Wissen der einzelnen Mitarbeiter abhängt. 
· Ergebnis: 
· Informationstechnologien haben die Attraktivität grosser Städte nicht gesenkt sondern erhöht. 
· Locken sie Google an! Dann 
· Logik: Jobs sind in den Städten, Leute kommen in die Städte

Rise of the creative class Richard Florida, 2002: 
· Wichtigste Ressource der Wissensökonomie ist die «Creative Class» 
· gut ausgebildete Arbeitskräfte die schöpferisch arbeiten. 
· Diese Leute streben wegen «Amenities» in die Städte: Lebensstil, Diversität, kulturelle Angebote. 
· Korrelation von Forschung, Design, Zeitungen deren Arbeitnehmer in Städten mit viel kulturellem Angebot leben wollen 
· Empfehlung: Städte sollten in Kultur und Diversität investieren 
· Logik: Hochqualifizierte sind in den Städten, Firmen kommen dorthin
· Wie Bilbao, kultureller Leuchtturm 


Schlüsselrolle von Universitäten 
· Universitäten locken zukünftige Hochqualifizierte an und bilden diese aus. 
· Universitäten sind Träger des Milieus, das die «kreative Klasse» anlockt.
·  Sorgen für dichtes Angebot an «knowledge workers» 
· Universitäten generieren Forschungsergebnisse & gehen Kooperationen mit forschungsstarken Unternehmen ein 
· regen zum Angebot an «knowledge jobs» bei
· Verliere: Städte ohne Unis und Land 

Implikation für Mobilität Iversen/Soskice 2019: 
“Networks of highly skilled employees of any size cannot be moved geographically by companies without great cost.” 
·  “multinational enterprises (MNEs) are increasingly immobile”
· Immaterialität sollte mobil sein, jedoch Agglomeration und Kultur spricht dagegen, Google und co können knowledge-cluster nicht verlassen 
· Autofabriken waren mobiler 

[bookmark: _Toc73368695]Democratic Capitalism at the Crossroads Technological Change and the Future of Politics

Computer Algorithms and the Evolution of Employment
· Impact of information and communication (ICTs) industries is huge 
· Repetitive and manual work is taken over by machines
· following a precise set of rules, an algorithm in mathematical language, developed by programmers to reproduce or “simulate” as faithfully as possible the tasks, work actions, and decision- making procedures performed by humans
· a lot of administrative staff is redundant now as well
· Both get squeezed out from the labor market 
· Nonroutine jobs didn’t get lost yet: 
· a type of knowledge for which we have been unable, so far, to lay out clear procedures or rules that can be, in turn, programmed
· manual jobs requiring situational adaptability didn’t get lost too
· health care, cleaning, service job, security

ICTs had two important effects:
1. computers and computer soft ware (such as computer- aided  design  [CAD]  and  related  programs  for  engineers  and architects, statistical packages employed by scientists and researchers) have directly raised the demand (and  salaries)  for  the  highly educated individuals capable of operating them.
2. computers have prompted the transformation of the workflow and organizational structure of most companies, indirectly raising the demand for highly qualified individuals

2 Types of white collar workers (A white-collar worker belongs to a class of employees known for earning higher average salaries doing highly skilled work, but not by performing manual labor at their jobs. White-collar workers historically have been the "shirt and tie" set, defined by office jobs and management, and not "getting their hands dirty.")
1. Back office 
a. an industrialized data- handling shop that turns information into machine- readable data
2. front office
a. personnel  mostly  deal  with  customers  and  other  people  outside  the organization
· Effect of computers:
· supplanting workers and their routine jobs in the back office, while at the same time increasing the value of people skills and the level of autonomy in decision- making processes in the front office
· Managers and professionals have assumed a much more influential position in any firm. With the support of computer databases, marketing managers can determine what customers want, calibrate the computerized production system to fulfill their demands
· the new information flows have reinforced the centrality of managers and raised the demand and wage premium for those individuals who, besides having the proper quantitative or analytical skills, excel in the traditional interpersonal skills needed to motivate and coordinate workers.


Numbers:
· Between 1979 and 2014, 
· the share of routine manual occupations dropped from 23.2percent of the working- age population to 15.1 percent in the United States. 
· The share of routine cognitive jobs fell from 19.6 percent of the working- age population in 1989 to 16.1 percent in 2014. 
· By contrast, the share of nonroutine jobs rose from 29.9 percent in 1979 to 40.5 percent in 2014
· two- thirds of the increase happening in cognitive jobs and the rest in manual tasks
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· The year 1980 proved to be a turning point in employment patterns. The fall in the share of blue- collar workers intensified. 
· The fortunes of moderately skilled occupations reversed: the proportion of clerical and sales jobs declined by almost three percentage points in the following three decades. 
· By contrast, managerial and professional occupations rose as a share of total employment at a faster rate.
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ICTs not only affected employment (and wages) directly, 
by substituting computers and algorithms for individuals. They also reshaped the volume and nature of foreign investment and trade and, as a result, the existing international division of labor
 the advanced industrial world had to compete openly with workers in the world’s periphery. In addition, a strong inflow of migrants intensified the transformation of the labor market in the developed world


Globalization 2.0

· After the Allied victory in 1945, Washington and London called for the creation of an open world economy to avoid a repetition of the Great Depression of 1929
· Truman:
· “as each battle of the economic war of the thirties was fought, the inevitable tragic result became more and more apparent. From the tariff policy of Hawley and Smoot, the world went on to Ottawa and the system of imperial preferences, from Ottawa to the kind of elaborate and detailed restrictions adopted by Nazi Germany. Nations strangled normal trade and discriminated against their neighbors, all around the world. Creating an open trading system”
· Aims: good measure of currency, financial stability, general agreements of tariffs…
GATT

Sharp reversal of protectionist regime:
· In Europe, the median tariff, which had risen from 9 percent in 1925 to 22.3 percent in 1933, had fallen to 5 percent by 1950. 
· In America and Oceania, it dropped from 23 percent at the peak of the Great Depression to less than 10 percent in 1950
· By 1970, the world median tariff  was just 6 percent. After collapsing in the 1930s, world trade was back to its pre World War One volume by 1948. 
· It then quadrupled over the next twenty years. By 1975, it was six times larger than in 1913. 
· Total exports and imports rose from being less than forty percent of world output to about seventy percent in less than three decades

Trade marks:
· The advanced economies of North America, Western Europe, Japan, and Australasia became deeply integrated with one another over time. In 1980, about 70%  percent of all their exports went to other advanced countries
· 2/3 intra industry trade (automobile and parts of the machine)
· OECD countries stayed disconnected from Eastern Europe, at that time under Soviet control. Only three percent of all their exports ended up going to the Socialist bloc in 1980
· Manufacturing products accounted for just five percent of all exports from developing to developed countries in 1955. And they were still a meager fifteen percent of all their exports as late as 1980

 In short, the advanced world constituted an “isolated core” or, in the words of British economist Adrian Wood, a “manufacturing autarky” vis- à- vis the rest of the world

In developed industries: workers were relatively  homogeneous  in their qualifications and earned comparable wages
Potential counterparts: workers in the periphery received much lower salaries

In 1975 the hourly compensation cost (that is, wages, benefits, and taxes) of an American or German production worker in manufacturing was twenty times higher than that of a Sri Lankan production worker in the same sector
But:
· a combination of weak property rights and low literacy rates in the developing world and high costs incurred coordinating and monitoring pro-duction across continents deterred investment flows from rich to poor countries. 
· In 1980, developing countries only received 13.6percent of the world’s foreign direct investment
· After WW2 because the output of foreign manufacturing plants in the developing periphery was minimal as a share of world industrial production and trade
protected workers from “periphery”

Boom of globalization:
· sharp fall in transportation and communication cost
· The introduction of standardized steel containers in the 1960s (productivity raised by factor 17 for dock workers)
· Insurance costs slashed by 80%
· the periphery receiving addition, air shipping rates fell from $3.87per ton- kilometer in 1955 to less than $1 in 1972, d much lower salaries, 
· blablba bla, Fazit: ENORME Effizienzsteigerung in weltweitem Handel!

First, 
· splitting the process of production into a set of highly specialized tasks to maximize economic efficiency and output. 
Second, 
· mechanizing as many of those tasks as possible. 
Last, but not least, 
· clustering them in a relatively small space— the factory plant, Marx’s mechanical monster— to effectively monitor the effort and diligence of workers, minimize energy consumption and manufacturing time, and ensure the fabrication of fully standardized goods

Tariffs decrease form 20% in average 1978 to 10% in 1994
+
he failure of Maoism and the collapse of the Soviet Union made available vast geographic areas into which Western multinationals could move their industrial operations to minimize production costs (and controlled it from headquarters [marketing, sales, high skilled workers…] in OECD state)
called vertical specialization (also eigentlich Ausbeutung..?)

World production output tripled in real terms between 1970 and 2015.

Effects of foreign competition
· Adrian Wood estimated that trade explained about half of all the drop in demand for unskilled labor
· Rising import competition from China may have accounted for ten percent of all direct job losses in the American manufacturing sector in the last fifteen years, and for twenty percent of all indirect job losses

first, 
· strict technological change making labor more efficient and therefore depressing labor demand; 
second
· changing trade flows as a result of either a change in the location of production of intermediate goods purchased by domestic fi rms to make final goods and services or the relocation of the plants were production was finally completed
third
· changes in the level of consumption (with consumers spending more or less over time) as well as in the composition of the budgets of consumers (for example, substituting Catalan grenaches for Belgian beers)
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The members of EU15 (essentially, Western Europe) created over  26  million  jobs  in  net  terms  from  1995  to  2008  (column 2). That result was the outcome of two opposing forces. 

· On the one hand, stronger consumer demand (at home and abroad) for European products led to the generation of 54.4 million jobs (column 5)
· On the other hand, strict laborsaving technological progress reduced the demand for labor by almost 16.8 million jobs (column 3). 
· Likewise, changes in the location of intermediate  and  final  goods  production  depressed  labor  demand  in the EU15 area— by about 11.4 million jobs (column 4).

60% job losses the application of laborsaving technologies in plants and offices remaining in the EU15 space.
40% job losses locational decisions

· ICTs boosted the demand for high- skilled occupations in Europe (9 million) and Japan (3.5 million) 
· minimal negative effect on high- skilled jobs in the United States, 
· Dramatic drop in the demand for semiskilled and unskilled jobs everywhere— over 25 million in the EU15, over 8 million in Japan, and more than 29 million in the United States.


Wage Polarization
· Labor force (semiskilled blue collar/white collar employees) as complementary to capital benefited from economic growth
· Sillicon Valey “capitalism”  highly educated individuals won and worker deprived of the productivity gains by the computer revolution
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· productivity and earnings increased at the same rate during the postwar period
· On aver-age, US labor productivity continued to grow at a similar rate as in the postwar period. Median earnings, now unhinged from productivity growth, remained flat throughout all the period following the oil shocks of the 1970s
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· The replacement of routine tasks with computers pushed a fraction of middle-skilled workers out of their former occupations, forcing them to adjust their wages in response to a shrinking pool of jobs and to take less well paid routine jobs

· In the United States alone, the number of foreign- born individuals grew from about 24.5 million in 1995 to 42.3 million in 201more workers available 

· Individual level data study:
· ages fell by seventeen percent in routine- task- intensive jobs, and grew by twenty five percent in nonroutine abstract or cognitive occupations between 1976 and 2007
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After WW2, two groups of wage negotiations:
· nations like the United States, where wages were set at the individual and company level;
· countries, mostly continental European economies, where employers and workers negotiated wages and labor conditions at the industry and national level.

Until 1960s, dispersions of earnings where broadly unrelated to a welfare system
After 1960:
· centralized wage institutions moved toward flatter and equal wage distribution (20% lower than in individual bargaining system)
· same effect by public expenditures 

the flipside of regulated wage negotiations:
· Private- employment growth ranged between a quarter and a half of the rates in Anglo- American economies














employment-equality trade off
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As consequence:
· Neoliberal change by the “third way” of Blair and Schröder 
· Less generous welfare system
· Less stronger unions 
· More flexible hire and fire system
· Scandinavian countries expanded public employment
· Socialist cabinets reduced working time
· Center-right administration incentivized early retirement with the aim of lowering youth unemployment;
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Trends gehen einher mit Ungleichverteilung von Macht, Chance und Perspektiven in der Gesellschaft

2)Formen und Masse von Ungleichheit(en) 

· Ungleichheit» ist ein politisches und wissenschaftliches Megathema geworden. Warum? 
· «Great U-Turn» (Alderson und Nielsen 2002, American Journal of Sociology) in Einkommens- und Vermögensverteilung der fortgeschrittenen kapitalistischen Demokratien (OECD) 
· Einkommens- und Vermögensverteilung wurden zunehmend kleiner wurden (in goldenen Jahren des Sozialstaates und der Industriearbeit)
· Dann plötzlich wiederanstieg der Ungleichheit in der 90er Jahre 
· Gleichzeitig viele Umwälzungen (Desintegration, Rechtspopulismus, weniger Mitteparteien), die irgendwie mit Ungleichheit zusammenhängen
· 
· Politische Umwälzungen die – irgendwie... - damit zusammenzuhängen scheinen (Populismus, Extremismus, Desintegration, ...
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Nicht Gini sondern Indikatoren von Reichtumskonzentration am oberen Ende, denn er ist kein Armutsforschung 
In angelsächsischen Ländern am höchsten, Kapitalflüsse am meisten liberalisiert 

Aber was ist Ungleichheit und wie ist sie zu fassen? 
Ungleichheitsforschung 

· Was ist zwischen wem ungleich verteilt? 
· Wie misst man ungleiche Verteilungen?

WAS ist ungleich verteilt? 
· Einige ökonomisch relevante Ressourcen, auf deren ungleiche Verteilung politische Regulierung Einfluss hat 
· Produktionsfaktoren (Chancengleichheit) 
· Bildung, Ausbildung, Skills (human capital) 
· Sicherheit (ob man sich ein Risiko leisten kann), Schutz (Sozialrechte) und Gesundheit 
· Wohlstand  Outcome-Gleichheit) 
·  (Gute) Arbeit (labor market inequality) 
· Einkommen / Vermögen

Ungleich verteilt zwischen wem?
·  Individuen (Ökonomen meisten zwischen Individuen wie Gini)
· Sozialen Klassen/Schichten (Eher Kategorien in Soziologie und Politologie)
· Territorialen Gruppen (Stadt-Land) 
· Demographischen Gruppen (Alter, Geschlecht)


Zentrale Ungleichheitsmasse: 
· Gini-Koeffizient 
· Verhältnis/Konzentrations-Mass
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Wenn Fläche F klein, dann ist Gini tief, wenn gross, dann Gini gross, max 1, minimal 0 wenn F nicht Existenz

Welchen Anteil am gesamten Einkommen hat die kumulierte Bevölkerung 




Wäre sehr ungleiche Gesellschaft 
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Hauptproblem des Gini-Koeffizienten 
· Lässt keine Interpretation der Verteilung innerhalb der Gesellschaft zu  (wer viel hat und wer wenig)
· Sich überschneidende Lorenzkurven können den gleichen Gini-Koeffizienten ergeben, auch wenn die Einkommensverteilung sehr unterschiedlich ist. 
· Ein steigender Gini-Koeffizient kann von sehr unterschiedlichen Phänomenen herrühren
· Zeigt nicht ob die armen arm sind oder ob die reichen Bednarz reich sind und deswegen Ungleich
· Höherer Gini kann auch heissen, dass Jeff Bezoz 300 Milliarden besitzt, die Mittelklasse aber trotzdem ein anständiges Vermögen
Hauptproblem des Gini-Koeffizienten 
· Lässt keine Interpretation der Verteilung innerhalb der Gesellschaft zu 
· Sich überschneidende Lorenzkurven können den gleichen Gini-Koeffizienten ergeben, auch wenn die Einkommensverteilung sehr unterschiedlich ist. 
· Ein steigender Gini-Koeffizient kann von sehr unterschiedlichen Phänomenen herrühren

Verhältnis/Konzentration Masse:
· Vergleich der Konzentration von Vor. Oder Nachteile in verschiedene Gruppen der Gesellschaft 
· Einkommenskonzentration D9/01 top 1%
· Arbeitslosigkeit nach Bildungsgruppe oder in Einkommensdezil 
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In CH: Einkommen top 20% zwischen 4 und 5 mal höher der Bottom 20%
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Armutsrisiko in gesamten EU vergleichsweise tief

3)Treiber von Ungleichheit: strukturell oder politisch? 

· Welche Faktoren erklären die (un)gleiche Verteilung von Gütern? 
· Strukturelle Treiber (cf. letzte Woche: Globalisierung, Strukturwandel, SBTC) 
Vs. 
· Politik (Investitions- und Verteilungspolitik)

Weisstanner und Armingeon (2018) 
· Fokus auf «education premiums» als Treiber von Einkommensungleichheit 
· Exemplarisches Feld, in der strukturelle Bedingungen (Knowledge economy) zu mehr Marktungleichheit zu führen scheinen (Produktivität und Nachfrage nach high  skilled  höhere Einkommen Ungleichheit). 
· Ist einfach der Markt und hat nichts im Institutionen zu tun 
· Welche Rolle spielt die Politik?

[image: ]
UV: Bildungsprämien  (variiert, gut weil dann gibt’s was zu erklären)

Überall verdienen hochqualifizierte Personen mehr (Im Durchschnitt 45% mehr)
· Nicht unbedingt logisch, denn Bildung ist oft nicht so teuer 
· Eher Markt
Über Zeit und cross national 
Design der Studie: 
Sozialstaat, Bildungssystem und Steuersystem sind zentrale Hebel 

· Abhängige Variable «Bildungsprämie»: Um wieviel höher ist das Markteinkommen von Vollzeitbeschäftigten mit tertiärer Bildung im Vergleich zu Vollzeitbeschäftigten ohne tertiäre Bildung (in %)? 
· Wichtigste unabhängige Variablen (politisch): Öffentliche und private Bildungsausgaben; Sozialausgaben (ohne Alter), und Höhe der Besteuerung; Koordinierte Lohnverhandlungen und Beschäftigungsschutz 
· Kontrollvariablen (strukturell/ökonomisch): Beschäftigungsstruktur (wievielte hochqualifizierte Arbeitnehmer gibt’s überhaut), Globalisierung, technologischer Wandel, Arbeitslosigkeit 
· Forschungsdesign: 22 OECD Länder 1989-2014; multivariate Regressionsanalysen

Öffentliche Bildungsausgaben und hohe Einkommenssteuern sind zentrale Determinanten tieferer Bildungsprämien (sowohl zwischen den Ländern als auch über die Zeit).
· Länder die viel ausgeben und hohe Steuern haben (unter Konstanthaltung andere Faktoren), sind Bildungsprämien tief

Faktorproduktivität: Wie Wissensgesellschaft es ist, je stärker Strukturwandel, desto stärker Bildungsprämien. Je mehr Tertiärbildungen, desto weniger Bildungsprämien 

Jedoch haben politische Hebel klarer und konsistenter Zusammenhang mit Bildungssysteme 
[image: ]

Ökonomische (Kontroll-) Variablen Öffentliche Bildungsausgaben Steuerniveau

Interpretation der Befunde und Ergebnisse: 
· Höhere Löhne für hohe Qualifikationen sind nicht nur strukturell bedingt (Nachfrage, Produktivität), sondern sind auch das Resultat von Policies. 
· Interpretation: hohe Steuern wirken v.a. über die Anreizstrukturen; ein starkes öffentliches Bildungssystem beeinflusst die Einkommens- und Gerechtigkeitserwartungen. Policies wirken über ökonomische und kulturelle Mechanismen auf Ungleichheit ein. 
· Motor für Einkommenszuwachs an Spitze, dass höher Gebildete mehr Lohnforderungen haben, bei hohen Steuern, weniger Anreiz zu mehr Lohn 
· Breites Bildungssystem: weniger Elitenerwartung da viel Öffentlicher  
· In liberalen System wo man sehr viel Geld zahlen muss für Studium  dann braucht man hohen Lohn (pay off)
· Elitensystem wie CH, zwar gratis aber stratifiziert: generiert Erwartungen da nur 20% in CH
· Das bedeutet: Policies können Prozesse der Verkrustung sozialer Ungleichheit dämpfen («social closure»») und soziale Mobilität erleichtern
· Verhindern dass Eliten sich abkoppeln 

Fokus auf Einkommens- und Vermögenskonzentration «at the top» (dadurch gesellschaftliche Entkoppelung der Eliten die völlig andere Werte und Lebensrealitäten haben im Gegensatz zu 90%)
Zentraler Beitrag: Neue Datenreihen zur langfristigen Einkommens- und Vermögensentwicklung (ermöglichten ganz neue Forschung zu Reichtumskonzentration)

Wieder ansteigend ab 80er Jahre 

[image: ]






4.Piketty: Problem, Gründe, Lösungen 

· Warum? 
· Vermögenserträge (i.e. Erträge von finanziellem Kapital anlegen gibt Rendite) liegen langfristig über den Wachstumsraten (i.e. Erträgen von Arbeit). 
· Über die Zeit Lohnt sich Kapitalbesitz mehr als Arbeit 
· Warum ist das so? 
· Struktur: Technologischer Wandel, Stabilität, Kapitalintensiver produzieren, keine Vermögen mehr vernichtet (wie im 2 WK)
· Politik: Liberalisierung der Kapitalströme (Globalisierung), unzureichende Besteuerung von Kapitalkonzentration (Steuerflucht nur möglich für Reiche), unzureichende Investitionen (in breite gute Bildung) in Wachstumsfaktoren, politische «Ideologie» welche tiefere Erträge von Arbeit als »zulässig/normal» darstellt. 
· Was erwartbar an Freiheit für Kapital ist, ist heute sehr liberal, akzeptiert Reichtum als normal und gegeben 
· «Menschen haben vergessen, was hohe Ungleichheit angerichtet hat»
· Das 2020-Buch legt stärkeres Augenmerk auf die Politik
· Gefühl des Vergessenseins in tieferen Einkommensklassen 
· Exzessiver Reichtum gefährdet Akzeptanz von normalen Reichtum 
· Reiche generieren Arbeit und Investitionen trickle down stimmt nicht laut Piketty, dies passiere durch Unternehmen die nicht Milliardäre 
· Gefährdet den Glaube an funktionalen Reichtum 
· Einkommen und Vermögen SEHR wichtig, früher durch Einkommen konnte man zu Wohlstand kommen, heute aber wieder die wichtigste Quelle des Wohlstand ist Erbe und Vermögen 
· Keine pauschale Kritik an Eigentum und Kapitalismus (Ungleichheit an sich)
· Aber gesellschaftliche Dynamik, in der Aufstieg nicht mehr möglich ist (Kastenwesen), dann unterminiert die Legitimität des gesamten wirtschaftlichen Systems der Wertschöpfung 

Warum ist die steigende Ungleichheit nach Piketty problematisch? 
· Ressentiments der tieferen Einkommensklassen, Gefühl des «Vergessenworden-seins» (v.a. betont im Interview) 
· Exzessive Ungleichheit gefährdet «vernünftige» Ungleichheit (glaube an und Bejahung von Aufstiegschancen) 
· Entkoppelung von Eliten (inkl. politischen Eliten), fehlende Repräsentation 
· Nationalistischer Backlash 

(cf. Verbindungen zu vielen Forschungssträngen zum negativen Effekt von Ungleichheit auf Demokratie,e.g. «On political equality» Robert Dahl 2007; »Unequal democracy» Larry Bartels 2008)

Was schlägt er vor? 
· Höhere/hohe Spitzensteuersätze (und «Exit-Taxes» gegen Kapitalflucht) 
· Kapitalbesitz und Kapitalkontrolle verbreitern («socialisme participatif»): Mitbestimmung in den Betrieben; kleinere Privatvermögen ermöglichen, Idee eines «Startkapitals»
· Müssen immer zerschlagen werden in kleinere Vermögen 
· [bookmark: _Hlk71017622]Sozialismus: stark an Mitbesitz von Kapital- und Betriebsbestimmungen 

Zentrale Diskussions- und Kritikpunkte in der Politikwissenschaft 
· Machbarkeit? Einbezug von Macht (statt «Narrativen») als Ursache von Ungleichheit stellt die politische Machbarkeit der Vorschläge radikal in Frage. 
· Sowohl ökonomische Mechanismen (Rendite höher ans Arbeit) und auch ideelle Wandel (vergessen), Macht fehlt aber, vielleicht sind Kapitalbesitzenden einfach Mächtiger geworden und haben politischen Konflikt geworden 
· Wenn Ungleichheit als Resultat von veränderten Machtverhältnissen zugunsten von Reichen, dann nicht ideelle Erneuerungen sondern REVOLUTION 
· Wirksamkeit? Falls die populistischen Bewegungen gegen eine Konzentration von kulturellem Bildungskapital gewendet sind (statt Finanzkapital) werden die Rezepte nichts an den elektoralen Trends ändern. 
· In der Politikwissenschaft gibt es viele Studien, die zum Schluss kommen, dass die WählerInnen populistischer Parteien weder besonders «arm» sind, noch sich am Reichtum der ökonomischen Eliten stören (Vorlesungen 12 und 13 zum populistischen Backlash
· Wähler weder arm noch stören sie sich am Reichtum der Eliten, keine Protestwahl gegen vermögenden Elite
· Vielmehr Opposition gegen veränderte Werthaltungen und kulturelle Elite
Joe Biden kann erfolgreich Unternehmenssteuern und progressive Steuern einführen, Leute wählen trotzdem SVP und Front National 



[bookmark: _Toc73368697][bookmark: _Hlk71043996]How redistributive policies reduce market inequality: education premiums in 22 OECD countries

· Wage differentials between high-educated and low-educated workers are called ‘education premiums’
· we measure them as the percentage difference of median wages of full-time workers with tertiary education and the remaining full-time worker
· We argue that the economic accounts involving technological change and globalization inadequately explain the substantial cross-country variation in the level and development of wage premiums for workers with tertiary education
· we maintain that education premiums can be contained by a number of policies that are not only caused by economic structures and processes, but also by political choice
· Analysis of the pre-fisc income inequality 
· Most prominently, we find that taxation and education policies contain the rise of education premiums
· Technological change has been ‘skill biased’ and has increased demand for high-skilled workers. As a consequence, the returns to skill or wage differentials between high-skilled and low-skilled workers are rising
· Globalization allows companies with high tech production, to remain in developed economic, while exporting the low-skilled job in less developed countries
· The empirical evidence for these hypotheses are ambiguous, documenting strong variation in education premiums across countries
· European firms, operating in densely regulated labour markets, have more incentives to raise low-skilled workers’ productivity, therefore technological change is less skill-biased compared to the USA

H1: Education policies:
· The more the state invests, the less you need money for education
· Increases amount of high skilled workers
· If gap between supply and demand for high skilled workers is reduced, wages will decline relatively 
· High investments in education and generous social work protection by the state works as insurance for developing specific skills (VoC)
· which prevents the gap often prevalent in general skills systems with low wages for early school leavers
· Less private expenditures on education (less private schools) and conversely less pressure to ask for high wage premium as compensation

Leads to: H1: Strong public education finance policies reduce education premiums.


H2: Decommodification/state employment:
· For example, a generous unemployment insurance or a generous system of social assistance raise the reservation wage of workers, thereby compressing the wage structure
· The larger the public sector, the larger the segment of the workforce whose wages are settled in the public–political realm as compared to those whose wages are a function of private market processes
· a large tax state is another form of decommodification. High marginal tax rates reduce market inequality in the field of net wages (+ less incentive to fight for more loan, because it gets taxed away muahhahahha)
· non-wage labour costs (Lohnnebenkosten) are relatively high, this discourages employers from creating new jobs (applies for low productivity jobs)

Leads to: H2: Strong redistributive welfare policies such as a large tax state reduce education premiums.



H3: Regulativ labour market

· policies such as a broad coverage of collective agreements or the coordination and centralisation of wage bargaining impose a floor on lower wages and increase the bargaining strength of workers relative to employers (strong unions)
· higher decommodification in regulated labour market (not hire and fire)

Leads to: H3: Strong regulative labour market policies reduce education premiums.


Empirical findings:

· Education premiums are comparatively large in the Anglo-Saxon countries. The median worker in the USA with tertiary education’s earnings exceeded those without tertiary education by about 67% ($55, 000/$33, 000–1). 
· Over time, premiums in the Anglo-Saxon countries increased only moderately between 1995 and 2007 and even decreased in Australia and the UK. 
· At the other end of the spectrum, education premiums remained lowest in the Nordic countries across the whole period. (Norway 20%)
· In Southern and Eastern European countries, education premiums started from high levels in the mid-1990s but decreased throughout the 2000s (with the exception of Greece). 
· Education premiums increased significantly in continental european countries such as Austria, Germany, the Netherlands and Switzerland. In contrast, they wage differentials are declining in France

[image: ]

Fnally, one might expect that the strong effects of public education spending on education premiums are distinct for spending on different levels of education. In contrast to public spending at lower educational levels, public spending on tertiary education increases income inequality if access to universities is biased towards the wealthy

[image: ]

Conclusion:
· Imagine a society such as the USA in which the median college graduate earns about 1.7 times of the income of a median worker with non-tertiary education
· Highly educated parents will be very much concerned that their offspring attends college even if his or her intellectual talents are rather limited, while parents with low education may lack the resources to send their bright children to university.
· Less social closure
· Nordic system wit less education premium:
· in this society with modest education premiums, up- and downward social mobility will be greater (or at least less dramatic) because educational background does not pre-distribute the
· 20% still incentive to invest time to study
· Our empirical analysis shows that the standard models in economics for the explanation of education premiums are mis-specified. 
· We could corroborate earlier findings about the economic determinants of education premiums, namely that economic globalization and technological change put upward pressure on wage inequality. 
· However, we also provide systematic evidence that public policies are highly relevant for international and intertemporal variation of education premiums. The most important finding is that both level and change of education premiums depend critically on public spending for education and the size of the tax state. 
· The underlying causal processes are the lifting of skill levels of the lower part of the educational hierarchy and decommodification, as well as the impact of state activities in the field of welfare spending, and education spending in particular, on supporting attitudes for maximum returns on education



[bookmark: _Toc73368698]Ungleichheit und Sozialpolitik (VL 11)

Bildungssystem 4 Felouzis, Georges und Samuel Carmillot. 2017. «Schulische Ungleichheit in der Schweiz (in erworbenem Wissen)», Social Change in Switzerland N8. 
· Untersucht: Ungleiche Verteilung von erworbenem Schulwissen in Mathematik zwischen sozialen Klassen (Klassen gemessen an Beruf und Bildung der Eltern, sowie Ressourcen des Haushaltes). 
· Geht der Frage nach, inwiefern diese Ungleichheit ein Resultat von Schulsystemen (Segmentierung/«tracking») ist. 
· An welchem Zeitpunkt werden die Schüler in verschiedene Leistungsstufen eingeteilt 
· Typisches Mass von Bildungsungleichheit: Anteil der Varianz in der schulischen Leistung, die in einem Regressionsmodell vom elterlichen Hintergrund erklärt wird (Fussnote 3)
· Unterschied von Kantonen untersucht 

Treiber von Ausgleich oder von Ungleichheit? 
· s. 11: «dass in Kantonen, welche sich für eine getrennte Organisation des Unterrichts auf Sekundarstufe I entscheiden, die in der Schule erworbenen Fähigkeiten am stärksten von der sozialen Herkunft der Schüler abhängen. 
· Sek B, Sek A oder Gymi  wenn früh geteilt, dann mehr Ungleichheit (Korrelation mit elterlicher Hinter und)
· Der Entscheid für eine durchlässigere Organisation – gemäss einem «integrierten» oder «gemischten» Modell – ermöglicht es umgekehrt besser, das Prinzip der Chancengerechtigkeit beim Kompetenzerwerb am Ende der obligatorischen Schulzeit zu verwirklichen. 
· Heute entscheiden sich eine wachsende Anzahl Kantone für weniger segmentierte oder sogar gänzlich integrierte Schulsysteme. Die geschieht auch unter dem Druck der Bildungsnachfrage der Familien und den Erwartungen der schweizerischen Wirtschaft, deren Bedürfnis nach qualifizierten Arbeitskräfte stark zunimmt.”

[image: ]Für die Politik zentrale Erkenntnis: die Studie findet keinen «trade-off» (Zielkonflikt) zwischen sozialem Ausgleich und durchschnittlichem Leistungsniveau.
· Wenn sozialer Ausgleich Preis hätte, das Schüler im Schnitt weniger können, dann müsste Ungleichheit und Wert in Leistung zusammenhangen 
· Keinen Zielkonflikt!
	


[image: ]Möglicherweise besteht aber ein Zielkonflikt zwischen sozialem Ausgleich und Elitegenerierung¨ (Erkauft mit Verzicht auf Eliteschüler), eher positiver Zusammenhang von Ungleichheit und sehr starken Schülern 

Meyer, Thomas. 2018. «Von der Schule ins Erwachsenenleben: Ausbildungs und Erwerbsverläufe in der Schweiz», Social Change in Switzerland N13. • 

· Untersucht: Ungleichheit im Erwerb nachobligatorischer Bildung und Ausbildung in der Schweiz. Expansion kompensiert Ungleichheit? 
· Geht der Frage nach, wie sich der Erwerb nachobligatorischer Bildung und Ausbildung auf die Stellung im Arbeitsmarkt auswirkt. 
· Anders gefragt: Verstärkt oder kompensiert die nachobligatorische Bildung in der Schweiz (Stichwort Durchlässigkeit) die schulischen Ungleichheiten im Hinblick auf materielle Ungleichheit im Arbeitsmarkt? 
Tree-Daten, Kohortenstudie mit 6000 Jugendlichen, 2001-2014 Vergleich Zeit/Kanton

Treiber von Ausgleich oder von Ungleichheit? 
· Insgesamt: tiefer Anteil Jugendlicher in allgemeinbildender nachobligatorischer Schule mit anschl. Tertiärausbildung (<25% d.h. Elitenbasiertes Bildungssystem)
· Wenige die mit Gymi an Uni gehen 
· Trotzdem ca 40% im Alter von 30 Jahren (teilweise Kompensation des tiefen unter 2 genannten Anteils über die nicht-gymnasiale höhere Berufsbildung) 
· Ausgleich da andere Wege zu tertiärem Abschluss 
· Sehr tiefer Anteil (ca. 10%) ohne nachobligatorischem Abschluss und insg. sehr gute Arbeitsmarktintegration 
· Weniger als 10% haben nur den obligatorischen Schulabschluss 
· Frühes «Tracking» wird jedoch nicht mehr ausgeglichen. Starker Zusammenhang zwischen Bildungsabschluss und Arbeitsmarkt- und Einkommenssituation. 
armutsvermeidendes  aber stark stratifizierendes System.  frühes Tracking in Tertiärbildung, reproduziert also elterlicher Hintergrund von Ungleichheit  (USA wenn aus College rausgefallen, dann sicher arm ). Dazu: viel mehr Tertiärausbildungen gleichzeitig kein Qualitätsverlust oder Entwertung durch Entlohnung in der Schweiz da viel mehr Nachfrage


Für die Politik wichtige Erkenntnis:
· Hohes Ausmass des «Upskilling» in der Schweiz ohne jegliche Entwertung der  tertiären Bildungsabschlüsse («Tertiarisierungslücke»)
· «Der Anteil der Erwerbsbevölkerung in der Schweiz, der über einen Bildungsabschluss auf Tertiärstufe verfügt, hat sich innerhalb von nur rund 20 Jahren von 20 auf 40% verdoppelt.» (S. 4)
· «Insgesamt geben unsere Ergebnisse einige Hinweise darauf, dass eine abgeschlossene berufliche Grundbildung nicht (mehr) ohne weiteres als 
· «Garant» für Arbeitsmarkterfolg wirkt. Vielmehr scheint sich diese 
· »Schutzwirkung» auf Abschlüsse der Tertiärstufe verlagert zu haben.» (S. 10)

Oesch, Daniel und Emily Murphy. 2017. «Keine Erosion, sondern Wachstum der Mittelklasse. Der Wandel der Schweizer Berufsstruktur seit 1970», Social Change in Switzerland N12. •
· Untersucht: Ungleiche Entwicklung der Arbeitsnachfrage (d.h. Erwerbschancen) nach Qualifikationsstufen 
· Geht der Frage nach, ob die Beschäftigung in Berufen mit überdurchschnittlichen Erwerbseinkommen nach unten ausgehöhlt wird oder eher expandiert. 
· Wenn nur Lehrabschluss, dann prekarisiert wie zB in angelsächsischen Systemen 
· Mittelklasse: unterhalb der Oberklasse, die von ihrem Kapital lebt, oberhalb der Arbeiterklasse, die von manueller Arbeit lebt. 
· Zentraler Befund: Die Schweiz hat keine Polarisierung der Beschäftigung erlebt, sondern eine massive Expansion der gebildeten Mittelklasse (34 -> 48% in 25 Jahren seit ‘91
· Keine Polarisierung in Beschäftigungsstruktur trotz Globalisierung. Frauenerwerbstätigkeit und Automatisierung 

Treiber von Ausgleich oder von Ungleichheit? 

zentraler Befund: 
· Die Schweiz hat keine Polarisierung der Beschäftigung erlebt, sondern eine massive Expansion der gebildeten Mittelklasse trotz Automatisierung und steigender Frauenerwerbstätigkeit, und ohne strukturell steigende Arbeitslosigkeit –> Wichtigkeit von Strukturwandel, Bildungsexpansion und Immigration 
· p. 10: «Anders als in den USA gibt es für die Schweiz keine Anzeichen für eine zunehmende Polarisierung der Beschäftigungsstruktur» 
· Arbeitsmarkt als Treiber von Ausgleich zwischen Geschlechtern und Mittel/Hochqualifizierten.


Für die Politik wichtige Erkenntnisse:
· Massives Ausmass der Deindustrialisierung und «Bereinigung» des Arbeitsmarktes in den Rezessionen der 70er und 90er Jahre.
· Trotzdem kein Problem starker Arbeitslosigkeit. 
· p. 10 «Unsere Ergebnisse widersprechen der Annahme, wonach post-industrielle Volkswirtschaften nur Vollbeschäftigung erreichen können, wenn sie ihr Lohngefüge nach unten hin öffnen und viele geringbezahlte Dienstleistungsstellen schaffen
· Verschwinden der Niederiglohnbeschäftigung in 90er Jahre Rezession, Expansion durch Bildung und kein Lohngefälle nach unten 
· Servicessecortrilemma: Servicejobverlust kompensieren durch niedrige Löhne (Türaufhalter, Gassigehen) 


Heiratsmarkt: 

Rolle von Bildung und Einkommen bei der Paarbildung in der Schweiz:
· Untersucht: Ungleichheit in der Verteilung materieller Ressourcen zwischen Paarhaushalten.
· Geht der Frage nach, inwiefern die Familien/Paarbildung diese Ungleichheit verstärkt oder abschwächt.

Heterogamie: tiefe Qualifiziert heiratet hochqualifiziert, Homogamie: hoch heirat hoch, tief heiratet tief 


Treiber von Ausgleich oder von Ungleichheit? 
· [image: ]Homogamie war immer die Tendenz und ist relativ konstant geblieben, mit gewisser Zunahme in der unteren und oberen Einkommensschicht. Sie trägt somit zur «sozialen Schliessung» dieser Schichten bei (in eher zunehmendem Ausmass). 
· Die Homogamie nimmt in der Schweiz nicht besonders stark zu (trotz Bildungsexpansion insb. der Frauen). Sie bleibt weitgehend konstant hoch








Für die Politik wichtige Erkenntnis: 
· Während die Homogamie im Moment des Eingehens der Partnerschaft stabil hoch ist, nimmt sie danach im Zeitverlauf in der Schweiz ab (s. 9), insb. nach der Familiengründung, durch tendenziell sinkende Einkommen der Frauen und steigende Einkommen der Männer. 
· Heute sind in der Schweiz Arbeitsmarkt und Familienorganisation stärkere Treiber von Geschlechterungleichheit in Einkommensverhältnissen als das Bildungssystem.
· Bildung und Einkommenssituation ähnlich sind bei Paarbildung, nach Kinder Frauen weniger Männer mehr, wird also heterogener  

Bildungssystem und stratifizierende Abschüsse machen auch Ungleich, da tertiäre Bildung viel Geld erbbringt 

Typologie von Sozialpolitiken und distributive Wirkungen 

Die sozialstrukturelle Ungleichheitsforschung zeigt, dass soziale Ungleichheiten über viele verschiedene Mechanismen von Kindheit an produziert und dann reproduziert werden (Familienbildung, Bildung, Arbeitsmarkt etc).
· Materielle Ungleich ist nicht Fleiss, anstrenge Intelligenz sondern strukturell also in der Sozialpolitik 
· Wenn nicht meritokratisch, dann muss man eingreifen (moralisch)
· Wenn nicht von Leistung und Talent abhängende Struktur, dann ineffiziente Allokation von Ressourcen (Fähigkeiten)

Ein beträchtliches Mass an materieller Ungleichheit scheint also strukturell zu sein (d.h. nicht nur aus individuellem Verhalten und Entscheidungen zu resultieren). 

Diese Erkenntnis begründet sowohl effizienzbasierte als auch sozialpolitische Argumente für ausgleichende, d.h. umverteilende, Sozialpolitiken

Aber ist Sozialpolitik immer umverteilend? Welche distributiven Wirkungen hat Sozialpolitik?  Sozialpolitik ist nicht immer per se und nicht immer Umverteilend 

Welche Faktoren erklären die (un)gleiche Verteilung von Gütern? 
· Strukturelle Treiber (cf. letzte Woche: Globalisierung, Strukturwandel, SBTC) 
Vs. 
· Politik (Investitions- und Verteilungspolitik) Pflichtlektüre: Weisstanner, David und Klaus Armingeon (2018). 

· [image: ]Öffentliche Bildungsausgaben und hohe Einkommenssteuern sind zentrale Determinanten tieferer Bildungsprämien (sowohl zwischen den Ländern als auch über die Zeit). Sozialleistungen Sind das nicht. 
· Ökonomische (Kontroll-) Variablen
· Öffentliche Bildungsausgaben 
· Steuerniveau 
· Sozialleistungen
Keinen  direkten Link zwischen Grösse von Sozialstaat und Ungleichheit 



















Typologie von Sozialpolitiken : 
· Kompensatorische Sozialleistungen (Social Consumpton): Ziel: 
· Einkommensersatz und ex post «Korrektur» der Marktverteilung von materiellen Ressourcen (equality of outcomes). Wichtigste Instrumente: Transferzahlungen (wenn Einkommen weg durch Alter, Kind oder Unfall, Kündigung dann ersetze Staat das Einkommen für Zeit 
· Eher Outcomerquality, nicht unbedingt redistributiven 
· Investive Sozialleistungen (Social Investment): Ziel: 
· Humankapital schaffen und dessen Nutzung erlauben; ex ante Verbesserung der Erwerbs- und Einkommenschancen (equality of opportunites). Wichtigste Instrumente: Dienstleistungen in Aus- und Weiterbildung ab früher Kindheit, Vereinbarkeitspolitik, aktive Arbeitsmarktpolitik
· Setzen bei Quelle an, Chancengleichheit 


Kompensatorische Sozialleistungen 

· Typische Instrumente des Lohnersatzes: »Sozialversicherungen» 
· Rentenversicherung 
· Arbeitslosenversicherung 
· Mutterschaftsversicherung 
· Invaliditätsversicherung 
· Ob und wie stark diese Sozialversicherungen umverteilend sind hängt von a) den Kriterien der Anspruchsberechtigung an und b) von der Leistungsstruktur (Proportionalität, Plafonierung) 
[image: ]
Wie stark Gini reduziert wird durch Steuern und Leistungen 

In welchem Umfang sind Sozialtransfers umverteilend?

· Wie ist es zu erklären, dass diese Transfers nicht immer umverteilen? --> vgl. Sitzung 3 dieser Vorlesung: Wohlfahrtsregimes nach Esping-Andersen «Stratifizierung»:
·  „The welfare state is a stratification system in its own right. Does it enhance or diminish existing status or class differences?“ 

In CH: Prämien regressive da nicht über Steuern, dazu Pensionskassen die stratifizieren sind, die umverteilende Aspekte wie AHV usw können das nicht ausgleichen 
[image: ]

[image: ]


· Ungleichheit reproduzierende oder sogar verstärkende Sozialpolitiken werden mit dem «Matthäuseffekt» bezeichnet (wer hat, dem wir gegeben)
· Für Versicherungen, wenn man substantielle Beiträge zahlen kann, dann bekommt man auch viel
· Eine alternative Strategie der Sozialpolitik besteht darin, direkt beim Erwerbs- und Einkommenspotenzial anzusetzen. 
· Allerdings: Matthäuseffekte sind auch in sozial-investiven Politiken verbreitet.
· Dachte durch investive Politik vermeidet man  «wer hat der bekommt»
· Jedoch nicht so, z.B Krippen (Eltern arbeiten, Kinder haben Kompetenzen)


.Sozialstaat in liberalen System auch viel stigmatisierend

Investive Sozialleistungen Ein zentrales Beispiel: 
· frühkindliche Bildung/Familienergänzende Kinderbetreuung. 
· Welche sozialen Klassen nutzen diese und warum? 
· Angebotsseitige Faktoren: Verfügbarkeit und Preis 
· Nachfrageseitige Faktoren: kulturelle Normen 
· Vereinbarkeitspolitik ist z.B. ein zentraler Bestandteil der OECD-Empfehlungen für die Modernisierung der Sozialpolitik, weil sie soziale Integration und Produktivität verbinden soll

Investive Sozialleistungen 
· Vergleichende Untersuchung in den EU-Ländern: Ungleichheit in der Nutzung der «childcare services» und vorhergesagte Wahrscheinlichkeiten der Nutzung.
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Angebot oder sozial Noren?
· Wenn Normen, dann weniger gestaltbar, wenn Kosten, dann machbar für Politik
· Links: welcher Anteil der Haushalte insgesamt Kundenbetreuung nutz
· Rechts: Anteil in verschieden Einkommensklassen, Verhältnis zwischen höchster Einkommensklasse und niedrigster:
· Bsp: Luxemburg: in höchsten Klasse 30% höhere Nutzung an Kinderbetreuung als in tiefsten Klasse 
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· Für alle Klassen sind die kurven bei Normen etwa gleich
· Strukturell: oberen Klassen nutzen weniger Krippen, wenn teuer, Effekt der Verfügbarkeit bei tieferen Schichten aber viel höher bei tieferen Klassen 

[image: ]

Betreuungsquote nach Einkommensdezilen: nur 20% im tiefsten, im höchsten 50% Nutzen Angebote der frühkindlichen Förderungen 
also wieder auch sehr stratifizierende investive (consumption) Politik 

Typologie von Sozialpolitiken und distributive Wirkungen 

Fazit: 
· Weder kompensatorische noch investive Sozialausgaben «per se» umverteilend. 
· Die distributiven Wirkungen von Sozialpolitik müssen genau untersucht werden. 
· Regressive oder stratifizierende Wirkungen sind in erster Linie die Folge von Policy-Design. Das legt nahe, dass politische Faktoren (Machtverhältnisse) erklären, ob und in welchem Umfang Sozialpolitik Ungleichheit ausgleicht oder nicht.

Solange Tagesschulen nicht gratis für alle sind, sind sie stratifizierend (Bsp in Zürich)
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Das Globalisierungstrilemma
· Staaten werden versuchen, Abwanderung zu verhindern: Reformen, um mobile Faktoren im Land zu halten, Steuerreformen, Abbau von Regulierungen etc.
· Kerninstrumente demokratischer Wirtschaftspolitik 
· Beispiele bei Rodrik: 
· Arbeitsrecht 
· Steuern 
· Gesundheitsstandards 
· Umweltauflagen 
· Subventionen

Das heisst, Staaten können über den Einsatz der Kerninstrumente ihrer Wirtschaftspolitik nicht mehr demokratisch entscheiden. 
Rodrik’s Schlussfolgerungen: 188: «National democracy and deep globalization are incompatible.»
(andere Bereiche der Politik wie Abtreibung, Religionsfreiheit usw eher nicht, Rodrik spricht über Wirtschaftspolitik) jedoch neuere Forschung: hochqualifizierte liberale Arbeitskräfte könnten abwandern z.B in Polen, könnte Einfluss haben 
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Hat Begriffe radikalisiert (Massenpolitik (haben Wahlen Einfluss) zu demokratischer Politik) 
Im Jahr 2000 war es äusserst provokanter Text, auf Hochzeit der Globalisierung, nach Finanzkrise war er weniger «enfant terrible» und jetzt wichtige Stimmer in Globalisierungskritik 

Option I: Golden Straitjacket
· Ökonomische Integration + Nationale Souveränität (ohne politische Integration)-> Konvergenz nationaler Regeln und Policies 
· Auf unterschiedliche Bedürfnisse unterschiedlich reagieren, faktisch jedoch verlieren Nationalstaaten an Bedingung 
· Nominell nationale Demokratie, Reichweite der Entschiede in wirtschaftspolitischen Bereichen immer kürzer
· Problem: Mobile Produktionsfaktoren können sich der Regulierung durch nationale Politik entziehen. 
· Preis 
· Nationale Politik kann nichts mehr tun, was Produktionsfaktoren vertreibt. 
· «Insulation» der Wirtschaftspolitik von demokratischen Prozessen

Option II: Global Governance
· Ökonomische Integration + Demokratische Politik 
· Ebenfalls Konvergenz, aber auf gemeinsam festgelegte Regeln$
· Massstab der zu Regelnden muss mit Regulatoren übereinstimmen, globale Steuern, usw alles demokratisch legitimiert 
· Problem: Regulierungen müssen weltweit einheitlich sein, damit sie wirken können. Preis 
· Kein Spielraum für nationale Eigenständigkeit 
· Notwendigkeit zur Entwicklung entsprechender Institutionen

Option III: Bretton Woods 
· Nationale Souveränität + Demokratische Politik 
· Keine Konvergenz, Länder bleiben verschieden 
· Schrumpfen die zu Regulierenden auf Regulatorengrösse, verhindern dass Produktionsfaktoren sich weniger frei bewegen können,
· Spezialisierungsgewinne gehen verloren
· Problem: Setzt voraus, dass Produktionsfaktoren sich der nationalen Regulierung nicht entziehen können. Preis 
· Anfällig für Trittbrettfahrertum (Steueroasen z.B), braucht Institutionen die Durchsetzung garantieren 
· Notwendigkeit der Beschränkung des Kapitalverkehrs 
· Ineffizient. Mögliche Spezialisierungsgewinne werden nicht genutzt. 
· Permanenter Koordinierungsbedarf, potentiell konfliktträchtig


Politik des Trilemmas Wer sollte aus strukturellen Gründen welche Lösung unterstützen? «Golden Straitjacket»: 
· Kapitalbesitzer, Unternehmen, mglw. mobile, high-skilled Arbeitskräfte, Länder mit liberalen Ökonomien…? 
· Unter Modell der GS gibt es immer noch Wahlkämpfe, Wahlen usw. Die Substanz wird aber ausgehöhlt, wesentlicher Teil der Regulierung der Wirtschaft muss angepasst werden an internationalen Wettbewerb (tiefer Steuern, Regulierung von wirtschaftsfreundlichen Massnahmen usw)




«Global Governance»: 
· mobile, high-skilled Arbeitskräfte (die die gleichzeitig hohen Regulationsstandard bevorzugen, die von CMEs z.B), je nach Ausgestaltung: Investoren oder immobile Arbeitskräfte, «Kosmopoliten», koordinierte Ökonomien…? 
· Wenn hohe Regulierung, dann vlt auch Globalsierungsverlierer 

«Bretton Woods Compromise»: 
· Arbeiter, «Globalisierungsverlierer», «Kommunitaristen», …?
· Knapp vorhandene Faktoren wie Arbeitskräfte die in Land knapp sind, und viel Konkurrenz bekommen durch Globalisierung  

2. Warum ist «Global Governance» so schwierig?

Von globaler Integration… Lange dominante Annahme: Entwicklung in Richtung «Global Governance/Global Federalism», insbesondere nach 1990. 
· ZB 1995: Gründung der World Trade Organization (WTO) 
· 1992: Vertrag von Maastricht, Article A: 
· «By this Treaty, the High Contracting Parties establish among themselves a European Union, hereinafter called 'the Union’. This Treaty marks a new stage in the process of creating an ever closer union among the peoples of Europe, in which decisions are taken as closely as possible to the citizen»



zum Backlash 
Heute: Rückkehr zum Nationalstaat, Desintegration, Krise des Multilateralismus • Brexit • Trump • Krise der EU • COVID-1
[image: ]

Disintegration 
«Empirically, DISINTEGRATION exploits the unique research opportunity that two ongoing mass-based disintegration processes offer: the Brexit process and an upcoming Swiss referendum aimed at terminating a Swiss-EU bilateral treaty.”
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Stilisierte Aufteilung nach Gruppe:
· Remainers: wollen Regulierungen aber auf höheren Ebene, da nur 60 Mio Leute
· EU engt uns ein, lieber nach WTO frei auf ganzen Welt handeln
· Wollen nationales Modell stärkenjede Woche 350Mio Pfund in NHS stecken anstatt der EU zu geben 

Erfolge globaler Integration 
Das weltweite Vorbild: die Europäische Union 
Hyperglobalisierung wie in EU da ökonomische Integration intensiv 
· Vermutlich kein Zufall: Club von CMEs (zumal nach Brexit) 
· Grösster Binnenmarkt der Welt 
· Enorme wirtschaftliche Integration im Binnenmarkt (Vier Grundfreiheiten: Freier Warenverkehr, Personenfreizügigkeit, Dienstleistungsfreiheit, Freier Kapital- und Zahlungsverkehr) 
· Weit fortgeschrittene politische Integration (direkt gewähltes Parlament, europäische Parteienfamilien, europäischer Gerichtshof etc.)
· Klärung von Streitigkeiten von EuGh 
· Jedoch europäischer Rat (Rat der Mitglieder) bestimmt in Krisensituation
· EU aber nicht Golden SJ: hohe Standards für Wirtschaft…? Naja kommt drauf an 

Das weltweite Vorbild: die Europäische Union 
· Beitrittsperspektive schafft Anreizeffekte und löst Reformen aus 
· Relativ effektiv in der Regulierung transnationaler Konzerne (Apple, Google, Facebook) -> Steuern, Datenschutz, Wettbewerbsrecht 
· Wirksame Regulierung z.B. im Umwelt- und Verbraucherschutz (Abgasregulierung von PKW z.B und nicht laxester Standard der sich durchsetzt) 
· EU-Regeln oft stringenter als die der Mitgliedsländer 
· Kein «Race-to-the-Bottom»
Grenzen der globalen Integration 2000 war Rodrik noch optimistisch: 
· «Now I have to stick my neck out farther and make a prediction. I would place my bet on global federalism, as unlikely as that may seem at the moment. In the next 100 years or so, I see a world in which the reach of markets, jurisdictions, and politics are each truly and commensurately global as the most likely outcome… The most dicey projection is that we shall see an alliance of convenience in favor of global governance between those who perceive themselves to be the “losers” from economic integration, like labor groups and environmentalists, and those who perceive themselves as the “winners,” like exporters, multinational enterprises, and financial interests.” (Rodrik 2000: 185).
· Koalition der Globalisierungsverlierer, da Aushöhlung des Schutzes von nationale Regelungen, Koalition für transnationale Regulierungen 

2011 nicht mehr: 
· “I am skeptical about the global governance option, but mostly on substantive rather than practical grounds. There is simply too much diversity in the world for nations to be shoehorned into common rules, even if these rules are somehow the product of democratic processes. Global standards and regulations are not just impractical; they are undesirable. The democratic legitimacy constraint virtually ensures that global governance will result in the lowest common denominator, a regime of weak and ineffective rules.” (Rodrik 2011: 203-204)
· Unterschiedliche Problemlagen und unterschiedliche Lösungsansätze 
· Kleinster gemeinsamer Nenner wird formale Girlande, der nicht verdecken wird das am Schluss GSJ kommt

Scharpf, Fritz W. (2009): 
· Weshalb die EU nicht zur sozialen Marktwirtschaft werden kann. Zeitschrift für Staats- und Europawissenschaften, 7, S. 419-434. 
· Instrument zur Feststellung unterschiedlichen Systemen: VoC
Rodrik mit Varieties of Capitalism verbinden: 
· „Global Governance" setzt voraus, dass die Regelungswünsche der einzelnen Staaten einigermassen ähnlich sind. 
· Wo die Regelungswünsche aus strukturellen Gründen unterschiedlich sind (konkret: weil die Länder unterschiedliche Varieties of Capitalism haben), verbleiben globale Regeln auf dem Niveau des «golden straitjacket».

Scharpf: Grenzen der Integration 
· Daraus folgt Asymmetrie zwischen positiver Integration und negativer Integration 
· Positive Integration: Explizite Vereinheitlichung von Regulierungen und Policies auf europäischer Ebene durch gemeinsamen Beschluss und Schaffung gemeinsamer Regeln. (Scharpf 1999: «Ausübung wirtschaftspolitischer und regulativer Kompetenzen auf der Ebene der grösseren wirtschaftlichen Einheit») 
· Intensität der Regulierung bleibt gleiche 
· Negative Integration: Implizite Vereinheitlichung der europäischen Standards durch Abschaffung nationaler Sonderregeln. (Scharpf 1999: «Beseitigung von Zöllen, von quantitativen und qualitativen Beschränkungen des freien Handels und von Behinderungen des freien Wettbewerbs»)
· Rahmengesetz der bestimmtes Set von Standrads erlaubt, Rest ist nicht erlaubt 
· Wenn USA Steuern gesenkt haben, dann Rest von Welt auch

Grenzen der globalen Integration 
· Welche Art der Integration bevorzugen Liberale Marktwirtschaften? 
· Flexibel, radikale Innovation, kurzfristige Beziehungen sind wichtig 
· Welche Art der Integration benötigen koordinierte Marktwirtschafen? 
· Kündigungsschutz ist integraler Bestandteil von langen Beziehungen, deswegen brauchen wir den 
Scharpfs Antwort:  Liberale Marktwirtschaften begrüssen Deregulierung und wehren sich gegen Regulierung. Koordinierte Marktwirtschaften benötigen Regulierung und setzen sich dafür ein. 
· Weil Deregulierung leichter zu erreichen ist (zB durch Gerichtsverfahren oder durch fehlende Updates existierender Regeln), gibt es eine Asymmetrie.
· Positive Integration ist anstrengend, alle an Tisch, alle gemeinsam Beschliessen 
· Negative Integration: durch kippen von besehenden Regulierungen, durch Veränderung der Wirtschaftsstruktur, insgesamt viel einfacher als positive Integration 
· Gericht kann qua Defintion nur negative Integration auswirken: in DE gibt’s Regeln, die stört mich, sagt italienischer Produzent vor EuGh: dann sagt EUgh, ja die muss weg







3. Der Backlash gegen Globalisierung
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Potenzielle Gewinner der Hyperglobalisierung haben sich für Verbleib in EU ausgesprochen 
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Backlash in abgehängten Regionen 
· Im Gegensatz zur Analyse von Scharpf scheint der Backlash gegen Integration in den Liberalen Marktwirtschaften am stärksten ausgeprägt zu sein. 
· In liberalen Marktwirtschaft trifft es Verliererinnen viel stärker als in CMEs
· Aber Vorsicht: Dass der Backlash in Regionen mit vielen Globalisierungsverlierern stark ist, beweist noch nicht, dass Globalisierungsverlierer dahinter stecken (ökologischer Fehlschluss) 
· Zu klärende Fragen: 
· Tatsächlicher Abstieg oder Abstiegsangst? 
· Rolle des Bildungsstands? 
· Rolle kultureller Werte? 
· Politisierung: Warum wählen Globalisierungsverlierer rechts?




Sind es Globalisierungsverlierer? Typisches Forschungsdesign: Wie stark sind Leute dem „China-Shock“ ausgesetzt?
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· Wie stark die Leute der Globalisierung aushetzet sindwie stark die Leute China als Konkurrenz ausgesetzt sind (nicht in allen Branchen wie Textilindustrie, Elektronik usw, Dienstleistungssektor z.B nicht, ebenso wenig Flugbranche)
· Also anschauen, wie hoch Anteil der der Branchen ist, die in Konkurrenz zu China stehen Seattle mit Boeing und Microsoft steht nicht in Konkurrenz zu China
· 
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Konsistent über alle Modelle: positive Korrelation von Zustimmung von breit und Konkurrenz zu China, bei Rentnern ist das nicht der Fall 
· Weist darauf hin, das die die beim Arbeitsmarkt Konkurrenz haben gegen Brexit sind (ausser gleiche Rentner in gleichen Bereichen)

Wogegen richtet sich der Backlash? 
· Rodriks Argument: Welche Form der Backlash annimmt, hängt davon ab, wie ein Land die Globalisierung erlebt. Wird die Globalisierung vor allem als Globalisierung der Finanzmärkte spürbar, richtet sich der Backlash vor allem gegen ökonomische Eliten und internationale (Finanz- )organisationen. Es entsteht Linkspopulismus (analog auch Manow (2018) zu Südeuropa). 
· Kritik an Globalisierung war traditionell Links (occupy Wallstreet usw)
· Ob nach Links oder nach Rechts, hägt davon ab, welche Form der Globalisierung kommt  mehr Direktinvestitionen, Staatsanleihen von Rentenfonds aus den USA gekauft, Migration usw 
· In Westeuropa: vor allem Integration der Arbeitsmärkte (Nicht mehr Fabrik in Dänemark sondern in Rumänien, wenn diese Art von Globalisierung: dann Rechtspopulismus Frame von eigenen Leuten vs andere Leute) 
· Globalisierung der Finanzmärkte der IWF schickt Leute nach Buenos Aires, die sagen, was Argentinien tun muss um noch Geld zu kommen z.B radikale Sparmassnahmen, das führt zu Elitenkritik an den Finanzhaien 
· Wird die Globalisierung vor allem als Integration der Arbeitsmärkte spürbar, richtet sich der Backlash vor allem gegen Zuwanderer und andere Länder. Es entsteht Rechtspopulismus. 
· Syriza und Podemos Inbegriff von linkpopulistischen Backlasch gegen Trojka, aber es gibt auch starker Rechtspopulismus  im Süden Europas 
zum populistischen Backlash nächste Woche mehr
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1. Die neuen politischen Wählerpotenziale

«Winners» und «losers» von Globalisierung , Deindustrialisierung und technologischem Wandel
· Basierend auf ökonomischen Entwicklungen:
· Bevorteilte: hoch qualifizierte, mobile, kognitiv Beschäftigte, interpersonelle Jobs (Professorin, Bildung, Pflege. Beratung wie Consulting oder Psychotherapie usw), Zentren.
· Benachteiligte: niedrig qualifizierte, exponierte Arbeiter*innen, Routinejobs, periphere Regionen, manuelle (Prestige und Lohn sinkt in diesen Berufen durch Deindustrialisierung) 
· Tiefqualifizierte Dienstleistungsjobs wie Kurier, Haushaltshilfe usw ist nicht so klar, Expansion dieser Beschäftigungssparte aber oft schlecht geschützt 

«Winners» und «losers» von sozialer Modernisierung (nicht nur wer Job findet und wer hohes Gehalt hat, sondern auch politische Wertvorstellungen werden von den politischen Portierungen unterstützt oder erhalten weniger Rückenwind)
· Basierend auf sozio-kulturellen Entwicklungen:
· Bevorteilte: Kosmopolit*innen, Minderheiten, (qualifizierte) Frauen, kognitiv und kreativ Tätige, mobile und kulturell Interessierte.
· Mobil: hat Konkurrenz aber kann sich auch neue Jobs in neuen Ländern suchen 
· Benachteiligte: Kommunitarist*innen, Traditionalist*innen, niedrig qualifizierte Männer, manuell Tätige, national oder lokal orientierte Menschen.
· Vor allem manuell tätige Männer betroffen 

2. Mobilisierung durch Parteien

Welchen Parteien geben diese Wähler*innen ihre Stimmen?
· Liberal-progressive Parteien mobilisieren stärker die Bevorteilten des Strukturwandels. (Grüne z.T SD liberale oder radikal Linke) 
· Rechts-nationale Parteien mobilisieren stärker die Benachteiligten des Strukturwandels.
· An beiden Polen wachsen die Parteien der neuen Linken und neuen Rechten über die letzten 30 Jahre.
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In einer Vielzahl von Studien haben sich folgende Determinanten robust als wichtig zur Erklärung des Wahlverhaltens in vielen Ländern erwiesen:
· Bildung (wählen unterdurchschnittliche Rechts)
· Berufsklassen (Soziokulturelle interpersonelle hochqualifizierte wählen die Linke) 
· Zentralität (Zentrum/Peripherie bzw. Stadt-Land)
· Geschlecht
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Neues, stabiles Realignment der Wählerschaften und Polarisierung
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3. Politische Identitäten und Parteipolarisierung

Jedoch: weiterhin ungeklärte, offene Frage: Wahlmotivation?
· „Ökonomische“ Motivationen?
· Tatsächlicher Abstieg/Aufstieg?
· Abstiegsangst? Statusangst?
· Bildungschancen/-renditen? Möglichkeiten/Skills?
· „Kulturelle“ Motivationen? (nicht Kosten-Nutzen Rechnung)
· Bildung? Ambivalenztoleranz/Autoritarismus vs. Liberalismus?
· Starker Prädiktor für Wahlverhalten, weil Bildung zu veränderten Werthaltungen führtMenschen sind in der Lage, mit Unsicherheiten und Zweideutigkeiten umzugehen und wollen keinen Autoritarismus: schwarz-weiss, wer was zu sage und zu tun hat
· Rolle kultureller Werte? Traditionalismus vs. Universalismus.
· Universalistisch: alle Menschen haben ähnliche Chancen und Möglichkeiten
· Traditionalismus: Gesellschaftliche Ordnung die man verteidigen muss, jede Person hat ihren Platz 
· Nationalismus/Kosmopolitismus.

Warum wollen wir die Motive/Mechanismen kennen?
· Die Motive erklären, was die Wähler*innen von der Politik/von ihrer Wahl erwarten.
· e.g. Cramer 2016, Hochschild 2016: Politics of Resentment/Feeling left behind.
· LibDems in UKMehr Bildungsprämien und Elitenbildung oder multikulturelle Integration oder Brexit rückgängig muss wissen, was man möchte
· Ökonomen sagen: Bildungsexpansion dann weniger Populismusschneller Sprung, vielleicht geht es nur um Wertvorstellung  und nicht Bildung 
· Damit zusammenhängend erklären sie, welche Politiken diese Wähler*innen ansprechen werden oder nicht.
· e.g. Gingrich 2019: Wachstum rechtsnationaler Parteien in peripheren Regionen auch bei steigenden Sozialleistungen.
· Frage nach Stabilisierung vs. Volatilem Wählen.
· e.g. de Vries/Hobolt 2020: issue entrepreneurs.

Schwierigkeit
· Von den sozio-strukturellen Charakteristika der Wähler*innen kann ihre Motivation nur bedingt hergeleitet werden.
· Zentral ist, wie die Menschen ihre Situation wahrnehmen, definieren, und wogegen sie sich abgrenzen.
· Diese Selbstwahrnehmungen sind a) komplexer und b).
· Sage nicht: ich bin hochgebildet und ich bin niedriggebildet, soziologische Kategorisierung ist nicht immer wie Selbstwahrnehmung 
 
Forschungsprojekt: Social Identities and Social Structure in 21st Century Electoral Politics – How «Us» and «Them» Relates to Voting Behavior.
· Laufende vergleichende Studie zu politischen Identitäten in F, GER, CH, UK am IPZ – Bornschier, Haffert, Häusermann, Steenbergen, Zollinger.
· Pflichtlektüre auf der Basis der Pilotstudie in der Schweiz:
· Umfrage im Herbst 2018 bei 1000 RespondentInnen in der Schweiz
· Bornschier, Simon, Céline Colombo, Silja Häusermann und Delia Zollinger (2020): “How ‘Us’ and ‘Them’ Relates to Voting Behavior - Social Structure, Social dentities, and Electoral Choice”. Comparative Political Studies.

Frage nach “anderer” Gruppe : «Wie würden Sie Leute beschreiben, die politisch komplett anders denken als Sie? Von denen Sie denken, dass sie wahrscheinlich fast immer anders wählen oder abstimmen?» (nicht: Linkswählende sind besser gebildet)
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Frage nach eigener Gruppe: «wenn Sie sich jetzt Leute vorstellen, die politisch ähnlich denken wie Sie, also ähnliche politische Meinungen haben und ähnlich abstimmen oder wählen würden, was sind das für Leute? Wie würden Sie diese beschreiben?» (Linke sagen nicht: wir haben hohe Bildungsprämien und SVPler sagen nicht: manuell qualifiziert)
Sind also nicht die soziologischen Kategorisierung  die Menschen selber über sich sagen.
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Zentrale Fragen der Studie
· Welche Gruppenidentitäten entsprechen den soziostrukturellen Wählersegmenten, die der neuen Rechten und neuen Linken - bzw dem neuen kulturellen Konflikt - zu Grund liegen?
· Sind diese Gruppenidentitäten eher ökonomisch oder kulturell konnotiert?
· Welche dieser Identitäten polarisieren die Wähler*innen?
· Letztlich: Welche Identitäten stabilisieren den neuen kulturellen Konflikt in Europas Parteiensystemen?
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Forschungsdesign
1. Warum der Fall Schweiz gut geeignet ist für die Studie:
· Frühes und starkes Realignment, deswegen interessant für Studien 
· Soziokulturelle Polparteien sind auch die grössten Parteien
· Starkes Realignment der Arbeiterklasse nach Rechts
2. Die Umfrage:
1. 1000 Befragte in der dt-sprachigen Schweiz
2. Repräsentativ für Bildung, Alter, Geschlecht

“Wie nahe fühlen Sie sich den folgenden Gruppen? Mit „sich nahe fühlen“ meinen wir, wer ist am meisten so wie Sie in Ihren Einstellungen, Lebensumständen und Gefühlen?”
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Erster Befund:
· In den Regressionen zeigt sich, dass die «objektiven» Gruppen sich auch den entsprechenden «subjektiven» Gruppen nahe fühlen.
· Hochgebildeten fühlen sich den hochgebildeten näher 
· ABER: die «subjektiven» Gruppen gehen weit über die direkte Entsprechung hinaus, v.a. zu kulturell konnotierten Gruppen.
· Insbesondere haben Bildung, Klasse und Zentralität (Stadt-Land) - d.h. diejenigen Attribute, die der neuen Rechten und neuen Linken zu Grunde liegen - eine starke Verbindung zu kulturellen Identitätskategorien.
· Schweiz ist kulturell konnotiert, also Production Worker mehr Zustimmung 
· Zudem sind die am stärksten polarisierenden Identitäten zwischen Wähler*innen der neuen Rechten/Linken kulturell konnotiert.
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Kulturell Konnotierte Gruppe am meisten Differenziert auf kultureller Ebene, kulturelle Identität



















Zweiter Befund
· Die wichtigsten positiv und negativ konnotierten Gruppen (Ingroups/Outgroups) erklären die Parteiwahl signifikant.
· Sie steigern die Passung des Regressionsmodells stark.
· Linke Wähler fühlen sich den Kosmopoliten, urbanen am nächsten (Ingroup), am weitesten rural und reich (Outgroup)
[image: Macintosh HD:Users:Gabi:Desktop:Bildschirmfoto 2021-05-26 um 18.30.39.png]
R2 steigt stark, wenn zu soziostrukturelle Variablen auch kulturelle Variablen in Modell reinnehmen 
· Rural ist Ingroup aber kein Prädiktor (guter Prädiktor ist Swiss) für Rechte
· 
[image: Macintosh HD:Users:Gabi:Desktop:Bildschirmfoto 2021-05-26 um 18.30.58.png]
Selbstwahrnehmung: nicht low educated, sondern identifizieren sich als SchweizerInnen oder in Ablehnung zu Kosmopoliten 

Schluss
· Der strukturelle (ökonomische) Wandel hat die Parteipolitik in Europa transformiert.
· Die meisten Parteiensysteme Europas kennen heute eine starke Konfliktlinie zwischen neuer Linker und neuer Rechter.
· Auch wenn die Ursachen im ökonomisch-strukturellen Wandel liegen, scheint die Politisierung dieser Konfliktlinie mindestens so stark über kulturelle Selbst- und Fremdzuschreibungen zu laufen.
· Diese Gruppenidentitäten tragen (via soziale Schliessung) zur Stabilisierung dieses Konflikts bei und zu seiner Kontinuität. (Herausbildung zu einem Millieu)

4. Schluss-Schluss
· Materiell-struktureller Wandel und ideell-kultureller Wandel sind nicht klare Alternativen, sondern hängen zusammen.
· Nicht gegen ökonomische Erklärung 
· Die offene Frage heute ist, wie stark politische Akteure diese Verbindung aktiv beeinflussen können (agency).
· Ist es für Parteien möglich, die Selbstwahrnehmung völlig von den ökonomischen Realitäten abzukoppeln (Republikaner oder Demokrat ist sehr starke Identifizierung) also keine strukturelle Rückbildung  
· Heute integriert die Vgl. und Int. Politische Ökonomie auch Theorien aus dem politischen Verhalten und der politischen Psychologie; Subdisziplinien öffnen sich bis zu einem gewissen Grad.
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Figure 3. Relative share of task groups over time.
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TABLE 4.1. Changes in Overall Labor Demand (in Million Jobs) by Skill Type,
1995-2008

CAUSE OF JOB LOSSES

Net Job
Skill Type  Changes Technology ~ Trade Consumption
EULS All 263 8 —1L4 544
High 26 -89 -10 125
Medium 14.4 -s1 -39 234
Low 8.6 -207 65 185
Japan All -38 25 37
High 4.1 —04 10
Medium 2.1 -0.7 26
Low 5.9 “14 0.0
United States Al 17.8 -8.0 556
High 132 -2.0 160
Medium 55 —47 344
Low -0.9 -13 51

Source: Los, Timmer, and De Vries (2014, table 1).
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FIGURE 4.3 Evolution of labor productivity and median earnings in the United
States, 1947-2016. Source: US Bureau of Labor Statistics, www.bls.gov/data.
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FIGURE 9.5. The top decile income sharc in Anglo-Saxon countrics, 1910-2010

‘The sharc of the top 0.1 percent highest incomes in total income rose sharply since the
1970s in all Anglo-Saxon countrics, but with varying magnitudes.
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‘Table 1. Education premiums in 22 countries.

Country 1995 2007 2013 A1995-2007 (%)  A2007-2013 (%)
Australia 0.36 [1995] 031 [2008] 041 [2010] 15 +33
Canada 045 [1994] 047 [2007] 046 [2010] + -1
Treland. 045 [1995] 046 [2007] 042 [2010] +2 -9
UK 0.50 [1995] 043 [2007] 040 [2013] -13 -7
usA 0.59 [1994] 061 [2007] 0.67 [2013] + +9
Austria 037 [1994] 046 [2007] 044 [2013] +25 -5
Belgium 027 [1995] 028 (2000] +3

France 0.50 [1994] 040 [2005] 037 [2010] -20 -7
Germany 031 [1994] 041 [2007) 046 [2013] +33 +i1
Luxembourg 082 [1994] 0.69 [2007) 090 [2013] -17 +31
Netherlands 026 [1993] 033 [2007) 034 [2013] +25 +5
Switzedand 035 [1992] 043 [2007) 041 [2013] +20 —
Denmark 022 [1995] 019 [2007] 022 [2013] -1 +13
Finland 031 [1995] 032 [2007] 031 [2013] +2 -3
Norway 022 [1995] 0.8 [2007] 020 [2013] 15 +10
Sweden 021 [1995] 047 (2005] -20

Greece 050 [1995] 0.56 [2007) 023 [2013] +11 59
Taly 0.53 [1995] 027 [2008] 027 [2014) 48 -0
Spain 077 [1995] 051 [2007] 0.61 [2013] -3 +20
Crech Republic 0.60 [1996] 0.50 [2007] 044 [2013] -17 -13
Poland 0.54 [1999] 051 [2007] 039 [2013] -5 -2
Slovakia 044 [1992] 031 [2007] 026 [2013] -30 18
Average 0.46 042 041 -8 -2

Note: Averages calculated without Belgium and Sweden (missing data in the late 20005). Full dataset: see Table
Alinthe Supplementary Appendix.
Source: Luxembourg Income Stady Database (LIS) (www lisdatacenter.org, microdata accessed on Apeil 17, 2017).
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Table 1. Education premiums in 22 countries.

Country 1995 2007 2013 A1995-2007 (%)  A2007-2013 (%)
Australia 036 [1995] 0.31 [2008] 0.41 [2010] —15 +33
Canada 045 [1994] 0.47 [2007] 046 [2010] +4 -1
Ireland 045 [1995] 0.46 [2007] 0.42 [2010] +2 -9
UK 0.50 [1995] 0.43 [2007] 0.40 [2013] —13 -7
USA 0.59 [1994] 0.61 [2007] 0.67 [2013] +4 +9
Austria 0.37 [1994] 046 [2007] 0.44 [2013] +25 -5
Belgium 027 [1995] 028 [2000] +3

France 0.50 [1994] 0.40 [2005] 0.37 [2010] -20 -7
Germany 031 [1994] 0.41 [2007] 046 [2013] +33 +11
Luxembourg  0.82 [1994] 0.69 [2007] 0.90 [2013] —17 +31
Netherlands 026 [1993] 033 [2007] 034 [2013] +25 +5
Switzerland 035 [1992] 043 [2007] 041 [2013] +20 -4
Denmark 022 [1995] 0.19 [2007] 022 [2013] —11 +13
Finland 031 [1995] 0.32 [2007] 031 [2013] +2 -3
Norway 022 [1995] 0.8 [2007] 020 [2013] —15 +10
Sweden 021 [1995] 0.17 [2005] -20

Greece 0.50 [1995] 0.56 [2007] 0.23 [2013] +11 -59
Italy 0.53 [1995] 0.27 [2008] 027 [2014] —48 -0
Spain 0.77 [1995] 0.51 [2007] 0.61 [2013] -33 +20
Czech Republic  0.60 [1996] 0.50 [2007] 0.44 [2013] —17 —13
Poland 0.54 [1999] 0.51 [2007] 0.39 [2013] -5 -2
Slovakia 044 [1992] 031 [2007] 0.26 [2013] -30 —18

Average 0.46 0.42 0.41 -8 -2
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Abbidung 1 Vertelung der aushalstypen nach Bidungsstand (1992, 2000 und 2014)
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Table 3. Fixed effects regressions of education premiums, 1997-2014.
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2. 1. Kompensatorische Sozialleistungen
Figure 10. The equalising effect of taxes and transfers varies widely across OECD countries, even for similar
levels of inequality before taxes and transfers
A. Redistribution
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iskiet deshalb mitel bis langfrsig Jobs.

‘Dennoch glauben Menschen - nicht nur in Amerika - den Versprechen der Populisten, sie dutch Maen aus zolen vor den
Folgen der Globalisierung zu schitzen. Die liberale Poltk hat ihre Versprechen ncht eingehalten. Die unteren Einkommen
stagnieren in den USA seit ahizehnten. Menschen mit olchen Einkommen sind die Verlierer s deregulerten Mrkte und
des felen Handels.
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Institutionelle Antwort: Unabhéngige Zentralbanken
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Table 6. TSCS Determinants of Inflation.

Dependent variable Inflation
Share of elderly ~0.648* (0.269)
Unemployment rate -0.313* (0.109)
GDP per capita, 1,000s 0.228 (0.176)
Capital openness -0.885* (0.339)
Trade openness -0.032 (0.023)
Union density 0.099%+ (0.023)
Left parties, % cabinet posts 0.001 (0.003)
Wage coordination 0.078 (0.167)
Central bank Independence 1.486 (1.122)

10.946* (2.893)

Constant
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TABLE 10.2. Effect of a two standard deviation change in partisan government

on selected measures of welfare state effort
Cabinet
Pre-1986  Post1985  Pre-1986 Post-1985
Nonaged spending (sd = 3.9) 32 2.6
Social spending (sd = 5.2) 43 14 4.0
Public health spending, 83 29 66
percentage total (sd = 13.1)
Parental leave replacement rate 226 7.0
(sd=21.3)
replacement rates 228 145
(sd=21.5)
Sick pay replacement rates 21.8 26.1
(sd = 26.1)
Minumum pension replacement 1§ 23
rates (sd = 13.6)
Standard pension replacement 7.6 57
rates (sd = 14.7)

Source: Brady (2014); Scruggs (2013). Blank cell indicates insignificant cocfficient.
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Figure 3. Changes in unions’ membership base
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Figure 3.15. Evolution of the OECD average standard VAT rate until January 2017
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Table 3
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